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A. Staatskanzlei
Konsulate in der Bundesrepublik Deutschland

Bek. d. StK v. 5. 1. 2022
— 203-11700-5 DZA —

Die Bundesregierung hat dem zum Leiter der berufskon-
sularischen Vertretung der Demokratischen Volksrepublik Al-
gerien in Frankfurt am Main ernannten Herrn Abbes Ben-
moussat am 30. 12. 2021 das Exequatur als Generalkonsul
erteilt.

Der Konsularbezirk umfasst die Linder Hessen, Baden-
Wiirttemberg, Bayern, Bremen, Niedersachsen, Nordrhein-
Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Thuringen.

Das dem bisherigen Generalkonsul, Herrn Abdelkrim Yamani,
am 20. 12. 2019 erteilte Exequatur ist erloschen.

— Nds. MBI. Nr. 2/2022 S. 73

B. Ministerium fiir Inneres und Sport

Richtlinie iiber die Gewahrung von Billigkeitsleistungen
zur Unterstiitzung von der COVID-19-Pandemie
in ihrer Existenz bedrohten gemeinniitzigen
Sportorganisationen
(Corona-Sonderprogramm fiir Sportorganisationen)

Erl.d. MI v. 5. 1. 2022 — L 3-52 202 —
— VORIS 64100 —

1. Zweck, Rechtsgrundlage

1.1 Das Land gewdhrt als Billigkeitsleistung i. S. des § 53
LHO nach Maf3gabe dieser Richtlinie und der haushaltsrecht-
lichen Bestimmungen aus Landesmitteln finanzielle Leistun-
gen. Die Leistungen werden gemeinniitzigen Sportorganisatio-
nen, die infolge der COVID-19-Pandemie in ihrer Existenz be-
droht sind, gewahrt.

Ziel der Billigkeitsleistungen ist es, Folgen der COVID-19-
Pandemie und/oder der durch sie hervorgerufenen wirtschaft-
lichen Notlage einzuddmmen. Eine Billigkeitsleistung nach
dieser Richtlinie setzt deshalb voraus, dass eine sachliche und
zeitliche Kausalitdt zur COVID-19-Pandemie und/oder zu der
durch sie hervorgerufenen wirtschaftlichen Notlage besteht.

Weiteres Ziel der Billigkeitsleistungen ist es, Existenzbedro-
hungen in Form einer drohenden Zahlungsunfihigkeit bei ge-
meinniitzigen Sportorganisationen zu vermeiden und somit
der Stabilisierung und Aufrechterhaltung der fiir den Zusam-
menhalt der Gesellschaft wichtigen Sportstrukturen zu die-
nen, an deren Erhalt das Land ein besonderes Interesse hat.

1.2 Ein Rechtsanspruch des Antragstellers auf Gewihrung
der Billigkeitsleistung besteht nicht. Die Billigkeitsleistung
wird als freiwillige Leistung gewéhrt. Die Bewilligungsbehor-
de entscheidet aufgrund ihres pflichtgemédflen Ermessens im
Rahmen der verfiigbaren Haushaltsmittel.

2. Gegenstand der Billigkeitsleistung

2.1 Die Zahlungen werden in Form von Billigkeitsleistungen
als freiwillige Zahlungen gewéhrt, wenn gemeinniitzige Sport-
organisationen aufgrund von Liquiditdtsengpéssen infolge der
COVID-19-Pandemie in ihrer Existenz bedroht sind.

2.2 Von der Leistung ausgeschlossen sind gemeinniitzige
Sportorganisationen tiber deren Vermogen vor dem 16. 3. 2020
ein Insolvenzverfahren beantragt oder er6ffnet worden ist oder
bei denen vor dem 16. 3. 2020 eine drohende Zahlungsunfa-
higkeit oder Uberschuldung bestand.

3. Empfinger der Billigkeitsleistung
Antragsberechtigt sind

3.1 der LandesSportBund Niedersachsen e. V. (im Folgenden:
LSB),

3.2 der LSB als Erstempfanger. Er leitet die Zahlungen im
Rahmen dieser Richtlinie an die Letztempfianger weiter.
Letztempfanger sind seine Gliederungen sowie nieder-
sdchsische Sportvereine und Sportverbédnde, die ordentli-
ches Mitglied im LSB sind.

4. Besondere Antragsvoraussetzungen

4.1 Der Antragsteller oder Letztempfanger muss versichern,
dass er durch die COVID-19-Pandemie in finanzielle Schwie-
rigkeiten geraten ist, die seine Existenz bedrohen, weil die
fortlaufenden Einnahmen (z. B. Mitgliedsbeitrage, Kursgebiih-
ren) voraussichtlich nicht ausreichen, um die Verbindlichkei-
ten aus den fortlaufenden Ausgaben (z. B. Personalausgaben,
Mieten) in drei aufeinanderfolgenden Monaten zwischen dem
16. 3. 2020 und dem 31. 12. 2022 zu zahlen (Liquiditadtseng-
pass).

4.2 Die Billigkeitsleistung ist im ideellen Bereich sowie im
Zweckbetrieb einzusetzen und kann im Fall unrichtiger An-
gaben zurtickgefordert werden.

5. Art und Umfang, Hohe der Billigkeitsleistung
5.1 Die Billigkeitsleistungen werden als nicht riickzahlbare
Leistungen gewdhrt.

5.2 Dem Antragsteller oder Letztempfdnger kann eine Zah-
lung von 70 % der entstehenden Unterdeckung, hochstens je-
doch in Héhe von 150 000 EUR, gewéhrt werden. Die konkrete
Zahlung orientiert sich an einem glaubhaft versicherten Liqui-
ditdtsengpass fir drei aufeinanderfolgende Monate. Der An-
tragsteller oder Letztempfanger kann jeweils mehrere Antrdage
stellen, wobei die gewéhrte Summe insgesamt 150 000 EUR
nicht tberschreiten darf. Eine wiederholte Gewdhrung von
Billigkeitsleistungen fiir denselben Monat (Doppelférderung) ist
ausgeschlossen.

5.3 Dem LSB oder den Gliederungen des LSB sowie den
Sportverbénden (Letztempfénger), die eine verbandseigene Sport-
schule oder ein anerkanntes Leistungszentrum betreiben, kann
eine Zahlung in Hohe von bis zu 150 000 EUR zum Ausgleich
des entstehenden Betriebskostendefizits fiir den Zeitraum von
drei aufeinanderfolgenden Monaten gewéhrt werden. Der An-
tragsteller oder Letztempfanger kann jeweils mehrere Antrage
stellen, wobei die gewihrte Summe insgesamt 150 000 EUR
nicht tberschreiten darf. Eine wiederholte Gewdhrung von
Billigkeitsleistungen fiir denselben Monat (Doppelférderung)
ist ausgeschlossen.

5.4 Die Zahlung wird berechnet auf Basis der Ausgaben im
ideellen Bereich sowie im Zweckbetrieb des Antragstellers
oder Letztempfingers (z. B. Personalausgaben, Mieten) bezo-
gen auf die drei in Nummer 4.1 bezeichneten Monate.

5.5 Eine Kumulierung mit anderen o6ffentlichen Hilfen ist
zuléssig, soweit dadurch keine Uberkompensation eintritt. Der
Antragsteller oder Letztempfinger ist verpflichtet, die Billig-
keitsleistung zuriickzuzahlen, soweit Entschddigungsleistun-
gen, Versicherungsleistungen und/oder andere Fordermaf}-
nahmen einzeln oder zusammen zu einer Uberkompensation
fihren.

5.6 Die Zahlung wird nachrangig zur Finanzhilfe des Lan-
des, die der LSB im Rahmen des NSportFG erhilt, gewéhrt.

6. Anweisungen zum Verfahren
6.1 Bewilligungsbehorde ist das Niedersdchsische Ministerium
fiir Inneres und Sport, Postfach 221, 30002 Hannover.

6.2 Die Antrdge des LSB (Nummer 3.1) sind bis spétestens
15. 10. 2022 an die Bewilligungsbehérde zu richten. Auszah-
lungen sollen zeitnah erfolgen.

6.3 Die dem LSB angehorenden Sportvereine und Sportver-
binde sowie die Gliederungen des LSB (Letztempfinger,
Nummer 3.2) richten ihre Antrége bis spatestens 15. 11. 2022
— ausschlieflich elektronisch — an den LSB (Erstempfinger).
Der LSB priift die Antrdge und legt sie der Bewilligungsbehor-
de in Listenform zum 15. eines jeden Monats, letztmalig zum
1. 12. 2022 zur Auszahlung der Billigkeitsleistung vor. Der LSB
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bestétigt der Bewilligungsbehorde das Vorliegen der Voraus-
setzungen.

6.4 Die Bewilligungsbehorde und der LSB (Erstempfinger)
sind berechtigt, die zweckentsprechende Verwendung der
Zahlung stichprobenartig und bei Vermutung zweckfremder
Nutzung zu priifen. Der Antragsteller ist darauf hinzuweisen,
dass eine Priifung durch den LRH oder dessen Beauftragte so-
wie das MI oder dessen Beauftragte erfolgen kann.

7. Schlussbestimmungen
Dieser Erl. tritt mit Wirkung vom 1. 1. 2022 in Kraft und mit
Ablauf des 31. 12. 2022 aufier Kraft.

— Nds. MBL. Nr. 2/2022 S. 73

C. Finanzministerium

) Satzung der
Offentlichen Lebensversicherungsanstalt Oldenburg

Bek. d. MF v. 23. 12. 2021 — 45-106-301 —

Bezug: Bek.v.7.10. 1994 (Nds. MBI. Nr. 1/1995), zuletzt gedndert durch
Bek. v. 23. 12.2020 (Nds. MBI. Nr. 3/2021)

Die Trdgerversammlung der Offentlichen Lebensversiche-
rungsanstalt Oldenburg hat am 22. 12. 2021 die in der Anlage
abgedruckte Neufassung der Satzung des Versicherungsunter-
nehmens beschlossen.

Die aufsichtsbehordliche Genehmigung wurde durch Erl.
vom 23. 12. 2021 erteilt.

— Nds. MBI Nr. 2/2022 S. 74

Anlage
. Satzung der
Offentliche Lebensversicherungsanstalt Oldenburg
Abschnitt I
Allgemeine Bestimmungen
§1

Name, Sitz, Zweck und Rechtsstellung

(1) Die Offentliche Lebensversicherungsanstalt Oldenburg
ist eine rechtsfihige Anstalt des offentlichen Rechts. Thre
Rechtsverhiltnisse bestimmen sich nach dem Gesetz tiber die
offentlich rechtlichen Versicherungsunternehmen in Nieder-
sachsen und den ergdnzenden Regelungen dieser Satzung.

(2) Die Versicherungsaufsicht iiber die Offentliche Lebens-
versicherungsanstalt Oldenburg obliegt dem Niedersdchsischen
Wirtschaftsministerium, die Rechtsaufsicht dem Niedersich-
sischen Finanzministerium.

(3) Sitz und Gerichtsstand des Unternehmens ist Olden-
burg. Das Unternehmen fiihrt ein Dienstsiegel.

(4) Die Offentliche Lebensversicherungsanstalt Oldenburg
betreibt alle Arten der Lebensversicherung. Das Unternehmen
kann Mit- und Riickversicherung, auch auflerhalb seines Ge-
schéftsgebietes, nehmen und geben und Rickversicherung,
auch in anderen Versicherungssparten gewidhren. Aulerdem
kann es Versicherungsvertrdge, Spar- und Bausparvertrdge
und Geschifte, die im unmittelbaren wirtschaftlichen Zusam-
menhang mit Versicherungsvertragen stehen, anderen Unter-
nehmen vermitteln.

§2
Geschaftsgebiet

Das Geschiftsgebiet des Unternehmens ist das ehemalige
Land Oldenburg.

§3
Trager

Trdger des Unternehmens sind das Land Niedersachsen
und die Landschaftliche Brandkasse Hannover.
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Abschnitt I
Finanzielle Grundlagen

§4
Trédgerkapital und Riicklagen

(1) Das Tragerkapital und die Riicklagen bilden die kapital-
mafige Grundlage der Anstalt.

(2) Das Tragerkapital betrdgt 1.533.900 EUR. Daran sind
das Land Niedersachsen zu 10 v. H. und die Landschaftliche
Brandkasse Hannover zu 90 v. H. beteiligt.

(3) Die Rucklagen bestehen aus einer satzungsmifiigen
Riicklage und den Gewinnriicklagen. Die satzungsméfiige
Riicklage soll mindestens 10 v. H. des Tragerkapitals betragen.

(4) Verluste sind aus den Riicklagen und, wenn diese ver-
braucht sind, aus dem Trédgerkapital zu decken. Dabei sind die
Gewinnriicklagen vor der satzungsméfligen Rucklage aufzu-
l6sen. Sobald die Geschiftslage es zuldsst, sind das Tragerka-
pital und darauffolgend die satzungsméafige Ricklage wieder
aufzufillen.

(5) Die Versicherungsnehmer haben keinen Anspruch auf
das Trédgerkapital und die Riicklagen.

§5
Verzinsung des Tréigerkapitals

Das eingezahlte Tragerkapital kann aus verftigbaren Jahres-
tberschiissen vor Dotierung der Gewinnriicklagen in ange-
messener Hohe zugunsten der Trager verzinst werden. Uber
die Verzinsung beschliefit die Tragerversammlung auf Vor-
schlag des Vorstandes und des Aufsichtsrates.

§6
Verwendungssicherung der Riickstellung
fiir Beitragsriickerstattung

(1) Der Vorstand bestimmt mit Zustimmung des Aufsichts-
rates die Betrége, die fiir die Uberschussbeteiligung der Versi-
cherten zuriickzustellen sind. Die fiir die Uberschussbeteili-
gung der Versicherten bestimmten Betrdge sind, soweit sie
den Versicherten nicht unmittelbar zugeteilt wurden, in eine
Riickstellung fiir Beitragsriickerstattung einzustellen.

(2) Die der Riickstellung fiir Beitragsriickerstattung zuge-
wiesenen Betrdge dirfen nur fir die Uberschussbeteiligung
der Versicherten einschlie8lich der durch § 153 des Versiche-
rungsvertragsgesetzes vorgeschriebenen Beteiligung an den
Bewertungsreserven verwendet werden. Die Offentliche Lebens-
versicherungsanstalt Oldenburg ist jedoch berechtigt, mit Zu-
stimmung der Versicherungsaufsichtsbehorde in Ausnahme-
fallen die Riickstellung fiir Beitragsriickerstattung, soweit sie
nicht auf bereits festgelegte Uberschussanteile entfillt, im In-
teresse der Versicherten zur Abwendung eines drohenden Not-
standes heranzuziehen. Die Offentliche Lebensversicherungs-
anstalt Oldenburg ist dariiber hinaus berechtigt, in Ausnahme-
fillen mit Zustimmung der Versicherungsaufsichtsbehorde
die Riickstellung fiir Beitragsriickerstattung, soweit sie nicht auf
bereits festgelegte Uberschussanteile entfallt, heranzuziehen,

1. um unvorhersehbare Verluste aus den tiberschussberech-
tigten Versicherungsvertragen auszugleichen, die auf allge-
meine Anderungen der Verhéltnisse zurtickzufiihren sind;

2. um die Deckungsriickstellung zu erhohen, wenn die Rech-
nungsgrundlagen aufgrund einer unvorhersehbaren und
nicht voriibergehenden Anderung der Verhéltnisse ange-
passt werden miissen.

§7
Geschiftsjahr
Geschiiftsjahr ist das Kalenderjahr.

Abschnitt ITT

Organe und Verwaltungen des Unternehmens

§8
Organe des Unternehmens

(1) Organe der Offentlichen Lebensversicherungsanstalt Ol-
denburg sind

1. der Vorstand,
2. der Aufsichtsrat,
3. die Tragerversammlung.

(2) Mit der Oldenburgischen Landesbrandkasse besteht Organ-
und Verwaltungsgemeinschaft.
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(3) Auf die hélftige Besetzung der Organe und der sonstigen
Gremien des Unternehmens mit Frauen ist hinzuwirken.

§9
Vorstand

(1) Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Mitgliedern.
Es konnen stellvertretende Vorstandsmitglieder bestellt werden.

(2) Die Vorstandsmitglieder und stellvertretenden Vor-
standsmitglieder werden auf die Dauer von hochstens fiinf
Jahren vom Aufsichtsrat bestellt. Sie kénnen aus wichtigem
Grund abberufen werden. Wiederbestellung ist zuléssig. Die
Bestellung, Wiederbestellung und die Abberufung bediirfen
der Genehmigung der Trigerversammlung.

(3) Der Aufsichtsrat ernennt eines der Mitglieder zum vor-
sitzenden Mitglied des Vorstandes. Die Ernennung bedarf der
Genehmigung durch die Triagerversammlung.

(4) Der Vorstand vertritt das Unternehmen gerichtlich und
aulergerichtlich. Die Vertretung wird durch je zwei Vor-
standsmitglieder oder ein Vorstandsmitglied und ein stellver-
tretendes Vorstandsmitglied gemeinsam ausgetibt.

(5) Das vorsitzende Mitglied des Vorstandes regelt die Ge-
schaftsverteilung nach Mafigabe der Geschiftsordnung fiir
den Vorstand im Benehmen mit den tibrigen Mitgliedern des
Vorstandes.

(6) Die Anstellungsvertrdge der Vorstandsmitglieder und
stellvertretenden Vorstandsmitglieder schliefit namens der
Offentlichen Lebensversicherungsanstalt Oldenburg das vor-
sitzende Mitglied bzw. das stellvertretende vorsitzende Mit-
glied des Aufsichtsrates. In Angelegenheiten, die ein Vor-
standsmitglied in seiner Organstellung personlich betreffen,
wird das Unternehmen von dem vorsitzenden Mitglied bzw.
dem stellvertretenden vorsitzenden Mitglied des Aufsichtsra-
tes vertreten.

(7) Beschliisse des Vorstandes werden mit Stimmenmehr-
heit gefasst; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des vorsit-
zenden Mitgliedes des Vorstandes den Ausschlag.

§10
Aufsichtsrat

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus zwolf Mitgliedern sowie
den Vertretern der Beschiftigten gemdfl dem Niederséchsi-
schen Personalvertretungsgesetz. Dem Aufsichtsrat gehoren
zwei vom Land Niedersachsen zu benennende Mitglieder so-
wie zehn von der Landschaftlichen Brandkasse Hannover zu
benennende Mitglieder an.

(2) Fir je eines der von den Trdgern nach Abs. 1 Satz 2 be-
nannten Mitglieder wird ein stellvertretendes Mitglied be-
nannt. Stellvertretende Mitglieder sind auch vertretungsbe-
fugt in den Ausschiissen.

(3) Vorsitzendes Mitglied des Aufsichtsrates ist ein von der
Landschaftlichen Brandkasse Hannover benanntes Mitglied.
Das stellvertretende vorsitzende Mitglied des Aufsichtsrates
wird aus der Mitte des Aufsichtsrates gewdhlt.

(4) Die Mitglieder und die stellvertretenden Mitglieder wer-
den bis zum Ende derjenigen Triagerversammlung bestellt, die
iiber die Entlastung fiir das fiinfte Geschéftsjahr nach Beginn
der Amtszeit entscheidet. Das Geschéftsjahr, in dem die Amts-
zeit beginnt, wird nicht mitgerechnet.

Die Tragerversammlung kann die von ihr bestellten Mitglie-
der und stellvertretenden Mitglieder jederzeit aus wichtigem
Grund, wozu auch das Ausscheiden aus dem Hauptamt oder dem
fir die Bestellung mafigebenden Ehrenamt zihlt, abberufen.

(5) Im Falle des Ausscheidens eines Mitglieds oder eines
stellvertretenden Mitglieds benennt der Tréger, der das betref-
fende Mitglied oder das stellvertretende Mitglied fiir den Auf-
sichtsrat benannt hatte, ein neues Mitglied oder ein neues
stellvertretendes Mitglied fiir den Rest der Amtszeit.

(6) Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschiftsordnung, die
der Genehmigung der Trdgerversammlung bedarf.

(7) Der Aufsichtsrat kann neben dem Arbeits und Prifungs-
ausschuss aus seiner Mitte weitere Ausschiisse bilden und
diesen bestimmte Aufgaben, auch solche der Beschlussfas-
sung und Entscheidung, tibertragen, nicht jedoch die in § 11
Abs. 2 Nrn. 1 bis 8 genannten Angelegenheiten. Der Auf-
sichtsrat gibt den Ausschiissen eine Geschéftsordnung.

(8) Die Sitzungen des Aufsichtsrates werden von dem vor-
sitzenden oder stellvertretenden vorsitzenden Mitglied einbe-
rufen und geleitet. Sitzungen finden grundsétzlich als Pra-
senzsitzungen statt. Auf entsprechende Einberufung kénnen
Sitzungen auch als Telefon oder Videokonferenzen durchge-

fithrt werden. Der Aufsichtsrat ist beschlussfdhig, wenn mehr
als die Hilfte seiner Mitglieder bzw. der benannten stellvertre-
tenden Mitglieder, darunter das vorsitzende Mitglied bzw. das
stellvertretende vorsitzende Mitglied, teilnehmen. Bei Be-
schlussunfahigkeit des Aufsichtsrates kann zur Erledigung
derselben Tagesordnung binnen zwei Wochen eine neue Sit-
zung einberufen werden, in der der Aufsichtsrat ohne Riick-
sicht auf die Zahl der teilnehmenden Mitglieder beschluss-
fihig ist. Auf diese Folge ist bei der Einladung zur zweiten Sit-
zung hinzuweisen.

(9) Der Aufsichtsrat fasst seine Beschliisse mit einfacher
Stimmenmehrheit der teilnehmenden Mitglieder. Beschliisse
zu §11 Abs. 2 Nrn. 1 bis 8 der Satzung bedtrfen der Zweidrit-
tel-Mehrheit der teilnehmenden Mitglieder des Aufsichtsrates
sowie der satzungsméfliigen Vertreter der Triger. Das vorsit-
zende Mitglied ist berechtigt, die Abstimmung auch schrift-
lich, fernmundlich oder telegraphisch herbeizufithren, sofern
kein Mitglied diesem Verfahren widerspricht.

(10) Uber die Sitzungen des Aufsichtsrates sind Nieder-
schriften anzufertigen, die vom vorsitzenden oder stellvertre-
tenden vorsitzenden Mitglied zu unterzeichnen sind.

(11) Willenserklarungen des Aufsichtsrates werden von
dem vorsitzenden bzw. stellvertretenden vorsitzenden Mit-
glied abgegeben.

(12) Die Aufsichtsratsmitglieder erhalten eine Vergitung
sowie die Erstattung ihrer Auslagen.

§11
Aufgaben des Aufsichtsrates
(1) Der Aufsichtsrat iiberwacht den Vorstand und kann ihn
beraten.
(2) Der Aufsichtsrat beschlief3t iiber

1. die Bestellung und Abberufung der Mitglieder des Vor-
standes und deren Stellvertreterinnen oder Stellvertreter
mit Genehmigung der Tragerversammlung,

2. die Ernennung zum vorsitzenden Mitglied des Vorstan-
des bzw. dessen Widerruf mit Genehmigung der Trager-
versammlung,

3. die Geschiftsordnung des Vorstandes,

4. die Bestellung des Abschlusspriifers mit Genehmigung
der Tragerversammlung, die Erteilung des Prifauftrags
und die Entgegennahme des Priifberichts,

5. die Feststellung des Jahresabschlusses,

6. die Zustimmung zu Kapitalanlagen nach Mafigabe der
vom Aufsichtsrat aufgestellten Grundsétze, wie
a) Festlegung der Kapitalanlagestrategie,

b) Erwerb, Verduflerung und Bebauung von Grundstiicken
oder grundstiicksgleichen Rechten mit unternehmens-
strategischer Bedeutung,

c) Erwerb, Verdauferung sowie die Anteilsverdnderung
von Beteiligungen mit unternehmensstrategischer Be-
deutung,

7. die Aufnahme weiterer Versicherungssparten,

8. die Zustimmung zu besonderen Abkommen mit anderen
Versicherungsunternehmen,

9. die Vorschldge zu Fordergrundsétzen nach § 15,

10. die Bestellung und Abberufung des Verantwortlichen Ak-
tuars auf Vorschlag des Vorstandes.
(3) Der Aufsichtsrat wirkt in den in §13 Abs. 1 Nrn. 3, 7, 8,
9 und 12 genannten Féllen mit.
(4) Der Aufsichtsrat kann beschlieffen, dass weitere Ge-
schifte und Maflnahmen, die fiir das Unternehmen von be-
sonderer Bedeutung sind, seiner Zustimmung bedtirfen.

§12
Tréagerversammlung

(1) In der Trigerversammlung gewéhren je 25.565 EUR An-
teil am Tragerkapital eine Stimme. Das vorsitzende Mitglied
des Vorstandes und das vorsitzende Mitglied des Aufsichtsra-
tes nehmen an den Sitzungen mit beratender Stimme teil.

(2) Jeder Tréger kann die ihm zustehenden Stimmen durch
seine in die Trdgerversammlung entsandten Mitglieder nur
einheitlich abgeben.

(3) Vorsitzendes Mitglied der Trdgerversammlung ist eine
Angehorige oder ein Angehoriger der fiir die Rechtsaufsicht
iber die offentlichen Versicherungen zustidndigen Abteilung
im Niedersdchsischen Finanzministerium.
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(4) Die Tragerversammlung ist von dem vorsitzenden Mit-
glied einzuberufen, wenn einer der Trédger oder der Vorstand
unter Angabe des Zweckes es beantragt.

(5) Die Tragerversammlung ist beschlussfihig, wenn alle
Trager vertreten sind.

(6) Einladungen zu Trigerversammlungen und alle die Tra-
gerversammlungen betre?fenden Schriftstiicke und Unterla-
gen gehen an die Trager. Diese bestimmen ihre in die Sitzun-
gen zu entsendenden Mitglieder. Fiir den Fall der Vertretung
sind die Vollmachten dem Sitzungsprotokoll beizufiigen.

(7) Die Sitzungen finden grundsitzlich als Prdsenzsitzun-
gen statt. Auf entsprechende Einberufung durch das vorsit-
zende Mitglied konnen Sitzungen auch als Telefon oder
Videokonferenzen durchgefithrt werden.

(8) Die Tragerversammlung kann sich zur Regelung ihrer
inneren Ordnung eine Geschéftsordnung geben.

§13
Aufgaben der Tragerversammlung

(1) Die Tragerversammlung beschliefit aufier in den sonst in
dieser Satzung genannten Fallen tiber

1. die allgemeinen Grundsitze der Geschiftspolitik,

2. die Bestellung und Abberufung der von den Tragern be-
nannten Mitglieder und deren stellvertretenden Mitglie-
der des Aufsichtsrates sowie die Bestitigung der gewdhl-
ten Vertreter der Beschéftigten nach dem Personalvertre-
tungsgesetz fiir das Land Niedersachsen,

3. die Entlastung des Vorstandes auf Vorschlag des Auf-
sichtsrates,

4. die Entlastung des Aufsichtsrates,

5. die Bestdtigung des Jahresabschlusses nach Feststellung
durch den Aufsichtsrat,

6. die Genehmigung einer Geschiftsordnung fiir den Auf-
sichtsrat,

7. die Feststellung des Wirtschaftsplanes,

8. die Begriindung oder Verdnderung des Tréagerkapitals
nach Anhérung des Vorstandes und des Aufsichtsrates,

9. die Aufnahme sowie die Festsetzung der Hohe und der
Bedingungen sonstigen haftenden Eigenkapitals nach
Anhorung des Aufsichtsrates,

10. die Verwendung des ausgewiesenen Jahresiiberschusses,

11. die Bereitstellung von Mitteln und tiber Vergabe und For-
dergrundsitze fiir Aufgaben nach § 15,

12. die Anderung der Satzung nach Anhérung des Aufsichts-
rates,

13. die Auflosung der Anstalt und die Verwendung des Rest-
vermogens,

14. die Erstattung von Auslagen und die Gewidhrung von
Vergiitungen an die Mitglieder des Aufsichtsrates,

15. die Zustimmung zur Bildung von Beirdten sowie die Zu-
stimmung zur Bestellung und Abberufung der Mitglieder
der Beiréte,

16. eine Geschiftsordnung fiir die Beirdte einschliefSlich der
Regelungen tiber die Erstattung von Auslagen und die Ge-
wahrung von Vergtitungen an Mitglieder der Beiréte,

17. die Genehmigung der Bestellung des Abschlusspriifers
durch den Aufsichtsrat. Der Beschluss ist der Rechtsauf-
sicht und der Versicherungsaufsicht anzuzeigen.

(2) Beschliisse nach Abs. 1 Nr. 2, 8, 9, 12, 13 und 15 koénnen
nur einstimmig gefasst werden. Im Ubrigen werden die Be-
schliisse der Tragerversammlung mehrheitlich gefasst.

(3) Satzungen und Satzungsdnderungen bediirfen der Ge-
nehmigung der Rechtsaufsichtsbehorde und der Versiche-
rungsaufsichtsbehorde und sind im Niedersdchsischen Minis-
terialblatt zu veroffentlichen.

§14
Beiréte

(1) Zur Beratung der Organe des Unternehmens bei ihren
Geschiften kann der Vorstand mit Zustimmung der Tréger-
versammlung Beiréite bilden. Die Mitglieder werden vom Vor-
stand mit Zustimmung der Tragerversammlung bestellt und
abberufen.

(2) Die Bestellung von Beiratsmitgliedern erfolgt fiir die
Dauer der Amtszeit des Aufsichtsrates.

(3) Die Beiratsmitglieder erhalten eine Vergiitung sowie die
Erstattung ihrer Auslagen.
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Abschnitt IV

Schlussbestimmungen

§ 15
Weitere Aufgaben des Unternehmens

Das Unternehmen kann im Rahmen der von der Trégerver-
sammlung zugewiesenen Mittel in seinem Geschiftsgebiet
auch gemeinniitzige Zwecke férdern.

§16
Auflosung

Im Falle der Auflésung der Offentlichen Lebensversiche-
rungsanstalt Oldenburg ist das nach Abwicklung der beste-
henden Verpflichtungen (einschliefllich Riickzahlung des
Trégerkapitals) verbleibende Vermogen der Offentlichen Le-
bensversicherungsanstalt Oldenburg an die Versicherungs-
nehmer als besondere Dividende zu verteilen.

§17
Offentliche Bekanntmachungen
— entfallt —

§18
Satzungsdnderungen
Anderungen der Satzung treten zwei Wochen nach ihrer
Bekanntmachung im Niedersdchsischen Ministerialblatt in

Kraft, sofern nicht ein anderer Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens
ausdriicklich bestimmt wird.

§19
In-Kraft-Treten
Diese Satzung tritt am 01.01.2022 in Kraft. Damit tritt die
bisherige Satzung vom 07.10.1994 (Nds. MinBl. Nr. 1/1995),

zuletzt gedndert am 23.12.2020 (Nds. MinBI. Nr. 3/2021) au-
fer Kratft.

Satzung der
Oldenburgischen Landesbrandkasse

Bek. d. MF v. 23. 12. 2021
— 45-106-401 —

Bezug: Bek.v.7.10. 1994 (Nds. MBL. Nr. 1/1995), zuletzt gedndert durch
Bek. v. 23. 12. 2020 (Nds. MBL Nr. 3/2021)

Die Tragerversammlung der Oldenburgischen Landesbrand-
kasse hat am 22. 12. 2021 die in der Anlage abgedruckte Neu-
fassung der Satzung des Versicherungsunternehmens beschlossen.

Die aufsichtsbehérdliche Genehmigung wurde durch Erl. vom
23.12. 2021 erteilt.

— Nds. MBI Nr. 2/2022 S. 76

Anlage

Satzung der
Oldenburgischen Landesbrandkasse

Abschnitt I

Allgemeine Bestimmungen

§1
Name, Sitz, Zweck und Rechtsstellung

(1) Die Oldenburgische Landesbrandkasse ist eine rechtsfa-
hige Anstalt des offentlichen Rechts. Thre Rechtsverhéltnisse
bestimmen sich nach dem Gesetz tber die 6ffentlichrechtli-
chen Versicherungsunternehmen in Niedersachsen und den
erginzenden Regelungen dieser Satzung.

(2) Die Versicherungsaufsicht iiber die Oldenburgische Lan-
desbrandkasse obliegt dem Niedersédchsischen Wirtschaftsmi-
nisterium, die Rechtsaufsicht dem Niedersidchsischen Finanz-
ministerium.
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(3) Sitz und Gerichtsstand des Unternehmens ist Olden-
burg. Das Unternehmen fiihrt ein Dienstsiegel.

(4) Die Oldenburgische Landesbrandkasse betreibt die Scha-
den und Unfallversicherung. Das Unternehmen kann Mit-
und Riickversicherung, auch auflerhalb seines Geschiftsge-
bietes, nehmen und geben und Riickversicherung auch in an-
deren Versicherungssparten gewédhren. Auflerdem kann es
Versicherungsvertrdage, Spar- und Bausparvertrdge und Ge-
schifte, die im unmittelbaren wirtschaftlichen Zusammen-
hang mit Versicherungsvertrégen stehen, anderen Unterneh-
men vermitteln.

§2
Geschaiftsgebiet

Das Geschiftsgebiet des Unternehmens ist das ehemalige
Land Oldenburg.

§3
Trager

Tréger des Unternehmens sind das Land Niedersachsen, die
Landschaftliche Brandkasse Hannover und der Sparkassen-
verband Niedersachsen.

Abschnitt IT

Finanzielle Grundlagen

§4
Trégerkapital und Riicklagen

(1) Das Tragerkapital und die Riicklagen bilden die kapital-
maéfige Grundlage der Anstalt.

(2) Das Tragerkapital betragt 7.669.500 EUR. Daran sind das
Land Niedersachsen zu 10 v. H., die Landschaftliche Brand-
kasse Hannover zu 80 v. H. und der Sparkassenverband Nie-
dersachsen zu 10 v. H. beteiligt.

(3) Die Rucklagen bestehen aus einer satzungsméfigen
Ricklage und den Gewinnriicklagen. Die satzungsméfiige
Ricklage soll mindestens 10 v. H. des Tragerkapitals betragen.

(4) Verluste sind aus den Riicklagen und, wenn diese ver-
braucht sind, aus dem Trégerkapital zu decken. Dabei sind die
Gewinnriicklagen vor der satzungsméfligen Riicklage aufzulo-
sen. Sobald die Geschiiftslage es zulésst, sind das Tragerkapi-
tal und darauffolgend die satzungsméfige Riicklage wieder
aufzufillen.

(5) Die Versicherungsnehmer haben keinen Anspruch auf
das Tréigerkapital und die Riicklagen.

§5
Verzinsung des Tragerkapitals

Das eingezahlte Trigerkapital kann aus verfiigbaren Jahres-
iberschiissen vor Dotierung der Gewinnriicklagen in ange-
messener Hohe zugunsten der Trédger verzinst werden. Uber
die Verzinsung beschliefft die Trdgerversammlung auf Vor-
schlag des Vorstandes und des Aufsichtsrates.

§6
Verwendungssicherung der Riickstellung
fiir Beitragsriickerstattung

(1) Der Vorstand bestimmt mit Zustimmung des Aufsichts-
rates die Betrédge, die fiir die Uberschussbeteiligung der Versi-
cherten zuriickzustellen sind. Die fiir die Uberschussbeteili-
gung der Versicherten bestimmten Betrdge sind, soweit sie
den Versicherten nicht unmittelbar zugeteilt wurden, in eine
Riuckstellung fir Beitragsriickerstattung einzustellen.

(2) Die der Riickstellung fir Beitragsriickerstattung zuge-
wiesenen Betrdge dirfen nur fiir die Uberschussbeteiligung
der Versicherten verwendet werden. Die Oldenburgische Lan-
desbrandkasse ist jedoch berechtigt, mit Zustimmung der Ver-
sicherungsaufsichtsbehérde in Ausnahmefillen die Riickstel-
lung fur Beitragsriickerstattung, soweit sie nicht auf bereits
festgelegte Uberschussanteile entfillt, im Interesse der Versi-
cherten zur Abwendung eines Notstandes heranzuziehen.

§7
Geschaftsjahr
Geschiftsjahr ist das Kalenderjahr.

Abschnitt III

Organe und Verwaltungen des Unternehmens

§8
Organe des Unternehmens
(1) Organe der Oldenburgischen Landesbrandkasse sind
1. der Vorstand,
2. der Aufsichtsrat,
3. die Trégerversammlung.

(2) Mit der Offentlichen Lebensversicherungsanstalt Olden-
burg besteht Organ- und Verwaltungsgemeinschaft.

(3) Auf die hélftige Besetzung der Organe und der sonstigen
Gremien des Unternehmens mit Frauen ist hinzuwirken.

§9
Vorstand

(1) Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Mitgliedern.
Es konnen stellvertretende Vorstandsmitglieder bestellt werden.

(2) Die Vorstandsmitglieder und stellvertretenden Vor-
standsmitglieder werden auf die Dauer von hochstens funf
Jahren vom Aufsichtsrat bestellt. Sie konnen aus wichtigem
Grund abberufen werden. Wiederbestellung ist zuldssig. Die
Bestellung, Wiederbestellung und die Abberufung bediirfen
der Genehmigung der Triagerversammlung.

(3) Der Aufsichtsrat ernennt eines der Mitglieder zum vor-
sitzenden Mitglied des Vorstandes. Die Ernennung bedarf der
Genehmigung durch die Trégerversammlung.

(4) Der Vorstand vertritt das Unternehmen gerichtlich und
aulergerichtlich. Die Vertretung wird durch je zwei Vor-
standsmitglieder oder ein Vorstandsmitglied und ein stellver-
tretendes Vorstandsmitglied gemeinsam ausgetibt.

(5) Das vorsitzende Mitglied des Vorstandes regelt die Ge-
schaftsverteilung nach Mafigabe der Geschiftsordnung fiir
den Vorstand im Benehmen mit den tibrigen Mitgliedern des
Vorstandes.

(6) Die Anstellungsvertrdge der Vorstandsmitglieder und
stellvertretenden Vorstandsmitglieder schliefit namens der Ol-
denburgischen Landesbrandkasse das vorsitzende Mitglied
bzw. das stellvertretende vorsitzende Mitglied des Aufsichts-
rates. In Angelegenheiten, die ein Vorstandsmitglied in seiner
Organstellung personlich betreffen, wird das Unternehmen
von dem vorsitzenden Mitglied bzw. dem stellvertretenden
vorsitzenden Mitglied des Aufsichtsrates vertreten.

(7) Beschliisse des Vorstandes werden mit Stimmenmehr-
heit gefasst; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des vorsit-
zenden Mitgliedes des Vorstandes den Ausschlag.

§10
Aufsichtsrat

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus zwolf Mitgliedern sowie
den Vertretern der Beschiftigten gemdfl dem Niederséchsi-
schen Personalvertretungsgesetz. Dem Aufsichtsrat gehoren
zwei vom Land Niedersachsen zu benennende Mitglieder so-
wie zwei vom Sparkassenverband Niedersachsen und acht
von der Landschaftlichen Brandkasse Hannover zu benennen-
de Mitglieder an.

(2) Fiir je eines der von den Trdgern benannten Mitglieder
wird ein stellvertretendes Mitglied benannt. Stellvertretende
Mitglieder sind auch vertretungsbefugt in den Ausschiissen.

(3) Vorsitzendes Mitglied des Aufsichtsrates ist ein von der
Landschaftlichen Brandkasse Hannover benanntes Mitglied,
stellvertretendes vorsitzendes Mitglied des Aufsichtsrates ist
e}n dvom Sparkassenverband Niedersachsen benanntes Mit-
glied.

(4) Die Mitglieder und die stellvertretenden Mitglieder wer-
den bis zum Ende derjenigen Tragerversammlung bestellt, die
iiber die Entlastung fir das fiinfte Geschéftsjahr nach Beginn
der Amtszeit entscheidet. Das Geschéftsjahr, in dem die Amts-
zeit beginnt, wird nicht mitgerechnet. Die Tridgerversamm-
lung kann die von ihr bestellten Mitglieder und stellvertre-
tenden Mitglieder jederzeit aus wichtigem Grund, wozu auch
das Ausscheiden aus dem Hauptamt oder dem fir die Bestel-
lung mafigebenden Ehrenamt zihlt, abberufen.

(5) Im Falle des Ausscheidens eines Mitglieds oder eines
stellvertretenden Mitglieds benennt der Tréger, der das betref-
fende Mitglied oder das stellvertretende Mitglied fiir den Auf-
sichtsrat benannt hatte, ein neues Mitglied oder ein neues
stellvertretendes Mitglied fiir den Rest der Amtszeit.
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(6) Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschéftsordnung, die
der Genehmigung der Tragerversammlung bedarf.

(7) Der Aufsichtsrat kann neben dem Arbeits und Priifungs-
ausschuss aus seiner Mitte weitere Ausschiisse bilden und
diesen bestimmte Aufgaben, auch solche der Beschlussfas-
sung und Entscheidung, iibertragen, nicht jedoch die in § 11
Abs. 2 Nrn. 1 bis 8 und 10 genannten Angelegenheiten. Der
Aufsichtsrat gibt den Ausschiissen eine Geschéiftsordnung.

(8) Die Sitzungen des Aufsichtsrates werden von dem vor-
sitzenden oder stellvertretenden vorsitzenden Mitglied einbe-
rufen und geleitet. Sitzungen finden grundsitzlich als Pra-
senzsitzungen statt. Auf entsprechende Einberufung kénnen
Sitzungen auch als Telefon oder Videokonferenzen durchge-
fithrt werden. Der Aufsichtsrat ist beschlussfdhig, wenn mehr
als die Halfte seiner Mitglieder bzw. der stellvertretenden Mit-
glieder, darunter das vorsitzende Mitglied bzw. das stellver-
tretende vorsitzende Mitglied, teilnehmen. Bei Beschlussun-
fahigkeit des Aufsichtsrates kann zur Erledigung derselben
Tagesordnung binnen zwei Wochen eine neue Sitzung einbe-
rufen werden, in der der Aufsichtsrat ohne Riicksicht auf die
Zahl der teilnehmenden Mitglieder beschlussfahig ist. Auf
diese Folge ist bei der Einladung zur zweiten Sitzung hinzu-
weisen.

(9) Der Aufsichtsrat fasst seine Beschliisse mit einfacher
Stimmenmehrheit der teilnehmenden Mitglieder. Beschliisse
zu § 11 Abs. 2 Nrn. 1 bis 8 und 10 der Satzung bediirfen der
Zweidrittel Mehrheit der teilnehmenden Mitglieder des Auf-
sichtsrates sowie der satzungsméfiigen Vertreter der Tréger.
Das vorsitzende Mitglied ist berechtigt, die Abstimmung auch
schriftlich, fernmundlich oder telegraphisch herbeizufiihren,
sofern kein Mitglied diesem Verfahren widerspricht.

(10) Uber die Sitzungen des Aufsichtsrates sind Nieder-
schriften anzufertigen, die vom vorsitzenden oder stellvertre-
tenden vorsitzenden Mitglied zu unterzeichnen sind.

(11) Willenserkldrungen des Aufsichtsrates werden von dem
vorsitzenden bzw. stellvertretenden vorsitzenden Mitglied ab-
gegeben.

(12) Die Aufsichtsratsmitglieder erhalten eine Vergiitung
sowie die Erstattung ihrer Auslagen.

§11
Aufgaben des Aufsichtsrates
(1) Der Aufsichtsrat tiberwacht den Vorstand und kann ihn
beraten.
(2) Der Aufsichtsrat beschlief’t iiber

1. die Bestellung und Abberufung der Mitglieder des Vor-
standes und deren Stellvertreterinnen oder Stellvertreter
mit Genehmigung der Tragerversammlung,

2. die Ernennung zum vorsitzenden Mitglied des Vorstan-
des bzw. dessen Widerruf mit Genehmigung der Tréager-
versammlung,

3. die Geschiftsordnung des Vorstandes,

4. die Bestellung des Abschlusspriifers mit Genehmigung
der Trdgerversammlung, die Erteilung des Priifauftrags
und die Entgegennahme des Prifberichts,

5. die Feststellung des Jahresabschlusses,

6. die Zustimmung zu Kapitalanlagen nach Mafigabe der
vom Aufsichtsrat aufgestellten Grundsitze, wie
a) Festlegung der Kapitalanlagestrategie,

b) Erwerb, Verduflerung und Bebauung von Grundstiicken
oder grundstiicksgleichen Rechten mit unternehmens-
strategischer Bedeutung,

c) Erwerb, Verduflerung sowie die Anteilsverdnderung von
Beteiligungen mit unternehmensstrategischer Bedeu-
tung,

7. die Aufnahme weiterer Versicherungssparten,

8. die Zustimmung zu besonderen Abkommen mit anderen
Versicherungsunternehmen,

9. die Vorschldge zu Fordergrundsétzen nach § 19,

10. die Zustimmung fiir die zurtickzustellenden Betrage fiir
die Beitragsriickerstattung,
11. die Bestellung und Abberufung des Verantwortlichen Ak-
tuars auf Vorschlag des Vorstandes.
(3) Der Aufsichtsrat wirkt in den in §13 Abs. 1 Nrn. 3, 7, 8,
9 und 12 genannten Fallen mit.
(4) Der Aufsichtsrat kann beschlieflen, dass weitere Ge-
schifte und Maflnahmen, die fiir das Unternehmen von be-
sonderer Bedeutung sind, seiner Zustimmung bedtirfen.
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§12
Tréagerversammlung

(1) In der Tragerversammlung gewdhren je 25.565 EUR An-
teil am Tréagerkapital eine Stimme. Das vorsitzende Mitglied
des Vorstandes und das vorsitzende Mitglied des Aufsichtsra-
tes nehmen an den Sitzungen mit beratender Stimme teil.

(2) Jeder Trédger kann die ihm zustehenden Stimmen durch
seine in die Trdgerversammlung entsandten Mitglieder nur
einheitlich abgeben.

(3) Vorsitzendes Mitglied der Tragerversammlung ist eine
Angehorige oder ein Angehoriger der fiir die Rechtsaufsicht
iber die offentlichen Versicherungen zustidndigen Abteilung
im Niedersdchsischen Finanzministerium.

(4) Die Tragerversammlung ist von dem vorsitzenden Mit-
glied einzuberufen, wenn einer der Tréger oder der Vorstand
unter Angabe des Zweckes es beantragt.

(5) Die Tragerversammlung ist beschlussfihig, wenn alle
Tréger vertreten sind.

(6) Einladungen zu Tragerversammlungen und alle die Tra-
gerversammlungen betreffenden Schriftstiicke und Unterla-
gen gehen an die Trdger. Diese bestimmen ihre in die Sit-
zungen zu entsendenden Mitglieder. Fir den Fall der Vertre-
tung sind die Vollmachten dem Sitzungsprotokoll beizufiigen.

(7) Die Sitzungen finden grundsitzlich als Prdsenzsitzun-
gen statt. Auf entsprechende Einberufung durch das vorsit-
zende Mitglied konnen Sitzungen auch als Telefon oder
Videokonferenzen durchgefiihrt werden.

(8) Die Tragerversammlung kann sich zur Regelung ihrer
inneren Ordnung eine Geschéftsordnung geben.

§13
Aufgaben der Tragerversammlung

(1) Die Tragerversammlung beschliefit aufler in den sonst in
dieser Satzung genannten Fallen tiber

1. die allgemeinen Grundsitze der Geschiftspolitik,

2. die Bestellung und Abberufung der von den Tragern be-
nannten Mitglieder und deren stellvertretende Mitglieder
des Aufsichtsrates sowie die Bestdtigung der gewdhlten
Vertreter der Beschiftigten nach dem Personalvertre-
tungsgesetz fiir das Land Niedersachsen,

3. die Entlastung des Vorstandes auf Vorschlag des Aufsichts-
rates,

4. die Entlastung des Aufsichtsrates,

5. die Bestdtigung des Jahresabschlusses nach Feststellung
durch den Aufsichtsrat,

6. die Genehmigung einer Geschiftsordnung fir den Auf-
sichtsrat,

7. die Feststellung des Wirtschaftsplanes,
8. die Begriindung oder Verdnderung des Trégerkapitals
nach Anhérung des Vorstandes und des Aufsichtsrates,
9. die Aufnahme sowie die Festsetzung der Hohe und der
Bedingungen sonstigen haftenden Eigenkapitals nach
Anhoérung des Aufsichtsrates,
10. die Verwendung des ausgewiesenen Jahresiiberschusses,

11. die Bereitstellung von Mitteln und tiber Vergabe und For-
dergrundsitze fiir Aufgaben nach § 19,

12. die Anderung der Satzung nach Anhérung des Aufsichts-
rates,

13. die Auflosung der Anstalt und die Verwendung des Rest-
vermogens,

14. die Erstattung von Auslagen und die Gewidhrung von
Vergiitungen an die Mitglieder des Aufsichtsrates,

15. die Zustimmung zur Bildung von weiteren Beirédten so-
wie die Zustimmung zur Bestellung und Abberufung der
Mitglieder der Beirite,

16. eine Geschiftsordnung fiir die Beiréte einschliefSlich der
Regelungen tiiber die Erstattung von Auslagen und die Ge-
wihrung von Vergiitungen an Mitglieder der Beiriite,

17. die Genehmigung der Bestellung des Abschlusspriifers
durch den Aufsichtsrat. Der Beschluss ist der Rechtsauf-
sicht und der Versicherungsaufsicht anzuzeigen.

(2) Beschliisse nach Abs. 1 Nr. 2, 8, 9, 12, 13 und 15 kénnen
nur einstimmig gefasst werden. Im Ubrigen werden die Be-
schliisse der Triagerversammlung mehrheitlich gefasst.

(3) Satzungen und Satzungsdnderungen bediirfen der Ge-
nehmigung der Rechtsaufsichtsbehorde und der Versiche-
rungsaufsichtsbehorde und sind im Niedersdchsischen Minis-
terialblatt zu veroffentlichen.
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§14
Allgemeiner Beirat, Beirdte

(1) Zur Beratung der Organe des Unternehmens unter be-
sonderer Berticksichtigung der Interessen der Versicherungs-
nehmer, der regionalen Wirtschaft und der offentlichen
Einrichtungen wird ein Allgemeiner Beirat gebildet. Er be-
steht aus bis zu funfzehn Mitgliedern. Die Mitglieder werden
vom Vorstand mit Zustimmung der Tragerversammlung be-
stellt und abberufen.

(2) Je ein Mitglied des Allgemeinen Beirates wird auf Vor-
schlag der Landkreise und kreisfreien Stadte des Geschéftsge-
bietes sowie des Oldenburgischen Feuerwehrverbandes be-
stellt. Weitere Mitglieder konnen als Vertreter der Wirtschaft
bzw. deren Verbdnde bestellt werden. Der Vorstand unter-
richtet den Allgemeinen Beirat tiber die Geschiftsentwick-
lung. Der Allgemeine Beirat tagt nach Bedarf, mindestens
jedoch einmal im Jahr. Der Allgemeine Beirat wéhlt aus seiner
Mitte ein vorsitzendes und ein stellvertretendes vorsitzendes
Mitglied. Die Sitzungen werden von dem vorsitzenden oder
stellvertretenden vorsitzenden Mitglied einberufen und gelei-
tet.

(3) Der Vorstand kann mit Zustimmung der Trégerver-
sammlung weitere Beirdte bilden. Die Mitglieder werden vom
Vorstand mit Zustimmung der Trdgerversammlung bestellt
und abberufen.

(4) Die Bestellung von Beiratsmitgliedern erfolgt fir die
Dauer der Amtszeit des Aufsichtsrates.

(5) Die Beiratsmitglieder erhalten eine Verglitung sowie die
Erstattung ihrer Auslagen.

Abschnitt IV

GebiudeFeuerversicherung, Schadenverhiitung
und Forderung der Feuersicherheit

§15

Offentlichrechtlicher Auftrag
in der GebdudeFeuerversicherung

(1) In der GebdudeFeuerversicherung ist die Gefahr nach
Beschaffenheit, Lage und Benutzung des Gebédudes, der Feuer-
sicherheit des Ortes und der Haufigkeit der vorgekommenen
Briande sowie nach anderen erheblichen Umstdnden zu beur-
teilen.

(2) Bei der Entscheidung tiber die Annahme von Versiche-
rungsantrdgen ist auch das offentliche Interesse, dem die An-
stalt dient, zu berticksichtigen. Nach pflichtgemdflem Ermes-
sen kann eine GebdudeFeuerversicherung zum Zeitwert nur
dann abgelehnt werden, wenn

1. das Gebdude einer auflergewohnlichen Feuergefahr ausge-
setzt ist,

2. die Versicherung die Leistungsfihigkeit der Anstalt ohne
Berticksichtigung der Riickversicherung tibersteigt,

3. das Gebdude zum Abbruch bestimmt ist oder seinen Ge-
brauchswert fiir den Eigentiimer verloren hat,

4. das Gebdude auf fremdem Grund und Boden steht, ausge-
nommen den Fall des Erbbaurechts,

5. das Gebdude den ungiinstigeren Teil eines im Ubrigen an-
derweitig oder tiberhaupt nicht versicherten Gebdudebe-
sitzes darstellt,

6. ein Kriegszustand vorliegt oder innere Unruhen gegeben
sind.

(3) Steht der Anstalt nach den Vorschriften des Versiche-
rungsvertragsgesetzes ein Kundigungsrecht oder ein Recht
zum Rdcktritt vom Vertrag zu und macht sie hiervon Ge-
brauch, soll sie nach pflichtgeméadflem Ermessen in den Féllen,
in denen kein Grund zur Ablehnung gemifl Abs. 2 vorliegt,
zeitgleich die Fortsetzung der Versicherung als Zeitwertversi-
cherung anbieten.

(4) Gegen die Ablehnung, Beschrinkung oder Aufhebung
einer Gebdudeversicherung durch den Vorstand steht dem
Versicherungsnehmer der Einspruch beim Aufsichtsrat frei,
der binnen vier Wochen nach Zustellung der Entscheidung
beim Vorstand zu erheben ist.

§16
Schadenregulierung
(1) Fir Brandschdden aus der GebdudeFeuerversicherung
oder der Verbundenen Wohngebédudeversicherung konnen so-
wohl der Versicherungsnehmer als auch der Versicherer einen
Schaétzer oder sachverstdndigen Berater zur Abschitzung des

Schadens heranziehen. Die Kosten dieser Abschétzung tragt
der Versicherer im Rahmen der dafiir vom Vorstand verab-
schiedeten Gebiihrenordnung. Nachdem beide Vertragsparteien
vom Ergebnis dieser Abschitzung Kenntnis erhalten haben,
konnen sie innerhalb von 14 Tagen das bedingungsgemaéfie
Sachverstandigenverfahren einleiten.

(2) Gegen die Entscheidung des Vorstandes, durch welche
die Entschéddigung festgesetzt oder die Gewdhrung einer Ent-
schddigung abgelehnt wird, steht dem Versicherungsnehmer
neben dem ordentlichen Rechtsweg binnen einer Frist von
vier Wochen nach Erhalt der Entscheidung die Beschwerde an
den Aufsichtsrat offen. Die Beschwerde ist beim Vorstand an-
zubringen.

§17
Schitzer

In Angelegenheiten der Gebdudeversicherung kann der
Vorstand zur Einschédtzung von Gebduden zwecks Versiche-
rung bei der Anstalt und zur Abschdtzung von Gebdudebrand-
schdden bausachverstindige Schitzer bestellen. Die Beeidi-
gung der Schétzer kann durch die Kommunen oder die Be-
zirksregierung erfolgen.

§18
Schadenverhiitung und Férderung
der Feuersicherheit
(1) Die Oldenburgische Landesbrandkasse fordert im Rah-

men der durch die Tragerversammlung zur Verfiigung gestell-
ten Mittel vor allem den Brandschutz, daneben die Vorbeu-
gung gegen andere bei der Oldenburgischen Landesbrandkas-
se versicherbare Gefahren, insbesondere durch
a) Beratung der zustdndigen Kommunalbehorden und der

Versicherungsnehmer,
b) Zuwendungen fiir fachliche und soziale Belange der Feu-

erwehren,

c) Beitrdge zur Brandschutzforderung.

(2) Dartiber hinaus wird die Oldenburgische Landesbrand-
kasse die zustdndigen Kommunalbehoérden und die Versiche-
rungsnehmer bei Schadenverhiitungs und Schadenminde-
rungsmafinahmen unterstiitzen. Fiir solche Malnahmen kon-
nen im Rahmen des Wirtschaftsplanes auch Beihilfen und
Darlehen gewihrt werden.

Abschnitt V
Schlussbestimmungen

§19
Weitere Aufgaben des Unternehmens

Das Unternehmen kann im Rahmen der von der Trégerver-
sammlung zugewiesenen Mittel in seinem Geschiftsgebiet
auch gemeinnttzige Zwecke fordern.

§20
Auflosung

Im Falle der Auflésung der Oldenburgischen Landesbrand-
kasse ist das nach Abwicklung der bestehenden Verpflichtun-
gen (einschliefilich Riickzahlung des Tragerkapitals) verblei-
bende Vermogen der Oldenburgischen Landesbrandkasse fiir
Zwecke des Feuerloschwesens, der Erhohung der Feuersi-
cherheit oder anderer gemeinniitziger Zwecke im ehemaligen
Land Oldenburg zu verwenden.

§21
Offentliche Bekanntmachungen
— entfallt —

§22
Satzungsdnderungen

Anderungen der Satzung treten zwei Wochen nach ihrer
Bekanntmachung im Niedersdchsischen Ministerialblatt in
Kraft, sofern nicht ein anderer Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens
ausdriicklich bestimmt wird.

§23
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am 01.01.2022 in Kraft. Damit tritt die
bisherige Satzung vom 07.10.1994 (Nds. MinBl. Nr. 1/1995),
zuletzt gedndert am 23.12.2020 (Nds. MinBI. Nr. 3/2021) au-
fer Kraft.
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Niedersichsische Beihilfeverordnung (NBhVO);
Gebiihrenordnung fiir Arzte (GOA) —
Abrechnungsempfehlungen zu telemedizinischen Leistungen
im Rahmen von Psychotherapie

RdErl. d. MF v. 5. 1. 2022 — VD3-03540/01/005/01/A —
— VORIS 20444 —

Die Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK), der Verband
der Privaten Krankenversicherung e. V. (PKV-Verband) und
die Beihilfetrdger von Bund und Léndern haben sich zur Ver-
meidung von Auslegungsstreitigkeiten bei der Abrechnung te-
lemedizinischer Leistungen im Rahmen der Behandlung von
psychischen Erkrankungen auf die nachfolgenden gemeinsa-
men Abrechnungsempfehlungen auf Basis der Gebiihrenord-
nung fir Psychologische Psychotherapeuten und Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapeuten (GOP) in Verbindung mit der
Gebiihrenordnung fiir Arzte (§ 1 GOP) verstandigt. Sie umfas-
sen Einzelbehandlungen mit einem wissenschaftlich anerkann-
ten Psychotherapieverfahren, iibende Interventionen und Test-
leistungen, aber auch Beratungs- und Koordinationsleistun-
gen sowie Fallkonferenzen.

Die Abrechnungsempfehlungen werden in der Anlage be-
kannt gemacht. Sie sind im Rahmen von § 5 Abs. 1 NBhVO
bei der Festsetzung der Beihilfe zu berticksichtigen.

Dieser RdErl. tritt mit Wirkung vom 1. 1. 2022 in Kraft und
mit Ablauf des 31. 12. 2027 aufer Kraft.

An die

Dienststellen der Landesverwaltung

Kommunen und der Aufsicht des Landes unterstehenden anderen
Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts

— Nds. MBL. Nr. 2/2022 S. 80

Anlage

Gemeinsame Abrechnungsempfehlungen von BPtK,
PKV-Verband und den Beihilfetridgern von Bund und Lindern
zur Abrechnung telemedizinischer Leistungen
im Rahmen der Behandlung von psychischen Erkrankungen

I Ee(i)j{ungen aus dem Abschnitt B des Gebiihrenverzeichnisses der

1. Die Leistungen nach den Nummern 1 und 3 des Gebiih-
renverzeichnisses der GOA sind bei Erbringung mittels Vi-
deotibertragung originir berechnungsfihig. Die Videotiber-
tragung stellt eine besondere Ausfihrung der Beratung
mittels Fernsprecher dar.

2. Die Leistung nach Nummer 1 des Gebiihrenverzeichnisses
der GOA ist bei Erbringung mittels Ende-zu-Ende ver-
schliisselter E-Mail (Chat und SMS ausgeschlossen) analog
berechnungsfihig.

3. Die Leistungen nach den Nummern 4, 15, 60 des Gebiih-
renverzeichnisses der GOA sind bei Erbringung mittels Vi-
deotibertragung analog berechnungsfahig.

II. Leistungen aus dem Abschnitt G des Gebiihrenverzeichnisses der
GOA
Die Leistungen nach den Nummern 808, 835, 846, 849,
855, 856, 857, 860, 861, 863, 865 und/oder 870 des Gebiih-
renverzeichnisses der GOA sind bei Erbringung mittels Video-
tbertragung analog berechnungsfihig.
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Niedersichsische Beihilfeverordnung (NBhVO);
Gebiithrenordnung fiir Arzte (GOA) —
Abrechnungsempfehlungen der Bundesirztekammer
zu telemedizinischen Leistungen

RdErl. d. MF v. 6. 1. 2022
— VD3-03540/01/005/01/A —

— VORIS 20444 —

Bezug: RdErl. v. 13. 7. 2020 (Nds. MBL. S. 708)
— VORIS 20444 —

Die Anlage des Bezugserlasses wird mit Wirkung vom 1. 1. 2022
wie folgt gedndert:

Der Tabelle werden die in der Anlage abgedruckten Num-
mern 10 und 11 angeftgt.

An die

Dienststellen der Landesverwaltung

Kommunen und der Aufsicht des Landes unterstehenden anderen
Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts

— Nds. MBI. Nr. 2/2022 S. 80

Anlage

Nummer | Leistung Abrechnungs-

empfehlung

,10 Erhebung der Fremdanamnese GOA-Nr. 4
iiber eine erkrankte Person und/ | analog
oder Unterweisung und Fithrung
der Bezugsperson(en) mittels
Videotibertragung — im Zusam-
menhang mit der Behandlung
einer erkrankten Person

GOA-Nr. 15
analog”.

11 Einleitung und Koordination
flankierender therapeutischer
und sozialer Maflnahmen mittels
Videotibertragung wihrend der
kontinuierlichen ambulanten
Betreuung einer chronisch
erkrankten Person

Niedersichsische Beihilfeverordnung (NBhVOQ);
Gebiihrenordnung fiir Arzte (GOA) —
Abrechnungsempfehlung der Bundesirztekammer
zu telemedizinischen Leistungen im Rahmen
der Behandlung psychischer Erkrankungen

RdErl. d. MF v. 7. 1. 2022
— VD3-03540/01/005/01/A —

— VORIS 20444 —

Der Vorstand der Bundesérztekammer hat neben seinen all-
gemeinen Abrechnungsempfehlungen zu telemedizinischen
Leistungen die nachfolgende Abrechnungsempfehlung zur
Abrechnung telemedizinischer Leistungen im Rahmen der
Behandlung von psychischen Erkrankungen beschlossen.

Die Abrechnungsempfehlung wird in der Anlage bekannt
gemacht. Sie ist im Rahmen von § 5 Abs. 1 NBhVO bei der
Festsetzung der Beihilfe zu berticksichtigen.

Dieser RdErl. tritt mit Wirkung vom 1. 1. 2022 in Kraft und
mit Ablauf des 31. 12. 2027 aufler Kraft.

An die

Dienststellen der Landesverwaltung

Kommunen und der Aufsicht des Landes unterstehenden anderen
Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts

— Nds. MBI Nr. 2/2022 S. 80
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Anlage

Abrechnungsempfehlung der Bundesirztekammer
zur Abrechnung telemedizinischer Leistungen
im Rahmen der Behandlung von psychischen Erkrankungen

Die Leistungen nach den Nummern 801, 804, 806, 807,
808, 817, 835, 846, 849, 855, 856, 857, 860, 861, 863, 865,
870, 885 und/oder 886 des Gebiihrenverzeichnisses der GOA
sind bei Erbringung mittels Videotibertragung analog berech-
nungsfahig.

Satzung der Norddeutschen Landesbank
— Girozentrale —

Bek. des MF vom 10. 1. 2022 — 45-326/01/1002 —

Bezug: Bek. v. 12. 1. 2021 (Nds. MBL. S. 148)

Die Tragerversammlung der Norddeutschen Landesbank —
Girozentrale — hat am 3. 12. 2021 die in der Anlage abge-
druckte Neufassung der Satzung beschlossen.

— Nds. MBI. Nr. 2/2022 S. 81

Anlage

Satzung der Norddeutschen Landesbank
— Girozentrale —

Auf der Grundlage des Staatsvertrags zwischen dem Land
Niedersachsen, dem Land Sachsen-Anhalt und dem Land
Mecklenburg-Vorpommern iiber die Norddeutsche Landes-
bank — Girozentrale — vom 6. Dezember 2019 hat die Tréager-
versammlung der Bank am 3. Dezember 2021 die nachste-
hende Neufassung der Satzung beschlossen.

I. Allgemeine Bestimmungen

§1
Firma, Rechtsform und Sitz

(1) Die Bank fiihrt die Firma ,,Norddeutsche Landesbank
— Girozentrale —*.

(2) Die Bank ist eine rechtsfidhige Anstalt des offentlichen
Rechts. Sie fiihrt ein Siegel.

(3) Die Bank hat ihren Sitz in Hannover, Braunschweig und
Magdeburg. Sitz der Hauptverwaltung ist Hannover.

(4) Die Bank ist berechtigt, Niederlassungen zu errichten und
zu unterhalten.

§ 1la
Rechtsnachfolge

(1) Die Bank ist Gesamtrechtsnachfolgerin der Niedersachsi-
schen Landesbank — Girozentrale —, der Braunschweigischen
Staatsbank einschlieflich der Braunschweigischen Landes-
sparkasse, der Hannoverschen Landeskreditanstalt, der Nie-
dersdchsischen Wohnungskreditanstalt — Stadtschaft —, der
Bremer Landesbank Kreditanstalt Oldenburg — Girozentrale —
sowie der Deutschen Hypothekenbank (Actien-Gesellschaft).

(2) Die Bank ist nicht Rechtsnachfolgerin der fritheren Mit-
teldeutschen Landesbank — Girozentrale fir die Provinz
Sachsen, Thiiringen und Anhalt — mit Sitz in Magdeburg.

§2
Trager

(1) Trager der Bank sind das Land Niedersachsen, das Land
Sachsen-Anhalt, der Niedersdchsische Sparkassen- und Giro-
verband (im Folgenden SVN genannt), der Sparkassenbeteili-
gungsverband Sachsen-Anhalt (im Folgenden SBV genannt),
der Sparkassenbeteiligungszweckverband Mecklenburg-Vor-
pommern (im Folgenden SZV genannt), die Niedersachsen In-
vest GmbH (im Folgenden NIG genannt), die Hannoversche
Beteiligungsgesellschaft Niedersachsen mbH (im Folgenden
HanBG genannt), die FIDES Gamma GmbH und die FIDES
Delta GmbH.

(2) Die Trédger unterstiitzen die Bank bei der Erfiillung ihrer
Aufgaben mit der Mafigabe, dass ein Anspruch der Bank ge-
gen die Trdger oder eine sonstige Verpflichtung der Tréger,
der Bank Mittel zur Verfiigung zu stellen, nicht besteht.

(3) Die Tragerversammlung kann beschlieflen, dass juristi-
sche Personen des offentlichen Rechts oder juristische Perso-
nen des Privatrechts, an denen ausschliefilich juristische
Personen des offentlichen Rechts unmittelbar oder mittelbar
beteiligt sind, durch Ubernahme einer Beteiligung am Stamm-
kapital der Bank als weitere Trager hinzutreten.

(4) Fir das Land Niedersachsen und das Land Sachsen-An-
halt kénnen landeseigene Beteiligungsgesellschaften in Gestalt
von juristischen Personen des Privatrechts nach Beschlussfas-
sung der Tragerversammlung mit einfacher Mehrheit der ab-
gegebenen Stimmen durch Ubernahme einer Beteiligung am
Stammbkapital der Bank als weitere Tréger hinzutreten. Den
Beteiligungsgesellschaften ist es unbenommen, die Tréger-
schaft oder aus der Trdgerschaft resultierende Rechte, ein-
schlieflich ihrer Beteiligung am Stammbkapital, ganz oder
teilweise, durch offentlich-rechtlichen Vertrag — auch treu-
hédnderisch — an das jeweilige Land zu tbertragen; eine Zu-
stimmung der Trdgerversammlung ist in diesem Fall nicht
erforderlich. Absatz 5 bleibt unbertihrt.

(5) Jeder Trager kann seine Trédgerschaft an der Bank, ein-
schlieBlich seiner Beteiligung am Stammbkapital der Bank, mit
Zustimmung der Tragerversammlung ganz oder teilweise auf
eine oder mehrere juristische Personen des 6ffentlichen Rechts,
einschliefilich der Bank, oder juristische Personen des Privat-
rechts im Sinne von Absatz 3 durch offentlich-rechtlichen
Vertrag tbertragen. Die Ubertragung der Trigerschaft, ein-
schlieilich der Anteile am Stammbkapital der Bank, ldsst die
Gewihrtrdgerhaftung nach § 5 Absatz 3 unberthrt. Erfolgt
eine Ubertragung geméf} Satz 1 ausschliefilich auf einen oder
mehrere der jeweiligen Trdger der Bank oder iibertrdgt ein
Tréger, der juristische Person des offentlichen Rechts ist (6f-
fentlicher Tréger), gemafl Satz 1 seine Tragerschaft auf eine
von ihm oder anderen 6ffentlichen Trégern gehaltene Beteili-
gungsgesellschaft, so gentigt fiir die Zustimmung der Tréger-
versammlung eine Entscheidung mit einfacher Mehrheit der
abgegebenen Stimmen. Der Beteiligungsgesellschaft im Sinne
von Satz 3 bleibt es unbenommen, die Trédgerschaft oder aus
der Tréagerschaft resultierende Rechte, einschliefSlich ihrer Be-
teiligung am Stammkapital, ganz oder teilweise, durch 6ffent-
lich-rechtlichen Vertrag — auch treuhédnderisch — zurtick auf
den in Satz 3 genannten bisherigen oder einen anderen 6ffent-
lichen Tréger zu tibertragen; eine Zustimmung der Tragerver-
sammlung ist in diesem Fall nicht erforderlich.

(6) Halt ein Trédger keinen Anteil am Stammkapital, kann
die Tragerversammlung die Beendigung der Trédgerschaft die-
ses Trédgers beschlieflen. Die mit dem betroffenen Trager ver-
bundenen Unternehmen und solche juristischen Personen des
offentlichen Rechts, die an dem betroffenen Triger beteiligt
sind, sind in diesem Fall nicht an der Stimmabgabe gehindert.

(7) Jede Ubertragung der Tragerschaft ist von den Beteilig-
ten der Bank zur Information unverziiglich schriftlich anzu-
zeigen.

§3
Stammkapital

(1) Am Stammbkapital der Bank in Hoéhe von EUR
3082954 379,81 sind das Land Niedersachsen mit EUR
1 000,59 (zirka 0,000032 von Hundert), das Land Sachsen-
Anhalt mit EUR 198 000 000,06 (zirka 6,42 von Hundert), der
SVN mit EUR 282 539 432,26 (zirka 9,16 von Hundert), der
SBV mit EUR 56 549 854,05 (zirka 1,83 von Hundert), der
SZV mit EUR 39 244 047,04 (zirka 1,27 von Hundert), die
NIG mit EUR 1 275 750 000,00 (zirka 41,38 von Hundert) und
die HanBG mit EUR 474 203 379,81 (zirka 15,38 von Hun-
dert), die FIDES Gamma GmbH mit EUR 378 333 333,00
(zirka 12,27 von Hundert) und die FIDES Delta GmbH mit
EUR 378 333 333,00 (zirka 12,27 von Hundert) beteiligt.

(2) Die Hohe des Stammkapitals und die Beteiligungsver-
haltnisse setzt die Tragerversammlung fest.

(3) Das Stammkapital der Bank kann durch Beschluss der
Tragerversammlung erhoht oder herabgesetzt werden. Soweit
einzelne Trdger an einer beschlossenen Stammkapitalerho-
hung nicht oder nicht ihrem Anteil entsprechend mitwirken,
erfolgt die Stammbkapitalerhohung unter entsprechender Ver-
dnderung der Anteilsverhéltnisse.

(4) Die Bank kann aufgrund eines Beschlusses der Tréger-
versammlung Beteiligungen an ihrem Stammkapital erwerben
und diese als eigene Anteile halten. Der Erwerb ist nur zulés-
sig, wenn bankaufsichtsrechtliche Anforderungen daftr ein-
gehalten werden und die Bank im Zeitpunkt des Erwerbs eine
Ricklage in Hohe der Aufwendungen fir den Erwerb bilden
konnte, ohne das Stammkapital zu mindern. Stimm- und sons-
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tige Rechte, einschliefilich des Gewinnbezugsrechts aus eige-
nen Anteilen, ruhen. Die Tragerversammlung kann zur Her-
absetzung des Stammbkapitals die Einziehung eigener Anteile
beschlieflen.

(5) Hinsichtlich der LBS Norddeutsche Landesbausparkasse
Berlin-Hannover gilt § 14 des Staatsvertrags zwischen dem
Land Niedersachsen, dem Land Sachsen-Anhalt und dem
Land Mecklenburg-Vorpommern tber die Norddeutsche Lan-
desbank — Girozentrale — vom 6. Dezember 2019.

§4
Aufgaben der Bank

(1) Der Bank obliegt nach Mafigabe dieser Satzung die Auf-
gabe einer Landesbank und Sparkassenzentralbank (Girozen-
trale) sowie einer Geschiftsbank. Sie kann ferner sonstige
Geschifte aller Art betreiben, die den Zwecken der Bank oder
ihrer Tréger dienen. Sie kann besondere wirtschaftliche und
finanzpolitische Aufgaben tibernehmen. Sie ist berechtigt,
Pfandbriefe und sonstige Schuldverschreibungen auszugeben.
Sie kann das Bausparkassengeschift selbst oder durch selb-
stdndige Beteiligungsunternehmen betreiben.

(2) Die Bank fithrt ihre Geschifte nach kaufmannischen
Grundsitzen unter Beachtung allgemein-wirtschaftlicher Ge-
sichtspunkte.

(3) Die Bank besitzt Mundelsicherheit gemafd § 1807 BGB.

§5
Haftung

(1) Die Bank haftet fur ihre Verbindlichkeiten mit ihrem ge-
samten Vermogen.

(2) Die Haftung der Tréager ist vorbehaltlich der Regelung
des Absatzes 3 auf das von der Trdgerversammlung festgesetz-
te, von ihnen jeweils aufgebrachte und aufzubringende Kapi-
tal beschrankt.

(3) Die Trédger der Bank am 18. Juli 2005 haften fur die Er-
fullung sdmtlicher zu diesem Zeitpunkt bestehenden Ver-
bindlichkeiten der Bank. Fir solche Verbindlichkeiten, die
bis zum 18. Juli 2001 vereinbart waren, gilt dies zeitlich unbe-
grenzt; fiir danach bis zum 18. Juli 2005 vereinbarte Verbind-
[ichkeiten nur, wenn deren Laufzeit nicht tiber den 31. De-
zember 2015 hinausgeht. Die Trdger werden ihren Verpflich-
tungen aus der Gewdhrtrdagerhaftung gegentiber den Glaubi-
gern der bis zum 18. Juli 2005 vereinbarten Verbindlichkeiten
umgehend nachkommen, sobald sie bei deren Falligkeit ord-
nungsgemdf und schriftlich festgestellt haben, dass die Glau-
biger dieser Verbindlichkeiten aus dem Vermogen der Bank
nicht befriedigt werden konnen. Verpflichtungen der Bank
aufgrund eigener Gewdhrtragerhaftung oder vergleichbarer
Haftungszusage oder einer durch die Mitgliedschaft in einem
Sparkassenverband als Gewdhrtriger vermittelten Haftung
sind vereinbart und fillig im Sinne der Sitze 1 bis 3 in dem
gleichen Zeitpunkt wie die durch eine solche Haftung gesi-
cherte Verbindlichkeit. Die Trager haften als Gesamtschuld-
ner, im Innenverhiltnis entsprechend ihrer Beteiligung am
Stammkapital.

II. Organisation der Bank

§6
Organe der Bank

Die Organe der Bank sind der Vorstand, der Aufsichtsrat
und die Trdagerversammlung.

§7
Vorstand

(1) Der Vorstand besteht aus dem Vorsitzenden, dem oder den
stellvertretenden Vorsitzenden und weiteren ordentlichen
oder stellvertretenden Mitgliedern.

(2) Der Vorstandsvorsitzende regelt die Geschéftsverteilung
nach Mafigabe der Geschiftsordnung fiir den Vorstand.

§8
Aufgaben und Beschlussfassung

(1) Der Vorstand leitet die Bank in eigener Verantwortung.
Er hat den Aufsichtsrat tiber wesentliche Angelegenheiten der
Bank zu unterrichten.

(2) Beschliisse des Vorstands werden mit Stimmenmehrheit
gefasst; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzen-
den den Ausschlag.
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(3) Das Néhere regelt eine Geschéftsordnung fiir den Vor-
stand, die durch den Aufsichtsrat erlassen wird.

§9
Vertretung

(1) Der Vorstand vertritt die Bank gerichtlich und auflerge-
richtlich. In Angelegenheiten, die ein Vorstandsmitglied per-
sonlich betreffen, wird die Bank vom Vorsitzenden des Auf-
sichtsrats vertreten.

(2) Die Bank wird durch zwei Vorstandsmitglieder gemein-
schaftlich vertreten. Die Mitglieder des Vorstands sind von
den Beschrdnkungen des § 181 des Biirgerlichen Gesetzbuchs
befreit. Der Vorstand kann Prokura erteilen und fiir den lau-
fenden Geschiftsverkehr oder fiir bestimmte Geschifte eine
abweichende Regelung treffen, die durch ein Unterschriften-
verzeichnis bekanntzugeben ist.

(3) Die von den dazu zeichnungsberechtigten Angestellten
der Bank ausgestellten und mit dem Siegel oder Stempel der
Bank versehenen Urkunden sind 6ffentliche Urkunden.

§10
Zusammensetzung des Aufsichtsrats
(1) Der Aufsichtsrat besteht aus:

1. dem jeweils zustdandigen Mitglied der Landesregierungen
der Lander Niedersachsen und Sachsen-Anhalt,

2. dem Vorsteher des SVN,

3. 2 weiteren Mitgliedern, die von der Trdgerversammlung
auf Vorschlag des Ostdeutschen Sparkassenverbandes mit
einer Mehrheit von 80 % des stimmberechtigten Kapitals
zu wihlen sind.

4. 7 weiteren Mitgliedern, die von dem jeweiligen Trager fiir
die Dauer von vier Jahren nach folgendem Schliissel ent-
sendet werden:

a) 4 Mitglieder von der NIG,
b) ein Mitglied von der HanBG,

c) jeweils ein Mitglied von der FIDES Gamma GmbH und
der FIDES Delta GmbH,

5. Vertretern der Beschiftigten der Bank, die zusammen den
dritten Teil der Mitglieder stellen und in den Aufsichtsrat
gemdfl dem anzuwendenden Personalvertretungsrecht
(§ 28) entsandt werden.

(2) Die Aufsichtsratsmitglieder nach Absatz 1 Nrn. 3 und 4
konnen jederzeit zurticktreten. Die Mitglieder nach Absatz 1
Nr. 4 konnen von dem Tréger, der sie berufen hat, jederzeit
abberufen werden. Aufsichtsratsmitglieder, die von der Tra-
gerversammlung nach Absatz 1 Nr. 3 gewihlt worden sind,
kénnen von ihr vor Ablauf der Amtszeit mit einer Mehrheit
von 80 % des stimmberechtigten Stammkapitals abberufen
werden. Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, ist fiir den Rest
der Amtszeit ein Nachfolger zu berufen bzw. von der Tréger-
versammlung zu wihlen.

§11
Innere Ordnung des Aufsichtsrats

(1) Vorsitzender des Aufsichtsrats ist das zustindige Mit-
glied der Landesregierung des Landes Niedersachsen. Erster
stellvertretender Vorsitzender ist ein von der FIDES Gamma
GmbH und der FIDES Delta GmbH gemeinsam bestimmtes
Mitglied, zweiter stellvertretender Vorsitzender ist der Vorste-
her des SVN. Im Falle seiner Verhinderung wird der Vorsit-
zende des Aufsichtsrats von einem seiner Stellvertreter ver-
treten.

(2) Die Mitglieder des Aufsichtsrats gemafl § 10 Absatz 1
Nrn. 1 bis 4 sind befugt, sich bei Verhinderung vertreten zu
lassen. Eine Vertretung als Vorsitzender bzw. stellvertreten-
der Vorsitzender ist nicht statthaft.

(3) Der Aufsichtsrat soll mindestens zwei Sitzungen im Ka-
lenderhalbjahr abhalten. Die Sitzungen kénnen auch im Wege
einer Telefon- oder Videokonferenz durchgefiihrt werden.
Dartiber hinaus wird der Aufsichtsrat von seinem Vorsitzen-
den einberufen, so oft es die Lage des Geschiifts erfordert. Er
muss einberufen werden, wenn ein stellvertretender Vorsit-
zender, mindestens ein Drittel der Mitglieder, der Vorsitzende
des Risikoausschusses oder der Vorstand die Beratung oder
Beschlussfassung iiber einen bestimmten Gegenstand beantra-
gen.

(4) Die Einladung und die Tagesordnung nebst Sitzungsun-
terlagen sollen den Mitgliedern des Aufsichtsrats spatestens
zwei Wochen vor der Sitzung zugehen.
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(5) Uber die Sitzung des Aufsichtsrats ist eine Niederschrift
anzufertigen, die vom Vorsitzenden des Aufsichtsrats zu un-
terzeichnen ist. Die Niederschrift ist durch Beschlussfassung
des Aufsichtsrats zu genehmigen. Die Wirksambkeit gefasster
Beschliisse ist davon unabhéngig.

(6) Die Mitglieder des Vorstands nehmen auf Einladung des
Vorsitzenden des Aufsichtsrats mit beratender Stimme an den
Sitzungen des Aufsichtsrats teil.

(7) Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschéftsordnung.

§12
Beschlussfassung des Aufsichtsrats
(1) Der Aufsichtsrat entscheidet durch Beschluss.

(2) Der Aufsichtsrat ist beschlussfihig, wenn mindestens
die Halfte der Mitglieder, darunter der Vorsitzende oder einer
seiner Stellvertreter an der Sitzung teilnehmen. Bei Beschluss-
unfdhigkeit des Aufsichtsrats ist zur Erledigung derselben Ta-
gesordnung binnen zwei Wochen eine neue Sitzung einzube-
rufen, in der der Aufsichtsrat ohne Riicksicht auf die Zahl der
an der Sitzung teilnehmenden Mitglieder beschlussfihig ist.
Auf diese Folge ist bei der Einladung zur zweiten Sitzung hin-
zuweisen.

(3) Der Aufsichtsrat beschlief’t, soweit im Gesetz oder dieser
Satzung nichts anderes bestimmt ist, mit einfacher Mehrheit
der abgegebenen Stimmen. Stimmenthaltungen bleiben unbe-
riicksichtigt und beriihren die Beschlussfahigkeit nicht. Die
Stimmen koénnen auch schriftlich abgegeben werden. Bei
Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt.

(4) Der Vorsitzende kann einen Beschluss des Aufsichtsrats
auch im Wege der schriftlichen Umfrage herbeifithren. Dabei
kann eine Frist fiir die Abgabe der Stimme und die Zustim-
mung zum Umfrageverfahren gesetzt werden. Falls eine solche
Frist gesetzt wird, konnen die Stimmabgabe und die Zustim-
mung zum Verfahren wirksam nur innerhalb der Frist erfolgen.
Eine Beschlussfassung im Umfrageverfahren ist nur moglich,
wenn alle Mitglieder des Aufsichtsrats dem Umfrageverfahren
zustimmen. Die Zustimmung kann auch im Voraus erteilt
werden. Bestehen die Voraussetzungen zur eindeutigen Iden-
tifizierung des Absenders, so kann die Umfrage auch auf elek-
tronischem Wege durchgefiihrt werden. Niheres kann in der
Geschiftsordnung fiir den Aufsichtsrat geregelt werden.

(5) In dringenden Féllen ist der Vorsitzende berechtigt, Ent-
scheidungen zu treffen. Der Aufsichtsrat ist in der nachsten
Sitzung dariiber zu unterrichten.

§13
Aufgaben des Aufsichtsrats

(1) Der Aufsichtsrat hat die sich aus dieser Satzung und
dem Gesetz ergebenden Aufgaben, insbesondere hat er den
Vorstand zu beraten, seine Geschiftsfithrung zu iiberwachen
und die Geschifts- und Risikostrategie der Bank mit dem Vor-
stand zu erortern.

(2) Er beschliefit — aufler in den sonst in dieser Satzung ge-
nannten Fallen — tiber

a) die Bestellung und die Abberufung des Vorstandsvorsit-
zenden, des stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden und
der weiteren Vorstandsmitglieder und jeweils deren An-
stellungsbedingungen,

die allgemeinen Richtlinien fiir die Geschiifte der Bank,
die vom Vorstand vorzulegende Jahresplanung,

die Geschiftsordnung fiir den Vorstand,

die Bestellung des Abschlusspriifers,

den Vorschlag an die Tridgerversammlung zur Feststellung
des Einzelabschlusses der Bank, zur Billigung des Konzern-
abschlusses, zu der Entscheidung, dass hinsichtlich der je-
weiligen Lageberichte keine Einwénde bestehen sowie zur
Entlastung des Vorstands,

g) die Zustimmung zur Gewdhrung von Krediten entspre-
chend den vom Aufsichtsrat dazu erlassenen Kompetenz-
ordnungen.

(3) Der Aufsichtsrat kann beschlieffen, dass weitere Ge-
schifte und Mafinahmen, die fiir die Bank von besonderer Be-
deutung sind, seiner Zustimmung bediirfen. Verweigert der
Aufsichtsrat seine nach Satz 1 erforderliche Zustimmung fiir
Geschifte, die zugleich in die Zustdndigkeit der Tragerver-
sammlung fallen, so kann diese die Zustimmung ersetzen.
§ 22 Absatz 6 bleibt unbertihrt.

(4) Die Bestellung des Vorstandsmitglieds mit Dienstsitz in
Magdeburg bedarf zusitzlich der Zustimmung des jeweils zu-
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stdndigen Mitglieds der Landesregierung des Landes Sachsen-
Anhalt als Autsichtsratsmitglied nach § 10 Abs. 1 Nr. 1. Dies
ilt auch fir die Verlegung des Dienstsitzes nach Magdeburg
ur ein bereits bestelltes Vorstandsmitglied der Bank. Die je-
weilige Zustimmung kann auch auferhalb einer Sitzung des
Aufsichtsrats erteilt werden.

(5) Die Beschliisse zu Absatz 2 Buchst. a, b und g bediirfen
zusdtzlich einer Dreiviertelmehrheit der abgegebenen Stim-
men der Mitglieder des Aufsichtsrats gemafl § 10 Absatz 1 Nrn. 1
bis 4. Stimmenthaltungen bleiben unberiicksichtigt. Die Be-
schlussfassung zu Absatz 2 Buchst. g kann auf den Risikoaus-
schuss delegiert werden. Die Beschliisse zu Absatz 2 Buchst. e
bedirfen der Zustimmung der Aufsichtsbehérden (§ 27).

§14
Ausschiisse

(1) Der Aufsichtsrat bildet aus seiner Mitte zu seiner Unter-
stitzung folgende Ausschiisse:

a) einen Prasidial- und Nominierungsausschuss,
b) einen Priiffungsausschuss,
c) einen Risikoausschuss und
d) einen Vergiitungskontrollausschuss.
(2) Der Aufsichtsrat kann weitere Ausschiisse bilden.

(3) Bei Beendigung der Mitgliedschaft im Aufsichtsrat endet
auch die Mitgliedschaft in den Ausschiissen.

(4) Der Aufsichtsrat gibt den Ausschiissen eine Geschafts-
ordnung. Die Regelungen in § 11 Absitze 2, 3 Satz 2, 4 bis 6
und § 12 gelten fiir die Ausschiisse entsprechend.

(5) Der Vorsitzende des Aufsichtsrats wirkt darauf hin, dass
die Ausschiisse ihre Arbeit miteinander koordinieren und re-
gelmifig Informationen austauschen. Die Vorsitzenden der
Ausschisse berichten dem Aufsichtsrat regelméafig tiber die
wesentlichen Angelegenheiten, mit denen sich der jeweilige
Ausschuss befasst hat.

§15
Prasidial- und Nominierungsausschuss

(1) Dem Prasidial- und Nominierungsausschuss sind die
Vorbereitung der Sitzungen und Beschliisse des Aufsichtsrats
sowie die Erledigung eilbediirftiger Geschifte tibertragen.
Weiterhin nimmt der Ausschuss die ihm gesetzlich zugewie-
senen Aufgaben des Nominierungsausschusses im Sinne des
Kreditwesengesetzes in seiner jeweils giiltigen Fassung wahr.

(2) Der Présidial- und Nominierungsausschuss besteht aus
den Mitgliedern des Aufsichtsrats kraft Amtes geméfl § 10 Ab-
satz 1 Nrn. 1 und 2, einem weiteren von der FIDES Gamma
GmbH und der FIDES Delta GmbH gemeinsam zu bestimmen-
den Mitglied des Aufsichtsrats sowie zwei dem Aufsichtsrat
angehorenden Beschiftigten der Bank, die auf Vorschlag der
Vertreter der Beschéftigten im Aufsichtsrat von diesem ge-
wihlt werden.

(3) Der Présidial- und Nominierungsausschuss wéahlt aus
seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden
Vorsitzenden.

§ 16
Prifungsausschuss

(1) Der Priifungsausschuss berichtet dem Aufsichtsrat auf
Grundlage der Berichte der Abschlussprifer tiber das Ergeb-
nis der Priifung des Jahresabschlusses. Ferner nimmt der Prii-
fungsausschuss die ihm nach dem Kreditwesengesetz in
seiner jeweils giiltigen Fassung zugewiesenen Aufgaben wahr.

(2) Der Prifungsausschuss besteht aus dem jeweils zustan-
digen Mitglied der Landesregierung Sachsen-Anhalt (§ 10 Ab-
satz 1 Nr. 1, 2. Halbsatz), dem Vorsteher des SVN (§ 10 Absatz 1
Nr. 2), einem von der NIG zu bestimmenden Mitglied des Auf-
sichtsrates sowie einem weiteren von der FIDES Gamma
GmbH und der FIDES Delta GmbH gemeinsam zu bestimmen-
den Mitglied des Aufsichtsrats sowie zwei dem Aufsichtsrat
angehorenden Beschiftigten der Bank, die auf Vorschlag der
Vertreter der Beschéftigten im Aufsichtsrat von diesem ge-
wihlt werden. Mindestens ein Mitglied des Prifungsausschus-
ses muss iber Sachverstand auf den Gebieten der Rechnungs-
legung oder Abschlusspriifung verfiigen; die Mitglieder mus-
sen in ihrer Gesamtheit mit dem Sektor, in dem die Bank titig
ist, vertraut sein.

(3) Der Priifungsausschuss wahlt aus seiner Mitte einen
Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzenden. Der
Vorsitzende muss tiber Sachverstand auf den Gebieten der
Rechnungslegung und der Abschlussprifung verfiigen.
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§17
Risikoausschuss

(1) Der Risikoausschuss nimmt die ihm gesetzlich zugewie-
senen Aufgaben eines Risikoausschusses im Sinne des Kredit-
wesengesetzes in seiner jeweils giiltigen Fassung wahr. Er hat
ferner die Aufgabe, in regelmiflig stattfindenden Sitzungen
Rechte und Pflichten des Aufsichtsrats bei der Beratung und
Uberwachung der Geschiftsfithrung der Bank wahrzuneh-
men, soweit diese nicht einem anderen Ausschuss zugewie-
sen sind. Insbesondere wirkt er entsprechend den vom Auf-
sichtsrat erlassenen Kompetenzordnungen bei der Kreditge-
wihrung mit. Die Gewdhrung von Krediten an Trédger oder
mit diesen verbundenen Unternehmen bedarf seiner Zustim-
mung.

(2) Der Risikoausschuss besteht aus den Mitgliedern des
Aufsichtsrats kraft Amtes geméaf3 § 10 Absatz 1 Nrn. 1 und 2,
einem von der FIDES Gamma GmbH und der FIDES Delta
GmbH gemeinsam zu bestimmenden Mitglied des Aufsichts-
rats sowie zwei dem Aufsichtsrat angehérenden Beschiiftigten
der Bank, die auf Vorschlag der Vertreter der Beschaftigten im
Aufsichtsrat von diesem gewéhlt werden.

(3) Den Vorsitz im Risikoausschuss fiihrt das von der FIDES
Gamma GmbH und der FIDES Delta GmbH gemeinsam be-
stimmte Mitglied. Stellvertretender Vorsitzender ist der Vor-
steher des SVN.

§18
Vergtitungskontrollausschuss

(1) Der Vergttungskontrollausschuss nimmt die ihm im
Kreditwesengesetz in seiner jeweils giiltigen Fassung zugewie-
senen Aufgaben wahr.

(2) Der Vergiitungskontrollausschuss besteht aus den Mit-
gliedern des Aufsichtsrats kraft Amtes gemédfs § 10 Absatz 1
Nrn. 1 und 2, einem weiteren von der FIDES Gamma GmbH
und der FIDES Delta GmbH gemeinsam zu bestimmenden
Mitglied des Aufsichtsrats sowie zwei dem Aufsichtsrat ange-
horenden Beschiftigten der Bank, die auf Vorschlag der Ver-
treter der Beschiftigten im Aufsichtsrat von diesem gewdihlt
werden. Mindestens ein Mitglied des Vergiitungskontrollaus-
schusses muss tiber ausreichend Sachverstand und Berufser-
fahrung im Bereich Risikomanagement und Risikocontrolling
verfiigen, insbesondere im Hinblick auf Mechanismen zur
Ausrichtung der Vergiitungssysteme an der Gesamtrisikobe-
reitschaft und -strategie und an der Eigenmittelausstattung
der Bank.

(3) Der Vergiitungskontrollausschuss wihlt aus seiner Mitte
einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzenden.

§19
Rechte und Pflichten der Organmitglieder

(1) Die Mitglieder der Organe der Bank haben durch ihre
Amtsfiihrung die Bank nach besten Kriften zu fordern. Sie
sind zur Verschwiegenheit verpflichtet. Die Vertreter der Tra-
ger im Aufsichtsrat und in der Trdgerversammlung sind hin-
sichtlich der Berichte, die sie den von ihnen vertretenen
Trédgern erstatten, von der Verschwiegenheitspflicht befreit
unter der Voraussetzung, dass der jeweilige Empfénger der Be-
richte seinerseits zur Verschwiegenheit verpflichtet und si-
chergestellt ist, dass keine wettbewerbsrelevanten Informatio-
nen an Wettbewerber der Bank gelangen und das Bankge-
heimnis gewahrt ist. Dies gilt nicht fiir solche vertraulichen
Angaben und Geheimnisse der Bank, namentlich Betriebs-
und Geschiftsgeheimnisse, deren Kenntnis fiir die Zwecke
der Berichte nicht von Bedeutung ist. Die Verschwiegenheits-
pflicht geméfl den Sétzen 2 bis 4 bleibt auch nach dem Aus-
scheiden aus dem jeweiligen Organ bestehen.

(2) Die Vorstandsmitglieder haben bei ihrer Geschiftsfiih-
rung die Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Ge-
schéftsleiters anzuwenden.

(3) Fiir die Sorgfaltspflicht der Mitglieder des Aufsichtsrats
gilt Absatz 2 sinngeméfl. Die Aufsichtsratsmitglieder sind an
Auftrdge und Weisungen nicht gebunden.

(4) Die Absitze 1 bis 3 gelten auch fir Vertreter von Auf-
sichtsratsmitgliedern und fir Ausschussmitglieder und deren
Vertreter.

(5) Den Mitgliedern des Aufsichtsrats und seiner Ausschiis-
se sowie deren jeweiligen Vertretern kann eine angemessene
Vergiitung gewahrt werden. Diese setzt die Tragerversamm-
lung fest.

(6) Mitglieder des Aufsichtsrates gemaf3 § 10 Absatz 1 Nrn. 3
und 4 c) sowie Vertreter der Tréger in der Tragerversammlung
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dirfen keine Managementaufgaben in mit der Bank konkur-
rierenden Finanzinstituten wahrnehmen.

§ 20
Beirite

(1) Zur sachverstindigen Beratung der Bank bei ihren Ge-
schiften und zur Férderung des Kontaktes mit den Kreisen
der Wirtschaft und der Verwaltung kann die Bank Beirate bil-
den. Uber die Bildung und die Auflésung von Beirdten ent-
scheidet die Trédgerversammlung. Uber die Berufung und Ab-
berufung der Mitglieder der Beiréte entscheidet der Vorstand
mit Zustimmung der Tragerversammlung.

(2) Die Tragerversammlung gibt den Beiréten eine Geschifts-
ordnung.

§21
Braunschweigische Landessparkasse

(1) Die Braunschweigische Landessparkasse wird geméfl
§ 13 des Staatsvertrags tiber die Norddeutsche Landesbank
— Girozentrale — als teilrechtsfdhige Anstalt des offentlichen
Rechts mit Sitz in Braunschweig fortgefiihrt.

(2) Die weiteren Einzelheiten betreffend die Braunschweigi-
sche Landessparkasse werden in einem von der Tragerver-
sammlung der Bank zu erlassenden Statut geregelt.

§22
Trdgerversammlung

(1) Jeder Trédger entsendet bis zu zwei Vertreter in die Tra-
gerversammlung. Die Mitglieder des Aufsichtsrats kraft Amtes
gemif § 10 Absatz 1 Nrn. 1 und 2 gelten als zur Vertretung
des jeweiligen Tragers berechtigt. Die Vertreter jedes Trédgers
konnen ihre Stimme nur einheitlich abgeben. Ist ein Vertreter
eines Trdgers verhindert, an einer Sitzung der Tragerver-
sammlung teilzunehmen, so ist er berechtigt, einen anderen
Vertreter eines Tragers zu bevollméachtigen, ihn in dieser Sit-
zung zu vertreten. Mitglieder des Vorstands der Bank nehmen
an den Sitzungen auf Einladung des Vorsitzenden der Tréiger-
versammlung mit beratender Stimme teil.

(2) Das Stimmrecht in der Tragerversammlung wird nach
den eingezahlten Anteilen am Stammbkapital der Bank ausge-
iibt. Jedem Tréger steht fiir jeden vollen Euro eines von ihm
gehaltenen Anteils am Stammkapital der Bank eine Stimme
zu.

(3) Vorsitzender der Tragerversammlung ist ein vom Land
Niedersachsen benannter Vertreter in der Trdgerversamm-
lung. Erster stellvertretender Vorsitzender ist ein von der
FIDES Gamma GmbH und der FIDES Delta GmbH gemeinsam
benannter Vertreter in der Triagerversammlung, zweiter stell-
vertretender Vorsitzender ist ein vom SVN benannter Vertre-
ter in der Tragerversammlung. Im Falle seiner Verhinderung
wird der Vorsitzende der Tragerversammlung von einem sei-
ner Stellvertreter vertreten.

(4) Die Tragerversammlung ist einzuberufen, wenn es einer
der Triger, mindestens 7 Mitglieder des Aufsichtsrats oder der
Vorstand unter Angabe des Zwecks beantragen. Die Tréger-
versammlung ist unter Angabe der Verhandlungsgegenstdnde
mit einer Frist von zwei Wochen einzuberufen. In dringenden
Fallen kann die Einberufungsfrist verkirzt werden. Die Sit-
zungen der Tragerversammlung konnen auch im Wege einer
Telefon- oder Videokonferenz durchgefiihrt werden. Die Tra-
gerversammlung ist beschlussfihig, wenn alle Trdger mit je-
weils mindestens einem Vertreter an der Sitzung teilnehmen.
Bei Beschlussunfihigkeit der Tragerversammlung ist zur Erle-
digung derselben Tagesordnung binnen zwei Wochen eine
neue Sitzung einzuberufen, in der die Trigerversammlung
ohne Riucksicht auf die Zahl der an der Sitzung teilnehmen-
den Vertreter beschlussfahig ist. Auf diese Folge ist bei der
Einladung zur zweiten Sitzung hinzuweisen.

(5) Die Tragerversammlung entscheidet

mit einer Mehrheit von 80 % des stimmberechtigten Stamm-
kapitals tiber:

a) die Anderung der Satzung; soweit die Satzungsdnderung
nur die Nennung der Trdger und ihre Beteiligung am
Stammkapital betrifft, gentigt daftir die fur die zugrunde
liegende Mafinahme vorgesehene Mehrheit,

b) die Festsetzung und Anderung des Stammkapitals sowie
die Anderung des Beteiligungsverhéltnisses der Trdger an
der Bank, soweit nicht nach der Satzung oder dem Staats-
vertrag dariiber mit einfacher Mehrheit beschlossen wird,

c) den Erwerb von Anteilen am Stammbkapital und die Ein-
ziehung von Anteilen nach § 3 Absatz 4,
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d) die allgemeinen Grundsitze der Geschiftspolitik und we-
sentliche Anderungen und Abweichungen vom Geschiifts-
modell,

e) die Aufnahme anderer juristischer Personen des o6ffentli-
chen Rechts oder juristischer Personen des Privatrechts,
an denen ausschlieBlich juristische Personen des offentli-
chen Rechts unmittelbar oder mittelbar beteiligt sind, als
Trager nach § 2 Absatz 3, die Ubertragung der Tréger-
schaft nach § 2 Absatz 5 Satz 1 und die Beendigung der
Trégerschaft nach § 2 Absatz 6,

f) Umwandlungsmafinahmen nach § 16 des Staatsvertrages,

g) das Eingehen wesentlicher Beteiligungen sowie die Uber-
nahme, der Erwerb, die Verdu3erung oder sonstige Verin-
derung einer wesentlichen Beteiligung an einem anderen
Unternehmen oder wesentlichem Unternehmensteil der
Bank sowie der Verkauf anderer wesentlicher Aktiva der
Bank,

h) die Geschiftsordnung fiir die Tragerversammlung,

i) das Statut fir die Braunschweigische Landessparkasse, die
Ubertragung der Braunschweigischen Landessparkasse nach
§ 13 Absatz 7 des Staatsvertrages und die Verselbstdndi-
gung der Braunschweigischen Landessparkasse nach § 13
Absatz 9 des Staatsvertrages,

j) die Aufnahme von Genussrechtskapital und stiller Gesell-
schafter sowie die Festsetzung der Hohe und der Bedin-
gungen von sonstigen Instrumenten des Kernkapitals,

k) den Abschluss, die Anderung und die Aufhebung von
Teilgewinnabfithrungsvertragen, bei denen die Bank ge-
winnabfiithrende Partei ist sowie von Gewinnabfithrungs-
und Beherrschungsvertragen,

1) die Errichtung, Ubertragung und Aufgabe von Niederlas-
sungen; soweit Niederlassungen der Braunschweigischen
Landessparkasse betroffen sind, kann die Tragerversamm-
lung die Zustdndigkeit mit einfacher Mehrheit auf den
Verwaltungsrat der Braunschweigischen Landessparkasse
ubertragen,

m) die Zustimmung zur Bestellung und Abberufung des Vor-
standsvorsitzenden, des stellvertretenden Vorstandsvorsit-
zenden und der weiteren Vorstandsmitglieder,

n) die Feststellung des Jahresabschlusses und die Billigung
des Konzernabschlusses (§ 23 Absatz 2) einschlieB8lich der
Entscheidung, dass gegen die jeweiligen Lageberichte kei-
ne Einwendungen bestehen,

o) nicht nur geringfiigige Anderungen der im Stiitzungsver-
trag zwischen der Bank, dem DSGV und den Trdgern vom
17. Dezember 2019 erwdhnten oder ihm beigefiigten Ver-
trdge betreffend die Risikoentlastungsmafinahmen oder an
deren Stelle getroffener Vereinbarungen,

mit einfacher Mehrheit des stimmberechtigten Stammkapitals
uber:

p) die Entlastung des Vorstands und des Aufsichtsrats,

q) den Beschluss zu der Regelung tiber die Kosten und Risi-
ken bei der Errichtung von teilrechtsfihigen Anstalten,

r) die Festsetzung der Vergiitung fir die Mitglieder des Auf-
sichtsrats, der Ausschiisse und der Beirite,

s) alle sonstigen Angelegenheiten, die ihr im Staatsvertrag und
in dieser Satzung zugewiesen sind, soweit dort keine ab-
weichende Mehrheit vorgesehen ist.

Die Kriterien der Wesentlichkeit und Wesentlichkeitsschwel-
len fiir Beschliisse nach Buchst. d) und g) werden in einem ge-
sonderten Tragerversammlungsbeschluss, der mit einem 80 %-
Quorum zu fassen ist, geregelt.

(6) Die Tragerversammlung kann beschlieflen, dass weitere
Geschifte und Mafinahmen, die fiir die Bank von besonderer
Bedeutung sind, ihrer Zustimmung bediirfen. Beschliisse, die
fir die Zustimmung eine Mehrheit von 80 % des stimmbe-
rechtigten Stammbkapitals fordern, bediirfen ihrerseits einer
Mehrheit von 80 % des stimmberechtigten Stammbkapitals.

(6a) In den Féllen des Absatzes 4 Satz 6 gentugt fir die Be-
schlussfassung die jeweilige Mehrheit in Bezug auf die abge-
gebenen Stimmen.

(7) Der Vorsitzende der Triagerversammlung kann einen Be-
schluss der Tragerversammlung auch im Wege der schriftli-
chen Umfrage herbeifithren. Dabei kann eine Frist fiir die
Abgabe der Stimme und die Zustimmung zum Umfragever-
fahren gesetzt werden. Falls eine solche Frist gesetzt wird,
konnen die Stimmabgabe und die Zustimmung zum Verfah-
ren wirksam nur innerhalb der Frist erfolgen. Eine Beschluss-

fassung im Umfrageverfahren ist nur moglich, wenn jeder
Triager dem Umfrageverfahren zustimmt. Die Zustimmung
kann auch im Voraus erteilt werden. Bestehen die Vorausset-
zungen zur eindeutigen Identifizierung des Absenders, kann
die Umfrage auch auf elektronischem Wege durchgefiithrt
werden. Naheres kann in der Geschéftsordnung fur die Tra-
gerversammlung geregelt werden.

(8) Uber die Sitzung der Trigerversammlung ist eine Nie-
derschrift anzufertigen, die vom Vorsitzenden der Tragerver-
sammlung zu unterzeichnen ist. Die Niederschrift ist durch
Beschlussfassung der Trigerversammlung zu genehmigen.
Die Wirksamkeit gefasster Beschliisse ist davon unabhéngig.

(9) Die Tragerversammlung kann sich eine Geschéftsord-
nung geben.

III. Sonstige Vorschriften

§23
Geschiftsjahr, Jahresabschluss, Entlastung
(1) Geschiftsjahr der Bank ist das Kalenderjahr.

(2) Jeweils auf Vorschlag des Aufsichtsrates stellt die Tra-
gerversammlung den Jahresabschluss fest, billigt den Konzern-
abschluss und entscheidet tiber die Entlastung des Vorstands
und des Aufsichtsrats.

§ 24

Zuschuss zum Betriebsaufwand
von SVN, SBV und SZV

Nach Abschluss des Geschiftsjahres wird den zustdndigen
Verbinden als Ersatz fur ihre Betriebsaufwendungen im Inter-
esse der Bank ein angemessener Ausgleich gewéhrt.

§25
Verwendung des Bilanzergebnisses

(1) Die Tragerversammlung beschliet auf Vorschlag des
Aufsichtsrats tiber

a) die Verwendung eines Bilanzgewinns fiir die Zuftihrung
zu den Riicklagen,

b) die Verwendung eines Bilanzgewinns fir die Ausschiit-
tung an die Trdger im Verhaltnis ihrer eingezahlten Antei-
le am Stammbkapital,

c) die Deckung eines Bilanzverlusts durch die Auflésung von
Rucklagen.

(2) Die Entscheidung tiber eine Ausschiittung an die Tréager
bedarf einer Mehrheit von 80 % des stimmberechtigten Stamm-
kapitals, wenn die Ausschiittung vor Abschluss des Geschiifts-
jahres 2021 erfolgen soll oder die harte Eigenkapitalquote
(CET 1) der Bank unter Berticksichtigung der Ausschiittung
nicht mindestens 14 % betrédgt. Im Ubrigen konnen Ausschiit-
tungen bis zu 50 % des Jahresiiberschusses eines Jahres durch
die Triagerversammlung mit einfacher Mehrheit des stimmbe-
rechtigten Stammbkapitals beschlossen werden; dartiberhin-
ausgehende Ausschittungen bedtrfen einer Mehrheit von
80 % des stimmberechtigten Stammbkapitals.

(3) Durch Beschluss der Trdgerversammlung mit einer
Mehrheit von 80 % des stimmberechtigten Stammbkapitals
konnen den Riicklagen zugefiihrte Betréige teilweise oder voll-
stdndig wieder entnommen und

a) an die Trager ausgeschiittet,
b) dem Stammbkapital zugefiihrt, oder

¢) von der Bank zum Erwerb eigener Anteile gemaf} § 3 Ab-
satz 4 genutzt werden.

Die Ausschiittung bzw. die Zufithrung zum Stammkapital
steht den Trdgern im Verhiltnis ihrer eingezahlten Anteile am
Stammbkapital zu, es sei denn, der Beschluss der Trégerver-
sammlung sieht Abweichendes vor. Der Beschluss der Trager-
versammlung bedarf der Zustimmung des Aufsichtsrats.

§ 26
Verlustdeckung

Reichen die Riicklagen zur Deckung eines Verlustes nicht
aus, so hat die Trdgerversammlung dariiber zu beschlieflen,
welche Mafinahmen zu ergreifen sind.

§27
Rechtsaufsicht

Die Bank untersteht der Rechtsaufsicht des Landes Nieder-
sachsen gemidfl § 10 des Staatsvertrages. Die Aufsicht wird
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durch das Niedersichsische Finanzministerium im Beneh-
men mit dem Finanzministerium des Landes Sachsen-Anhalt
ausgeiibt.

§28
Personalvertretungs- und Datenschutzrecht

(1) Auf die Bank finden die im Land Niedersachsen jeweils
geltenden personalvertretungsrechtlichen Bestimmungen An-
wendung.

(2) Auf die Bank finden die fiir 6ffentlich-rechtliche Kredit-
institute in Niedersachsen jeweils geltenden datenschutz-
rechtlichen Bestimmungen Anwendung. Die Einhaltung dieser
Bestimmungen wird von der in Niedersachsen zustandigen
Aufsichtsbehorde im Benehmen mit der jeweils in Sachsen-
Anhalt zustandigen Kontrollinstanz tiberwacht.

IV. Schlussbestimmungen

§29
Auflésung der Bank
Im Falle der Aufl6sung der Bank ist die Liquidation einzu-
leiten. Das nach Beendigung der Liquidation verbleibende
Vermogen fillt den Trdgern nach dem Verhéltnis ihrer einge-
zahlten Anteile am Stammkapital unter Beriicksichtigung von
§ 14 des Staatsvertrages zu.

§30
Prifung durch die Landesrechnungshofe
Die Rechnungshoéfe der Lander Niedersachsen und Sach-
sen-Anhalt haben das Recht, die Haushalts- und Wirtschafts-
fihrung der Bank zu priifen. Sie iiben die Priifungen im
gegenseitigen Benehmen aus.

§31
Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am 31. 12. 2021 in Kraft. Zum selben
Zeitpunkt tritt die von der Trdgerversammlung am 14. De-
zember 2020 beschlossene Neufassung der Satzung (Nds.
MBI. 2021 S. 148, MBI. Sachsen-Anhalt Nr. 18/2021 S. 329,
Amtsblatt M-V/AA. 2021 S. 11) aufler Kraft.

F. Kultusministerium

Richtlinie iiber die Gewihrung von Zuwendungen
zur Beschaffung von mobilen Luftreinigern
in Schulen und Kindertageseinrichtungen

RdErl. d. MK v. 10. 1. 2022 — 22-81 308 —

— VORIS 22410 —

Bezug: RdErl. v. 29. 10. 2021 (Nds. MBL. S. 1660)
— VORIS 22410 —

Der Bezugserlass wird mit Wirkung vom 31. 12. 2021 wie
folgt gedndert:

1. In Nummer 5.4 wird das Datum ,,30. 6. 2022“ durch das
Datum ,,30. 9. 2022 ersetzt.

2. Nummer 7 wird wie folgt gedndert:

a) In Nummer 7.3 wird das Datum ,30. 11. 2021“ durch
das Datum ,,15. 2. 2022 ersetzt.

b) In Nummer 7.6 wird das Datum ,,31. 12. 2021“ durch
das Datum ,,31. 3. 2022 ersetzt.

¢) In Nummer 7.7 wird das Datum ,,30. 4. 2022“ durch
das Datum ,,31. 7. 2022 ersetzt.

d) In Nummer 7.8 wird das Datum ,,30. 6. 2022“ durch
das Datum ,,30. 9. 2022 ersetzt.

3. In Nummer 8 wird das Datum ,,30. 6. 2022“ durch das Da-
tum ,,30. 9. 2022 ersetzt.

An die
Regionalen Landesdmter fir Schule und Bildung

— Nds. MBI. Nr. 2/2022 S. 86
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G. Ministerium fiir Wirtschaft, Arbeit, Verkehr
und Digitalisierung

Richtlinie iiber die Gewihrung von Billigkeitsleistungen
zur Unterstiitzung von durch die COVID-19-Pandemie
in Liquidititsengpisse geratene gewerbliche Unternehmen
und Soloselbststindige der Veranstaltungswirtschaft
und des Schaustellergewerbes (Liquidititssicherung
fiir das Veranstaltungs- und Schaustellergewerbe
— Aufstockung der Uberbriickungshilfe ITI
und Uberbriickungshilfe III Plus des Bundes)

Erl. d. MW v. 27. 12. 2021 — 32180/2022 —

— VORIS 77000 —

Bezug: Erl. v. 11. 8. 2021 (Nds. MBL. S. 1361)
— VORIS 77000 —

1. Zweck, Rechtsgrundlage

1.1 Das Land gewd&hrt nach Mafigabe dieser Richtlinie und
der allgemeinen haushaltsrechtlichen Bestimmungen mit Mit-
teln aus dem Sondervermogen zur Bewdltigung der COVID-
19-Pandemie (COVID-19-SVG) Billigkeitsleistungen i. S. des
§ 53 LHO. Die Leistungen werden gewerblichen Unterneh-
men und Soloselbststdndigen der Veranstaltungswirtschaft und
des Schaustellergewerbes gewdhrt, die infolge der COVID-19-
Pandemie Umsatzverluste erlitten haben.

Ziel der Billigkeitsleistung ist es, Insolvenzen und Entlas-
sungen zu vermeiden sowie den Bestand der Unternehmen zu
sichern (§ 2 Abs. 1 Nr. 3 COVID-19-SVG).

1.2 Die Billigkeitsleistung ist eine De-minimis-Beihilfe i. S.
der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom
18. 12. 2013 tiber die Anwendung der Artikel 107 und 108
des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union auf
De-minimis-Beihilfen (ABl. EU Nr. L 352 S. 1), gedndert durch
Verordnung (EU) 2020/972 der Kommission vom 2. 7. 2020
(ABL. EU Nr. L 215 S. 3), — im Folgenden: De-minimis-Ver-
ordnung —.

Alternativ zur Anwendung der De-minimis-Verordnung
kann die Gewihrung der Billigkeitsleistung auf Grundlage der
Bekanntmachung der fiinften gednderten Regelung zur vor-
iibergehenden Gewidhrung geringfiigiger Beihilfen im Gel-
tungsbereich der Bundesrepublik Deutschland im Zusam-
menhang mit dem Ausbruch von COVID-19 (,Finfte Geidn-
derte Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020“) vom 21. 12. 2021
(BAnz AT 31.12.2021 B1) — im Folgenden: Bundesregelung
Kleinbeihilfen 2020 — in der jeweils geltenden Fassung, erfolgen.

Alternativ oder kumulativ kann die Férderung auch auf der
Grundlage der Bekanntmachung der Regelung zur Gewéhrung
von Unterstiitzung fir ungedeckte Fixkosten im Geltungsbe-
reich der Bundesrepublik Deutschland im Zusammenhang
mit dem Ausbruch von COVID-19 (,Bundesregelung Fixkos-
tenhilfe 2020“) vom 21. 12. 2021 (BAnz AT 31.12.2021 B2) —
im Folgenden: Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020 — in der
jeweils geltenden Fassung erfolgen.

1.3 Ein Rechtsanspruch der Antragstellerin oder des Antrag-
stellers auf Gewédhrung der Billigkeitsleistung besteht nicht. Die
Billigkeitsleistung wird als freiwillige Leistung ohne Rechts-
anspruch gewdhrt. Die Bewilligungsstelle entscheidet aufgrund
ihres pflichtgeméflen Ermessens im Rahmen der verfiigbaren
Haushaltsmittel.

2. Gegenstand der Billigkeitsleistung

2.1 Ziel ist es, die wirtschaftliche Existenz von gewerblichen
Unternehmen und Soloselbststindigen der Veranstaltungs-
wirtschaft und des Schaustellergewerbes sicherzustellen, die
unmittelbar oder mittelbar durch coronabedingte vollstandige
oder teilweise Schliefungen oder Auflagen erhebliche Um-
satzausfille erleiden. Mit der Billigkeitsleistung wird die For-
derung aus der Richtlinie tiber die Gewédhrung von Corona-
Uberbriickungshilfen fiir kleine und mittelstaindische Unter-
nehmen (,,Uberbriickungshilfe III fiir kleine und mittlere Un-
ternehmen®) Erl. des MW vom 15. 3. 2021 (Nds. MBLI. S. 645),
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gedndert durch Erl. vom 2. 8. 2021 (Nds. MBI. S. 1288) — im
Folgenden: Richtlinie Uberbriickungshilfe III — sowie der
Richtlinie iiber die Gewihrung von Corona-Uberbriickungs-
hilfen fiir kleine und mittelstindische Unternehmen (,Uber-
briickungshilfe IIT Plus fiir kleine und mittlere Unternehmen®)
— Bezugserlass — fiir gewerbliche Unternehmen und Solo-
selbststindige der Veranstaltungswirtschaft und des Schau-
stellergewerbes aufgestockt.

2.2 Von der Leistung ausgeschlossen sind gewerbliche Un-
ternehmen und Soloselbststdandige des Schaustellergewerbes
und der Veranstaltungswirtschaft, iber deren Vermdogen ein
Insolvenzverfahren beantragt oder eroffnet worden ist. Dassel-
be gilt fiir Antragstellerinnen und Antragstellern, die zur Ab-
gabe der Vermogensauskunft nach § 802 ¢ ZPO oder § 284 AO
verpflichtet sind oder bei denen diese abgenommen wurden.

2.3 Nicht antragsberechtigt sind im Fall der Anwendung der
Bundesregelung Kleinbeihilfen 2020 Unternehmen in Schwie-
rigkeiten gemifd der Regelung in § 2 Abs. 6 der Bundesrege-
lung Kleinbeihilfen 2020. Im Fall der Anwendung der Bun-
desregelung Fixkostenhilfe 2020 sind Unternehmen in
Schwierigkeiten geméafl der Regelung in § 3 Abs. 7 der Bun-
desregelung Fixkostenhilfe 2020 von der Antragsberechtigung
ausgeschlossen.

3. Empfingerinnen oder Empfanger der Billigkeitsleistung

3.1 Antragsberechtigt sind ausschliefilich gewerbliche Un-
ternehmen und Soloselbststindige der Veranstaltungswirt-
schaft und des Schaustellergewerbes, denen eine Leistung auf
Grundlage der Richtlinie Uberbriickungshilfe IIT und/oder des
Bezugserlasses bewilligt wurde. Die Antragstellerin oder der
Antragsteller hat die Bewilligung nach Satz 1 nachzuweisen.

3.2 Unternehmen und Soloselbststindige der Veranstal-
tungswirtschaft sind solche der Wirtschaftszweignummern
479992, 56.2, 56302, 5914, 682024, 731101, 7490015/6,
772902/03, 773906 und 773909, 78100, 79900, 82.3, 90 bis
9002, 9004 bis 90041 und 90043 sowie solche, die nach Erkla-
rung der oder des von der Antragstellerin oder dem Antrag-
steller fiir das Verfahren tiber die Gewihrung von Uber-
briickungshilfen nach der Richtlinie Uberbriickungshilfe III
und/oder dem Bezugserlass beauftragten Steuerberaterin oder
Steuerberaters, Wirtschaftspriiferin oder Wirtschaftspriifers,
vereidigten Buchpriiferin oder vereidigten Buchpriifers oder
Rechtsanwiltin oder Rechtsanwalts einem Gewerbe einer der
in Satz 1 genannten Wirtschaftszweignummern hinreichend
entspricht.

3.3 Unternehmen und Soloselbststidndige des Schausteller-
gewerbes sind solche nach der Wirtschaftszweignummer 932
sowie solche, die nach Erklarung der oder des von der Antrag-
stellerin oder dem Antragsteller fiir das Verfahren tber die
Gewihrung von Uberbriickungshilfen nach der Richtlinie
Uberbriickungshilfe IIT und/oder dem Bezugserlass beauftrag-
ten Steuerberaterin oder Steuerberaters, Wirtschaftspriiferin
oder Wirtschaftsprifers, vereidigten Buchpriferin oder verei-
digten Buchpriifers oder Rechtsanwiltin oder Rechtsanwalts
einem Gewerbe dieser Wirtschaftszweignummer hinreichend
entspricht.

3.4 Die Definitionen der in den Nummern 3.2 und 3.3 ge-
nannten Wirtschaftszweignummern nach der Klassifikation
der Wirtschaftszweige (WZ 2008) sind der Anlage zu entnehmen.

4. Art und Umfang, Hohe der Billigkeitsleistung
4.1 Die Billigkeitsleistung unterscheidet sich nach den Ge-
werben nach den Nummern 3.2 und 3.3.

4.2 Unternehmen oder Soloselbststindige der Veranstal-
tungswirtschaft (Nummer 3.2) erhalten einen pauschalierten
Umsatzverlustausgleich fir den im Zeitraum von Januar 2021
bis Juni 2021 und/oder Juli 2021 bis Dezember 2021 entstan-
denen oder absehbaren Umsatzverlust gegeniiber dem Ver-
gleichszeitraum des Jahres 2019. Fiir die ersten 100 000 EUR
Umsatzverlust betrdgt der Ausgleich 20 % des Verlustbetra-
ges, fiir den dariiberhinausgehenden Umsatzverlust 15 %.

4.3 Unternehmen oder Soloselbststandige des Schausteller-
gewerbes (Nummer 3.3) konnen nach ihrer Wahl einen Aus-
gleich nach Nummer 4.2 erhalten oder einen pauschalierten

Umsatzverlustausgleich in Hohe von 12,5 % des im Zeitraum
von Januar 2021 bis Juni 2021 und/oder Juli 2021 bis Dezem-
ber 2021 entstandenen oder absehbaren Umsatzverlustes ge-
gentiber dem Vergleichszeitraum des Jahres 2019 sowie einen
Ausgleich der im Zeitraum Januar 2021 bis Juni 2021 und/oder
Juli 2021 bis Dezember 2021 filligen Tilgungskosten von be-
trieblichen Darlehens- oder Leasingvertrdgen in Hohe von 25 %
als betriebliche Fixkosten. Als fallig gilt eine Tilgungsleistung
in diesem Sinne auch dann, wenn sie gestundet wurde.

4.4 Die Antragstellerin oder der Antragsteller muss die Hoéhe
der Umsatzverluste der Monate Januar 2021 bis Juni 2021
und/oder Juli 2021 bis Dezember 2021 gegeniiber dem Ver-
gleichszeitraum 2019 glaubhaft machen.

4.5 Umsatz ist der steuerbare Umsatz nach § 1 UStG sowie
der Umsatz fiir Dienstleistungen, die gemifd § 3 a Abs. 2 UStG
im tbrigen Gemeinschaftsgebiet ausgefiihrt wurden und da-
her im Inland nicht steuerbar sind, tibrige im Inland nicht
steuerbare Umsitze (d. h. Leistungsort liegt nicht im Inland),
erhaltene Anzahlungen sowie einmalige Umsétze (z. B. Um-
sitze aus Anlageverkdufen), soweit nicht Corona-bedingte
Notverkéufe.

Ein Umsatz wurde dann in einem bestimmten Monat er-
zielt, wenn die Leistung in diesem Monat erbracht wurde.
Wurde eine Umstellung von Soll- auf Ist-Besteuerung vorge-
nommen, hat fir die betreffenden Monate im Jahr 2021 je-
weils eine separate Berechnung auf Basis des im Jahr 2019
angewandten Besteuerungsregimes zu erfolgen.

4.6 Die Billigkeitsleistung betrégt einmalig maximal 50 000 EUR.
Die Forderung ist zudem auf den Betrag begrenzt, durch den
der Umsatz des Jahres 2019 erreicht wird.

4.7 Die Billigkeitsleistung kann nur einmal je Unternehmen
und je Antragstellerin oder Antragsteller gewéhrt werden.
Eine Kombination mit den Darlehensprogrammen der EU, mit
Darlehens- und Zuschussprogrammen des Bundes und/oder
des Landes im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie
ist zuldssig. Soweit diese Programme ebenfalls auf Grundlage
der De-minimis-Verordnung ausgestaltet sind, sind dabei die
bestehenden Hochstgrenzen nach der De-minimis-Verord-
nung zu beachten.

4.8 Fir verbundene Unternehmen darf nur ein Antrag fiir
alle verbundenen Unternehmen insgesamt gestellt werden.
Bei Personengesellschaften ist nur eine oder einer der Gesell-
schafterinnen oder Gesellschafter fiir die Gesellschaft antrags-
berechtigt. Soloselbststindige und selbststédndige Angehorige
der Freien Berufe konnen nur einen Antrag stellen, unabhéin-
gig davon, wie viele Betriebsstétten sie haben. Dieses Konsoli-
dierungsgebot gilt nicht fiir Sozialunternehmen (gemein-
niitzige Unternehmen). Auch im Falle von Sozialunterneh-
men (gemeinniitzigen Unternehmen) miissen jedoch die bei-
hilferechtlichen Vorgaben eingehalten werden.

Verbundene Unternehmen sind Unternehmen, die zumin-
dest eine der folgenden Voraussetzungen erfiillen:

a) ein Unternehmen ist verpflichtet, einen konsolidierten
Jahresabschluss zu erstellen,

b) ein Unternehmen hilt die Mehrheit der Stimmrechte der
Aktionire oder Gesellschafter eines anderen Unternehmens,

¢) ein Unternehmen ist berechtigt, die Mehrheit der Mitglie-
der des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsgremiums
eines anderen Unternehmens zu bestellen oder abzuberufen,

d) ein Unternehmen ist geméaf} einem mit einem anderen Un-
ternehmen abgeschlossenen Vertrag oder aufgrund einer
Klausel in dessen Satzung berechtigt, einen beherrschen-
den Einfluss auf dieses Unternehmen auszuiiben,

e) ein Unternehmen, das Aktionir oder Gesellschafter eines
anderen Unternehmens ist, iibt gemaf} einer mit anderen
Aktiondren oder Gesellschaftern dieses anderen Unterneh-
mens getroffenen Vereinbarung die alleinige Kontrolle
iiber die Mehrheit der Stimmrechte von dessen Aktiona-
ren oder Gesellschaftern aus.

Die genannten Voraussetzungen fiir den Satus des verbun-
denen Unternehmens gelten in gleicher Weise bei der Umkeh-
rung der genannten Beziehungen zwischen den betrachteten
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Unternehmen als erfiillt. Unternehmen, die durch ein oder
mehrere andere Unternehmen untereinander in einer der in
Absatz 2 genannten Beziehungen stehen, gelten ebenfalls als
verbunden.

Unternehmen, die durch eine natiirliche Person oder eine
gemeinsam handelnde Gruppe natiirlicher Personen mitein-
ander in einer der in Absatz 2 genannten Beziehungen stehen,
gelten gleichermaflen als verbundene Unternehmen, sofern
diese Unternehmen ganz oder teilweise in demselben Markt
oder in benachbarten Mérkten tatig sind.

Bei steuerrechtlichen Betriebsaufspaltungen werden Besitz-
unternehmen und Betriebsgesellschaften als verbundene Un-
ternehmen behandelt.

4.9 Erfolgt die Billigkeitsleistung nach der De-minimis-Ver-
ordnung, sind sdmtliche Voraussetzungen dieser Verordnung
einzuhalten (insbesondere Geltungsbereich, Hochstgrenze,
Erfordernis der transparenten Beihilfe, Kumulierung, Uber-
wachung).

4.10 Erfolgt die Billigkeitsleistung nach der Bundesregelung
Kleinbeihilfen 2020, stellt die Bewilligungsstelle sicher, dass
sdmtliche Voraussetzungen der Bundesregelung Kleinbeihil-
fen 2020 vorliegen (insbesondere Hochstbetrag, Kumulierung,
Uberwachung, Aufbewahrung, Veréffentlichung). Sie priift zur
Einhaltung der zuldssigen Hochstbetrége eine von der Antrag-
stellerin oder dem Antragsteller vorzulegende Erkldrung zu
bereits erhaltenen Beihilfen (vgl. § 4 Abs. 1 Bundesregelung
Kleinbeihilfen 2020).

4.11 Erfolgt die Billigkeitsleistung nach der Bundesregelung
Fixkostenhilfe 2020, stellt die Bewilligungsstelle sicher, dass
sdmtliche Voraussetzungen der Bundesregelung Fixkostenhil-
fe 2020 vorliegen (insbesondere Fordervoraussetzungen, Be-
griff der ungedeckten Fixkosten, Hochstbetrag, Kumulierung,
Uberwachung, Aufbewahrung und Verbffentlichung). Sie priift
insbesondere zur Einhaltung der zuldssigen Hochstbetrdge
eine von der Antragstellerin oder dem Antragsteller vorzule-
gende Erkldarung zu bereits erhaltenden Beihilfen (vgl. § 5
Abs. 1 Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020).

5. Anweisungen zum Verfahren

5.1 Bewilligungsstelle ist die Investitions- und Férderbank
Niedersachsen (NBank), Glinther-Wagner-Allee 12—16, 30177
Hannover.

5.2 Die Bewilligungsstelle stellt die fiir die Antragstellung
und die Auszahlungsanforderung erforderlichen Informatio-
nen auf ihrer Internetseite (www.nbank.de) bereit. Die An-
tragstellung erfolgt ausschlieBSlich tiber das Kundenportal der
Bewilligungsstelle.

5.3 Die Antragstellerin oder der Antragsteller ist verpflich-
tet, der Bewilligungsbehorde bis spétestens 31. 12. 2022 eine
Bestétigung tiber den tatsdchlich entstandenen Umsatzriick-
gang in den Monaten Januar 2021 bis Dezember 2021 sowie
die tatsdchlichen Tilgungsleistungen vorzulegen. Auf dieser
Grundlage tiberpriift die Bewilligungsstelle die Hohe der ge-
wihrten Billigkeitsleistung und fordert ggf. zu viel gezahlte
Leistungen zurtick.

5.4 Die Antragstellerin oder der Antragsteller ist zu ver-
pflichten, die Billigkeitsleistung zurtickzuzahlen, soweit Ent-
schiadigungsleistungen, Versicherungsleistungen und/oder an-
dere Fordermafinahmen einzeln und oder zusammen zu einer
Uberkompensation fithren. Darlehen sind von einer Anrech-
nung ausgenommen.

5.5 Die Antragstellerin oder der Antragsteller ist darauf hin-
zuweisen, dass eine Prifung durch den LRH oder dessen Be-
auftragte sowie das MW oder dessen Beauftragte erfolgen kann.
5.6 Die Billigkeitsleistung soll im Fall unrichtiger Angaben
zurtickgefordert werden.

6. Schlussbestimmungen
Dieser Erl. tritt am 19. 1. 2022 in Kraft und mit Ablauf des
30. 6. 2022 aufler Kraft.

An die
Investitions- und Forderbank Niedersachsen (NBank)
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479992

56.2

56.21
56210
562100
562101
56.29
56302
5914
682024

731101

7490015
7490016
772902
772903

773906
773909

78100

79900

823
8230
82300
823000

823001
90

900
9001
90011
90012
90013

900130
90014

900140
900141

900142
900143
9002

90020

900200
900201
900202
900203

9004
90041
90043
932104
9329

93290

932902
932903

Anlage

Klassifikation der Wirtschaftszweige (WZ 2008)

Durchfithrung von Werbeverkaufsveranstaltungen
(Werbefahrten)

Caterer und Erbringung sonstiger Verpflegungs-
dienstleistungen

Event-Caterer

Event-Caterer

Partyservice

Eventcooking/Mietkoch

Erbringung sonstiger Verpflegungsdienstleistungen
Diskotheken und Tanzlokale

Kinos

Vermietung von Raumlichkeiten (fir Ausstellungen
und Veranstaltungen etc.)

Gestaltung und Dekoration von Schaufenstern, Aus-
stellungsraumen und Festsilen etc.

Eventmanagement
Kiinstleragenturen/Kiinstlerberatung
Vermietung und Verleih von Zelten

Vermietung und Verleih von Messestinden und
Marktstanden

Vermietung von Unterhaltungselektronik

Vermietung und Verleih von Veranstaltungstech-
nik (Lichtanlagen, Beschallungsanlagen)

Vermittlung von Arbeitskréften, insbesondere Cas-
tingagenturen

Erbringung sonstiger Reservierungsdienstleistun-
gen, insbesondere Verkauf von Tickets firr Theater-
vorfithrungen, Sportveranstaltungen und alle sons-
tigen Vergniigungs- und Unterhaltungsveranstal-
tungen (Vorverkaufsstellen)

Messe-, Ausstellungs- und Kongressveranstalter
Messe-, Ausstellungs- und Kongressveranstalter
Messe-, Ausstellungs- und Kongressveranstalter

Durchfithrung von Veranstaltungen/Veranstaltungs-
service

Messebau

Kreative, kiinstlerische und unterhaltende Tatigkeiten
Kreative, kiinstlerische und unterhaltende Tétigkeiten
Darstellende Kunst

Theaterensembles

Ballettgruppen, Orchester, Kapellen und Chore
Selbststdndige Artistinnen und Artisten, Zirkus-
gruppen

Zirkusbetriebe

Selbststdndige Bithnen-, Film-, Hérfunk- und Fern-
sehkiinstlerinnen und -kiinstler sowie sonstige dar-
stellende Kunst

Visagist, Maskenbildner, Make-Up Artist

Diskjockey/Moderation/mobile Disko/Alleinunterhal-
ter/Animateur

Musiker/Musikerin
Ténzer/Tadnzerin

Erbringung von Dienstleistungen fiir die darstellen-
de Kunst

Erbringung von Dienstleistungen fiir die darstellen-
de Kunst

Dienstleistungen im Bereich Veranstaltungstechnik
Tontechniker
Aufbau, Abbau, Gestaltung von Bithnen

Dienstleistungen im Veranstaltungsbereich (z. B. Ein-
lassdienste, Garderobe)

Betrieb von Kultur- und Unterhaltungseinrichtungen
Theater- und Konzertveranstalter

Varietés und Kleinkunstbithnen
Schaustellergewerbe

Erbringung von Dienstleistungen der Unterhaltung
und der Erholung anderweitig nicht genannt

Erbringung von Dienstleistungen der Unterhaltung
und der Erholung anderweitig nicht genannt

Betrieb von Puppentheatern, Rodeos, Schiefbuden
Organisation und Abbrennen von Feuerwerken
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K. Ministerium fiir Umwelt, Energie, Bauen
und Klimaschutz

Neufassung der Satzung
des Wasserverbandes Peine

Bek.d. MU v. 17. 12. 2021 — 25-6232/121-0005 —

Bezug: Bek. d. Bezirksregierung Braunschweig v. 3. 7. 2001 (ABL. fur
den Regierungsbezirk Braunschweig S. 151), zuletzt gedndert
durch Bek. d. MU v. 14. 12. 2020 (Nds. MBL. S. 1660)

Gemaf § 58 Abs. 2 WVG vom 12. 2. 1991 (BGBL. I S. 405), ge-
dndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. 5. 2002 (BGBL. I
S. 1578), wird die in der Verbandsversammlung vom 10. 12. 2021
gemifl § 6 WVG beschlossene und durch Erl. des MU vom
15.12. 2021 genehmigte Anderung und Neufassung der Sat-
zung des Wasserverbandes Peine im Anhang bekannt gemacht.
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Anhang

Verbandssatzung des Wasserverbandes Peine
(Alle Amts-, Funktions- und Personenbezeichnungen, die in
dieser Satzung in der médnnlichen Sprachform gebraucht wer-
den, gelten auch in der entsprechenden weiblichen oder di-
versen Sprachform.)

Inhalt

§1 Name, Sitz, Gebiet, Dienstherreneigenschaft

§ 2  Mitglieder

§3 Aufgabe

§4 Gemeinwohlorientierung

§5 Unternehmen, Plan

§6 Wasserzweckverband Peine

§7 Wasserverband Harz-Heide

§8 Verbandsschau

§9 Wasserlieferung/Abwasserbeseitigung/Folgepflicht
§ 10 Wasserver- und Abwasserentsorgungsbedingungen
§ 11 Deckung des Aufwandes, Verbandsbeitrdge

§ 12 Verbandsgremien

§ 13 Zusammensetzung des Vorstandes/Entschddigung
§ 14 Wahl des Vorstandes
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§ 16 Aufgaben des Vorstandes

§17 Vorsteher
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§ 20 Beschlussfassung im Vorstand

§ 21 Aufgaben der Verbandsversammlung

§ 22 Sitzung der Verbandsversammlung

§ 23 Beschlussfassung in der Verbandsversammlung

§ 24 Wirtschaftsfiihrung

§ 25 Wirtschaftsplan

§ 26 Tilgung der Verbindlichkeiten

§ 27 Priifen des Jahresabschlusses (Bilanz, Gewinn- und Verlustrech-
nung)

§ 28 Entlastung

§ 29 Anordnungsbefugnis

§ 30 Dienstkrifte des Verbandes
§31 Aufsicht

§ 32 Zustimmung zu Geschiften
§ 33 Verschwiegenheitspflicht
§ 34 Bekanntmachung

§ 35 Inkrafttreten

§1
Name, Sitz, Gebiet, Dienstherreneigenschaft

1. Der Verband ist ein Wasser- und Bodenverband i. S. des
Wasserverbandsgesetzes vom 12. 2. 1991 — WVG — (Bundes-
gesetzblatt I S. 405)

2. Er fithrt den Namen ,Wasserverband Peine“ (WV).

3. Der Verband hat seinen Sitz in Peine.
4. Der Verband kann nach Mafigabe landesrechtlicher Vor-
schriften Beamte im Sinne des Beamtenstatusgesetzes haben.

5. Der Verband fiihrt ein Dienstsiegel es besteht aus dem Na-
men des Verbandes in Umschrift, einem symbolischen Was-
serhahn und der Ziffer 2.

6. Das Verbandsgebiet ist in einer Karte dargestellt, die An-
lage I zu dieser Satzung ist.

§2
Mitglieder
1. Die Mitglieder des Verbandes sind die im Mitgliederver-
zeichnis aufgefithrten Korperschaften. Mitglieder im Sinne

dieser Satzung sind neben den Gemeinden auch Samtgemein-
den, Stadte und Landkreise.

2. Das Mitgliederverzeichnis wird vom Verband aufgestellt
und auf dem Laufenden gehalten. Dieses Verzeichnis ist An-
lage II der Satzung.

3. Erwerb und Verlust der Mitgliedschaft bestimmen sich
nach den Vorschriften des Wasserverbandsgesetzes (WVG).

4. Die Mitgliedschaft von Mitgliedern kann sich auch auf
Teilflachen ihres Gebietes erstrecken.

§3
Aufgabe

1. Der Verband hat zur Aufgabe

a) Trink- und Brauchwasser zu beschaffen und bereitzustel-
len.

b) Abwasser in den Gemeinden und bei anderen Mitgliedern,
die ihm diese Aufgabe tibertragen haben, zu beseitigen.

c) Abwasserbeseitigungsanlagen im Bereich von Abfalldepo-
nien zu betreiben.

d) Hochwasserschutz, soweit ihm dies im Einzelfall tibertragen
worden ist.

e) Grundwassermonitoring, soweit ihm dies im Einzelfall
iibertragen worden ist.

2. Der Verband kann Versorgungsunternehmen und Ge-
meinden, die nicht dem Wasserzweckverband Peine angeho-
ren, aullerhalb seines Verbandsgebietes versorgen.

3. Der Verband kann fiir Mitglieder Rechte und Pflichten in
einem anderen Verband wahrnehmen. Er kann im Rahmen seiner
Aufgaben die Mitgliedschaft in anderen Verbédnden erwerben.

4. Der Verband kann auch Betriebs- und Geschiftsfithrungs-
aufgaben fiir Dritte und Mitglieder tibernehmen, soweit sie im
Wasser- oder Abwasserbereich liegen und ihre Wahrnehmung
einem offentlichen Interesse dient.

§4
Gemeinwohlorientierung

Der Verband dient dem o6ffentlichen Wohl, er strebt nicht an
Gewinne zu erzielen. Der Verband ist gehalten, nach den
Grundsitzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu arbeiten.

§5
Unternehmen, Plan

1. Zur Durchfithrung seiner Aufgaben gem. § 3 Abs. 1 baut,
betreibt und unterhilt der Verband die notwendigen Anlagen
und Einrichtungen, insbesondere:

a) Wassergewinnungs-, Wasseraufbereitungs- und Wasser-
speicheranlagen

b) Wassertransportleitungen, Reglerstationen und Drucker-
héhungsstationen

¢) Wasserverteilungsanlagen in den Mitgliedsgemeinden, die
keine eigenen Verteilungsanlagen besitzen

d) Abwassertransportanlagen (Kanéle, Rohrleitungen, Pump-
stationen, Reglereinrichtungen)

e) Abwasserkldranlagen
f) Klarschlammbeseitigungseinrichtungen
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g) Regenriickhaltebecken und Regentiberlaufbecken, soweit
sie Bestandteil der Abwasserbeseitigungsanlagen sind.

h) Sickerwasseranlagen
i) Gewdsser

Er kann Anlagen und Einrichtungen auch erwerben oder
mit anderen gemeinsam betreiben.

2. Die Mitglieder sind verpflichtet, dem Verband die Nutzung
ihrer Straflen, Wege, Pldtze und sonstiger Grundstiicke zur
Verlegung von Leitungen und der dazugehorigen Anlagen kos-
tenlos zu gestatten.

3. Der Verband hat die zur Durchfithrung seiner Aufgabe
notigen Grundstiicke oder Rechte an Grundstiicken zu erwer-
ben.

4. Der Verband kann Wasser von Wasserlieferanten beziehen,
soweit eigene Wassergewinnungs- und Wasseraufbereitungs-
anlagen nicht ausreichen oder nicht wirtschaftlich betrieben
werden konnen. Er kann Abwasser in Anlagen Dritter abge-
ben. Den Wasserbezug von Wasserlieferanten oder die Abgabe
von Wasser hat er durch Vertrdge sicherzustellen. Desglei-
chen die Einleitung von Abwasser in Kldranlagen Dritter.

5. Das Unternehmen ergibt sich aus dem Rahmenplan des
Verbandes, der von der Verbandsversammlung beschlossen
wird. Der Plan und das Unternehmen kénnen nur auf Beschluss
der Verbandsversammlung gedndert oder ergdnzt werden.

6. Die Mitglieder, deren Bilanz zum Ubertragungszeitpunkt
aus allgemeinen Haushaltsmitteln finanziertes Anlagevermo-
gen ausweist, sind berechtigt, diesen Kapitalanteil zum Nenn-
wert des Ubertragungszeitpunktes an den Wasserverband
Peine zu verduflern. Die Bedingungen der Verzinsung be-
schlief}t der Vorstand.

7. Der Verband kann sich zur Erledigung seiner Aufgaben an
Gesellschaften und an deren Zusammenschliissen beteiligen,
wenn fir die Beteiligung eine Form gewahlt wird, die die Haf-
tung des Verbandes begrenzt.

§6
Wasserzweckverband Peine

1. Dem Verband ist der Wasserzweckverband Peine — ein
Zweckverband nach dem Niedersidchsischen Gesetz tiber die
Kommunale Zusammenarbeit NkomZG) — kooperativ zuge-
ordnet. Dem Wasserverband obliegt die Beschaffung und Be-
reitstellung des Wassers. Er stellt dem Wasserzweckverband
Peine das von diesem benotigte Wasser zur Verfiigung. Der
Wasserzweckverband Peine verteilt dieses Wasser.

2. Alle Mitglieder, die der Wasserzweckverband Peine mit
Wasser versorgt, miissen zugleich auch Mitglieder des Was-
serverbandes Peine sein.

§7
Wasserverband Harz-Heide
Mit der Griindung des Wasserverbandes Harz-Heide gilt:
Dem Verband ist der Wasserverband Harz-Heide — ein Was-
serverband nach dem Wasserverbandsgesetz (WVG) — koope-
rativ zugeordnet. Dem Wasserverband Peine obliegt der Hoch-
wasserschutz, soweit er von den Mitgliedern tibertragen wor-
den ist. Der Wasserverband Harz-Heide fithrt Tatigkeiten im
Bereich des Hochwasserschutzes aus.

§8
Verbandsschau

Die nach dem WVG vorgeschriebene jéhrliche Verbandsschau
unterbleibt.

§9
Wasserlieferung/Abwasserbeseitigung/Folgepflicht

1. Der Verband stellt sein Wasser an den jeweiligen Anschluss-
stellen zur Verfiigung.

2. Fir Mitglieder ohne eigenes Wasserortsnetz und fir die
Beseitigung von Abwasser gelten zuséitzlich die Bestimmun-
gen der §§ 10 und 11 dieser Satzung.
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3. Der Verband folgt bei der Erschlieffung von Baugebieten
mit seinen Wasserversorgungs- und Abwasserbeseitigungs-
mafinahmen zeitangepasst den Erschlieffungsmafinahmen der
Mitglieder.

4. Alle Mitglieder sind verpflichtet, ihren gesamten Wasser-
bedarf beim Verband zu decken, es sei denn, sie haben zum
Zeitpunkt des Erwerbs der Mitgliedschaft ihre Wasserversor-
gung bereits anderweitig geregelt. Sie erfiillen diese Verpflich-
tung in der Regel, indem sie das Wasser beim Wasserzweck-
verband Peine beziehen.

§10
Wasserver- und Abwasserentsorgungsbedingungen

1. Der Verband erldsst Allgemeine Entsorgungsbedingun-
gen, die den jeweils geltenden gesetzlichen Bestimmungen
entsprechen. Der Wasserverband Peine ist auch befugt, soweit
ihm von seinen Mitgliedsgemeinden im Rahmen der Abwas-
serentsorgung gem. § 4 Abs.1 Satz 1 des Niedersdchsischen
Ausfithrungsgesetzes zum Wasserverbandsgesetz durch Ver-
trag die Berechtigung hierzu erteilt wurde, Satzungen als
Grundlage offentlich-rechtlicher Abgaben nach den Bestim-
mungen des Niedersdchsischen Kommunalabgabengesetzes
(NKAG) zu erlassen.

2. Der Verband kann im Einzelfall abweichend von den All-
gemeinen Bedingungen und Preisen mit Groffkunden Sonder-
bedingungen vereinbaren, sofern dies den gesetzlichen Be-
stimmungen entspricht.

§11
Deckung des Aufwandes, Verbandsbeitrige

1. Der Verband deckt seinen Aufwand aus den Entgelten
und Abgaben, die er erhebt. Hierzu zédhlen auch alle vom
Wasserzweckverband Peine an den Wasserverband Peine wei-
tergeleiteten Betrége.

2. Die im Gebiet eines Mitgliedes unmittelbar oder mittelbar
erzielten Entgelte und Abgaben gelten als deren Verbandsbei-
trag. Sie entsprechen den Kosten, die dem Verband zur Er-
bringung der ihm obliegenden Leistungen entstehen, und dem
Vorteil, den die Mitglieder aus dem Verbandsunternehmen
ziehen.

3. Die Wasserbereitstellung (eigene Gewinnung und Zu-
kauf), das Wasserverbundtransportnetz und die Wasservertei-
lung in allen Ortsnetzen bilden fur die Aufwandsrechnung bei
der Wasserversorgung jeweils eine Kosteneinheit. Fir Mitglie-
der, die nicht an das Verbundtransportnetz angeschlossen
sind, kann eine gesonderte Kostenrechnung in Form eines
Beitragsbescheides erstellt werden.

4. Bei der Abwasserbeseitigung werden die Kosten fiir jedes
Mitglied gesondert aus der rechnerischen Zusammenfassung
aller Einrichtungen im Mitgliedsgebiet zu einer Betriebsein-
heit errechnet. Fiir andere Mitglieder erfolgt eine entsprechen-
de Kostenrechnung. § 25 Abs. 3 gilt entsprechend.

5. Mit der Griindung des Wasserverbandes Harz-Heide gilt:

Beim Hochwasserschutz werden die Kosten fiir jedes Mitglied
gesondert aus der Kostenrechnung des Wasserverbandes Harz-
Heide errechnet. Dies gilt im gleichen Mafle fiir die weiteren
beim Wasserverband Peine anfallenden Kosten. Die Mitglie-
der erstatten die Kosten tiber Verbandsbeitréige.

6. Der Verband kann von seinen Mitgliedern eine Kapitalum-
lage oder eine Betriebsmittelumlage erheben, wenn dies zur
ordnungsgeméfien Fortfithrung seiner Aufgaben unabweisbar
notwendig ist.

7. Die Umlage ist von dem Mitglied oder den Mitgliedern zu
tragen, dem bzw. denen die ursdchliche kostenrechnende Ein-
richtung zugerechnet ist.

§12
Verbandsgremien

1. Der Verband hat einen Vorstand und eine Verbandsver-
sammlung. Beide sind zugleich die entsprechenden Verbands-
gremien des zugeordneten Wasserzweckverbandes Peine. Fiir
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Rechtsbeziehungen zwischen den beiden Verbadnden ist den
Verbandsgremien Befreiung vom Selbstkontrahierungsverbot
gem. § 181 BGB erteilt.

2. Der Wasserverband Harz-Heide hat eigene, von Abs. 1 un-
abhéngige Gremien.

§13
Zusammensetzung des Vorstandes/Entschadigung

1. Der Vorstand setzt sich aus dem Vorsteher, Vertretern der
Mitglieder und zwei Vertretern der Beschéftigten zusammen.
Fiir jedes Vorstandsmitglied wird ein Stellvertreter gewdhlt.

2. Jedes Verbandsmitglied stellt ein Vorstandsmitglied und
einen personlichen Vertreter. Die Beschiftigten des Verbands
stellen jeweils zwei Vorstandsmitglied und zwei personliche
Vertreter. Der Verbandsvorsteher ist ein zusétzliches Mitglied
des Vorstands mit Stimmrecht. Mitglieder, die dem Verband
nur die Aufgabe des Hochwasserschutzes tibertragen, stellen
gemeinsam ein Vorstandsmitglied.

3. Drei Vorstandsmitglieder werden zu Stellvertretern des
Vorstehers gewdhlt.

4. Die Vorstandsmitglieder sind ehrenamtlich tatig. Sie haben
Anspruch auf die Zahlung von Sitzungsgeldern, Fahrtkosten-
entschddigung und die Erstattung von Verdienstausfall. Der
Verbandsvorsteher und seine Stellvertreter erhalten eine Auf-
wandsentschidigung (Vergiitung). Uber die Hohe der Sitzungs-
gelder, der Fahrtkostenentschddigung und der Aufwandsent-
schddigungen entscheidet die Verbandsversammlung.

§14
Wahl des Vorstandes

1. Die Mitglieder des Vorstandes und ihre Stellvertreter wer-
den von der Verbandsversammlung gewdhlt.

2. Das Ergebnis der Wahl ist der Aufsichtsbehérde anzuzeigen.

3. Die Verbandsversammlung kann ein Vorstandsmitglied
aus wichtigem Grund mit Zweidrittelmehrheit abberufen. Die
Abberufung und ihr Grund sind der Aufsichtsbehorde anzu-
zeigen. Diese kann der Abberufung innerhalb eines Monats,
nach Eingang der Anzeige und unter Angabe der Griinde, wi-
dersprechen, wenn der vorgetragene wichtige Grund nicht ge-
geben ist. Widerspricht die Aufsichtsbehorde, so ist die Ab-
berufung unwirksam.

§15
Amtszeit

1. Der Verbandsvorsteher und die iibrigen Vorstandsmitglie-
der sowie deren Stellvertreter werden auf die Dauer von sechs
Jahren gewédhlt. Wiederwahl ist zuldssig.

2. Wenn ein Vorstandsmitglied oder ein stellvertretendes
Mitglied vor dem Ablauf der Amtszeit ausscheiden, wird fiir
den Rest der Amtszeit Ersatz gewdahlt.

3. Die ausscheidenden Vorstandsmitglieder bleiben bis zur
Wahl der neuen Vorstandsmitglieder im Amt.

§ 16
Aufgaben des Vorstandes

1. Dem Vorstand obliegen alle Geschifte, die nicht der Ver-
bandsversammlung vorbehalten sind oder dem Verbandsvor-
steher oder der Geschiftsfithrung durch Satzung oder durch
Beschluss der Verbandsversammlung iibertragen sind. Der
Vorstand erlédsst eine Zustdndigkeitsordnung, die die Zustédn-
digkeit des Vorstehers und der Geschiftsfiihrung abgrenzt.

2. Mit der Griindung des Wasserverbandes Harz-Heide gilt:

Soweit dem Wasserverband Peine ein Vorschlagsrecht fiir den
Vorstand des Wasserverbandes Harz-Heide zusteht, beriick-
sichtigt er dabei die Vorschldge der Mitgliedskommunen, die
dem Verband die Aufgabe des Hochwasserschutzes tibertra-
gen haben.

3. Er bereitet insbesondere die Beschliisse der Verbandsver-

sammlung vor und stellt dabei den Wirtschaftsplan und des-
sen Nachtrige sowie die Stelleniibersicht auf.

4. Die Vorstandsmitglieder haben bei der Erfillung ihrer
Aufgaben die erforderliche Sorgfalt anzuwenden. Sie sind
dem Verband insbesondere dafiir verantwortlich, dass die Be-
stimmungen der Satzung eingehalten und die Beschliisse der
Verbandsversammlung ausgefithrt werden. Ein Vorstandsmit-
glied, das seine Obliegenheiten vorsétzlich oder grobfahrléssig
verletzt, ist dem Verband zum Ersatz des daraus entstehenden
Schadens verpflichtet. Der Schadensersatz verjahrt nach drei
Jahren von dem Zeitpunkt an, in welchem der Verband von
dem Schaden und der Person des Ersatzpflichtigen Kenntnis
erlangt.

5. Der Vorstand gibt sich eine Geschéftsordnung.

§17
Vorsteher

1. Der Vorsteher fithrt den Vorsitz im Vorstand und nimmt
die Aufgaben wahr, die ihm durch die Zustiandigkeitsordnung
iibertragen sind. Er bereitet mit der Geschéftsfithrung die Vor-
standsbeschliisse vor und tiberwacht deren Ausfithrung.

2. Er vertritt den Verband gerichtlich und auflergerichtlich.
Als Nachweis dient ihm eine Bestdtigung der Aufsichtsbehor-
de tiber die Vertretungsbefugnis.

3. Erklarungen, durch die der Verband verpflichtet werden
soll, bediirfen der Schriftform; sie sind nach Maf3gabe der fiir
den jeweiligen Fall geltenden Regelungen von dem Vertretungs-
berechtigten zu unterzeichnen. Wird fiir ein Geschéft oder fir
einen Kreis von Geschiften ein Bevollméchtigter bestellt, so
bedarf die Vollmacht der Form des Satzes 1. Ist eine Erkldarung
gegentiiber dem Vorstand abzugeben, gentigt es, wenn sie ei-
nem Vorstandsmitglied oder einem vertretungsbefugten Ge-
schéftsfithrer gegentiber abgegeben wird.

§18
Geschaftsfithrung

1. Der Verband hat eine Geschiftsfithrung, die aus einem
Geschiftsfiithrer oder mehreren Geschiftsfithrern besteht.

2. Der Geschiftsfihrung obliegen die laufenden Geschifte
der Betriebsfithrung und der Verwaltung. Einzelheiten regelt
eine Zustidndigkeitsordnung fiir die Geschaftsfithrung, die der
Vorstand erlésst.

3. Mit der Griindung des Wasserverbandes Harz-Heide gilt:

Die Geschiftsfithrung soll zugleich Geschiftsfithrung des Was-
serzweckverbandes Peine und des Wasserverbandes Harz-
Heide sein. Insoweit ist ihr Befreiung vom Selbstkontrahie-
rungsverbot (§ 181 BGB) erteilt.

§19
Sitzung des Vorstandes

Der Vorsteher lddt die Vorstandsmitglieder mit mindestens
einwochiger Frist zu den Sitzungen und teilt die Tagesord-
nung mit. In dringlichen Féllen bedarf es keiner Frist, in der
Ladung ist darauf hinzuweisen. Die Anlagen zur Tagesordnung
werden den Mitgliedern tiber die Internetseite des Wasserver-
bandes Peine ,www.wvp-online.de“ im Mitgliederbereich zur
Verfiigung gestellt. Wer an der Sitzung nicht teilnehmen kann,
teilt dies dem Vorsteher und dem personlichen Vertreter mit.

§20
Beschlussfassung im Vorstand

1. Der Vorstand bildet seinen Willen mit der Mehrheit der
Stimmen seiner anwesenden Mitglieder.

2. Der Vorstand ist beschlussfihig, wenn mindestens die
Halfte seiner Mitglieder anwesend und alle rechtzeitig geladen
sind.

3. Ohne Riicksicht auf die Anzahl der Erschienenen ist er
beschlussfihig, wenn er zum zweiten Mal wegen desselben
Gegenstandes rechtzeitig geladen und hierbei mitgeteilt wor-
den ist, dass ohne Riicksicht auf die Anzahl der Erschienenen
beschlossen werden wird. Ohne Riicksicht auf Form und Frist
der Ladung ist er beschlussfihig, wenn alle Vorstandsmitglie-
der zustimmen.
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4. Beschlisse konnen auch im schriftlichen Verfahren ge-
fasst werden, wenn kein Organmitglied widerspricht. Kann
wegen gesetzlichen Verboten oder wegen besonderer Gefihr-
dung von Organmitgliedern, z. B. bei epidemischen Lagen,
keine Sitzung mit personlicher Anwesenheit durchgefiihrt
werden, konnen Beschliisse auch im schriftlichen Verfahren
oder per E-Mail gefasst werden, wenn dem nicht mehr als ein
Viertel der Organmitglieder widersprechen. Die Entscheidung
tber das Verfahren trifft der Verbandsvorsteher. Er hat ein be-
stimmtes Verfahren zu wihlen, wenn dies mindestens die
Halfte der Organmitglieder textlich verlangen.

5. Uber die Beschliisse des Vorstandes ist eine Niederschrift
zu fertigen. Sie ist vom Vorsteher und dem Protokollfiihrer zu
unterschreiben. Sie soll in der nédchsten Vorstandssitzung
vom Vorstand genehmigt werden.

§21
Aufgaben der Verbandsversammlung

Die Verbandsversammlung ist zustdndig fiir die ihr gesetz-
lich tibertragenen Aufgaben, insbesondere fiir:

1. Wahl und Abberufung der Vorstandsmitglieder sowie ih-
rer Stellvertreter.

2. Wahl des Vorstehers und seiner Stellvertreter.

3. Beschlussfassung iiber Anderung der Satzung, des Unter-
nehmens, des Planes oder der Aufgaben sowie tiber die
Grundsitze der Geschiftspolitik.

4. Beschlussfassung tiber die Umgestaltung und die Aufls-
sung des Verbandes.

5. Festsetzung des Wirtschaftsplanes sowie von Nachtrags-
wirtschaftspldnen.

6. Festsetzung der Allgemeinen Entsorgungsbedingungen
fiir Abwasser.

7. Entlastung des Vorstandes.

8. Festsetzung von Allgemeinen Grundsétzen fiir Dienst-
und Anstellungsverhiltnisse und von Sitzungsgeldern
und Vergiitungen fiir Vorstandsmitglieder.

9. Beschlussfassung tiber Rechtsgeschifte zwischen Vor-
standsmitgliedern und dem Verband, soweit sie nicht
nach feststehenden Regeln oder allgemeinen Tarifen ab-
geschlossen werden.

10. Beratung des Vorstandes in allen wichtigen Angelegen-
heiten.

§22
Sitzung der Verbandsversammlung

1. Der Vorsteher lddt die Verbandsmitglieder mit minde-
stens zweiwochiger Frist zu den Sitzungen und teilt die Ta-
gesordnung mit. In dringlichen Féllen bedarf es keiner Frist,
in der Ladung ist darauf hinzuweisen. Die Anlagen zur Tages-
ordnung werden den Mitgliedern tiber die Internetseite des
Wasserverbandes Peine ,www.wvp-online.de“ im Mitglieder-
bereich zur Verfiigung gestellt. Der Vorsteher unterrichtet fer-
ner die Vorstandsmitglieder.

2. Im Jahr ist mindestens eine Sitzung zu halten. Der Ver-
bandsvorsteher hat auf Antrag der Verbandsmitglieder eine
Verbandsversammlung einzuberufen, wenn der Antrag von
mindestens einem Drittel aller Stimmen unterstiitzt wird.

3. Der Vorsteher leitet die Sitzungen der Verbandsversamm-
lung. Die Verbandsversammlung gibt sich eine Geschéftsord-
nung.

§23
Beschlussfassung in der Verbandsversammlung

1. Die Verbandsversammlung bildet ihren Willen mit der
einfachen Mehrheit der Stimmen der anwesenden Verbands-
mitglieder. Stimmengleichheit bedeutet Ablehnung.

2. Das Stimmenverhéltnis bemisst sich nach der Hohe des
Entgeltes, das der Wasserzweckverband Peine fiir die Wasser-
lieferung an das jeweilige Mitglied im letzten abgeschlossenen
Wirtschaftsjahr erzielt hat. Auf je angefangene 52 000 € ent-
féllt eine Stimme. Dies gilt entsprechend fiir die Lieferung in
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ein eigenes Wasserortsnetz eines Mitglieds. Fir Mitglieder, in
denen der Verband auch die Abwasserentsorgung betreibt,
verdoppelt sich die jeweilige Stimmenzahl. Entsorgt der Ver-
band bei einem Mitglied lediglich das Abwasser, wird das Ent-
gelt fiktiv so berechnet, als hitte der Wasserzweckverband
Peine zu seinen Bedingungen das Mitglied mit Wasser ver-
sorgt. Dies gilt analog auch fiir neue Mitglieder fiir das erste
Jahr ihrer Mitgliedschaft. Kein Mitglied hat mehr als zwei
Fiinftel aller Stimmen. Die Stimmen eines Mitgliedes kénnen
nur einheitlich abgegeben werden.

3. Nimmt der Verband fir ein Mitglied andere Aufgaben als
nach § 3 Absatz 1 Buchstaben a bis ¢ wahr, richtet sich die
Zahl seiner Stimmen in der Verbandsversammlung nach der
Hohe des Entgeltes, das an den Verband gezahlt wird.

4. Zur Beschlussfassung iiber die Anderung der Satzung, des
Unternehmens und der Verbandsaufgabe ist eine Zweidrittel-
mehrheit der satzungsméfligen Stimmen erforderlich.

5. Die Verbandsversammlung ist beschlussfihig, wenn min-
destens die Hélfte aller Stimmen vertreten ist. Ohne Riicksicht
auf die Anzahl der Erschienenen ist sie beschlussfihig, wenn
bei der Ladung mitgeteilt worden ist, dass ohne Riicksicht auf
die Anzahl der Erschienenen beschlossen werden wird. Ohne
Riicksicht auf Form und Frist der Ladung ist sie beschluss-
fahig, wenn alle Mitglieder zustimmen.

6. Zur Beschlussfassung von Satzungen, die von der Verbands-
versammlung aufgrund einer Ubertragung der Satzungshoheit
gem. § 4 des Niedersdchsischen Ausfiihrungsgesetzes zum
Wasserverbandsgesetz erfolgt, sind nur die kommunalen Kor-
perschaften und diejenigen offentlich-rechtlichen Korper-
schaften die in Austibung der tibertragenen Satzungsbefugnis
die Regelungshoheit tibertragen haben stimmberechtigt.

7. Beschliisse konnen auch im schriftlichen Verfahren ge-
fasst werden, wenn kein Organmitglied widerspricht. Kann
wegen gesetzlichen Verboten oder wegen besonderer Geféhr-
dung von Organmitgliedern, z. B. bei epidemischen Lagen,
keine Sitzung mit personlicher Anwesenheit durchgefiihrt
werden, konnen Beschliisse auch im schriftlichen Verfahren
oder per E-Mail gefasst werden, wenn dem nicht mehr als ein
Viertel der Organmitglieder widersprechen. Die Entscheidung
tiber das Verfahren trifft der Verbandsvorsteher. Er hat ein be-
stimmtes Verfahren zu wihlen, wenn dies mindestens die
Halfte der Organmitglieder textlich verlangen.

8. Uber die Beschliisse der Verbandsversammlung ist eine
Niederschrift zu fertigen. Sie ist vom Vorsteher und dem Pro-
tokollftihrer zu unterschreiben.

§24
Wirtschaftsfithrung

Fir die Wirtschaftsfithrung finden die Bestimmungen der
§§ 13 bis 17 und 19 bis 26 der Eigenbetriebsverordnung
(EigBetrVO) vom 12. 7. 2018 (Niedersidchsischen Gesetz- und
Verordnungsblatt 2018, S. 172 in der jeweils geltenden Fas-
sung) sinngeméf Anwendung.

§25
Wirtschaftsplan

1. Die Verbandsversammlung setzt alljahrlich den Wirt-
schaftsplan des Verbandes und Nachtrége, falls erforderlich,
fest. Der Vorstand stellt den Wirtschaftsplan so rechtzeitig auf,
dass die Verbandsversammlung vor Beginn des Geschiftsjah-
res ber ihn beschlieffen kann. Der Verband teilt den Wirt-
schaftsplan sowie die Nachtrdge der Aufsichtsbehorde mit.

2. Investitions-, Finanz- und Erfolgsplidne sind fir die Be-
triebszweige Wasser und Abwasser sowie Hochwasserschutz
je gesondert aufzustellen.

3. Die Abwasseranlagen und -einrichtungen jedes Mitglie-
des werden zu einer selbststandigen Betriebseinheit zusam-
mengefasst. Fiir sie werden gesonderte Kostenrechnungen ge-
fiithrt und gesonderte Investitions-, Finanz- und Erfolgspldne
aufgestellt. Haben sich mehrere Mitglieder entschlossen, eine
gemeinsame Betriebseinheit zu bilden, erfolgt als Nachweis
im Wirtschaftsplan hierfiir eine Zusammenfassung der vorge-
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nannten Pldne, ohne Abbildung der Auswirkungen fiir jedes
einzelne Mitglied.

4. Der Vorstand bewirkt Ausgaben, die im Wirtschaftsplan
nicht oder noch nicht festgesetzt sind, wenn der Verband
dazu verpflichtet ist und ein Aufschub erhebliche Nachteile
bringen wirde. Er darf Anordnungen, durch die Verbindlich-
keiten des Verbandes entstehen konnen, fiir die ausreichende
Mittel im Wirtschaftsplan nicht vorgesehen sind, nur bei un-
abweisbaren Beditrfnissen treffen. War die Verbandsver-
sammlung in diesen Fillen mit der Sache noch nicht befasst,
ruft sie der Vorsteher unverziiglich zur nachtriglichen Fest-
setzung im Wirtschaftsplan ein.

5. Das Geschiftsjahr ist das Kalenderjahr.

§26
Tilgung der Verbindlichkeiten
Der Verband stellt fiir jedes langfristige Darlehen einen Til-

gungsplan auf, in dem mindestens die nach dem Schuldver-
haltnis erforderlichen Betrdge einzusetzen sind.

§27
Priifen des Jahresabschlusses
(Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung)
1. Der Vorstand stellt den Jahresabschluss des vergangenen
Wirtschaftsjahres nach den Bestimmungen der EigBetrVO
vom 12. 7. 2018 in der jeweils geltenden Fassung auf.
2. Die Prifung nimmt die Priifstelle vor.
3. Der Vorstand gibt der Priifstelle den Auftrag
a) zu prifen,

1. ob nach dem Jahresabschluss der Wirtschaftsplan be-
folgt ist,

2. ob die einzelnen Einnahme- und Ausgabebetrdge der
Rechnungen ordnungsgemaf, insbesondere durch Be-
lege, nachgewiesen sind,

3. ob diese Rechnungsbetrdge mit dem Wasserverbands-
gesetz, der Satzung und den anderen Vorschriften im
Einklang stehen.

b) das Ergebnis der Priifstelle (den Prifbericht) an den Vor-
steher und die Aufsichtsbehérde zu geben.

4. Der Vorstand kann eine weitere von ihm zu bestimmende

Stelle mit einer Priifung der Geschiftsfithrung auf ihre Wirt-

schaftlichkeit und ZweckmaéfBigkeit beauftragen.

§28
Entlastung

Der Vorsteher legt den Jahresabschluss und den Priifbericht
der Verbandsversammlung vor. Diese beschliefit tiber die Ent-
lastung des Vorstandes.

§ 29
Anordnungsbefugnis

1. Die Mitglieder des Verbandes haben die auf Gesetz oder
Satzung beruhenden Anordnungen des Vorstandes des Ver-
bandes zu befolgen.

2. Der Vollzug der Anordnungen des Verbandes richtet sich
nach den Vorschriften des Niedersdchsische Verwaltungsver-
fahrensgesetz (NVwV{G) vom 3. 12. 1979 i. d. F. vom 24. 9. 2009
(Nds. GVBL. S. 361) in der jeweils geltenden Fassung i. V. m.
§ 70 des Niedersdchsische Verwaltungsvollstreckungsgesetz
(NVwVG) in der Neufassung vom 14. 11. 2019 (Nds. GVBL.
2019, 316) in der jeweils geltenden Fassung.

§ 30
Dienstkrifte des Verbandes

1. Der Vorstand stellt im Rahmen des Wirtschaftsplanes eine
von der Verbandsversammlung zu beschlieffende Stelleniiber-
sicht auf.

2. Die Rechtsverhéltnisse der Beamten richten sich nach
dem Niedersachsischen Beamtengesetz. Der Vorstand ist ho-
herer Dienstvorgesetzter der Geschiiftsfiihrer ist Dienstvorge-
setzter fiir Beamte.

3. Der Geschiftsfihrer ist Disziplinarvorgesetzter der Be-
schaftigten.

§31
Aufsicht

Der Verband steht unter der Rechtsaufsicht des Niedersédch-
sischen Umweltministeriums in Hannover.

§32
Zustimmung zu Geschéften

1. Der Verband bedarf der Zustimmung der Aufsichtsbehérde

a) zur unentgeltlichen Verduflerung von Vermogensgegen-
standen,

b) zur Aufnahme von Darlehen, die im Einzelfall einen Be-
trag von 10 Mio. € tiberschreiten und fiir Darlehen, die die
Gesamtsumme von insgesamt 45 Mio. im Wirtschaftsjahr
ibersteigen,

c) zur Ubernahme von Biirgschaften, zu Verpflichtungen aus
Gewdhrvertrdgen und zur Bestellung von Sicherheiten,

d) zu Rechtsgeschéften mit einem Vorstandsmitglied einschl.
der Vereinbarung von Verglitungen, soweit sie tiber den
Ersatz von Aufwendungen hinausgehen.

2. Die Zustimmung ist auch zu Rechtsgeschéften erforder-

lich, die einem im Absatz 1 genannten Geschift wirtschaftlich

gleichkommen.

3. Zur Aufnahme von Kassenkrediten gentigt eine allgemei-

ne Zustimmung mit Begrenzung auf einen Hochstbetrag.

4. Die Aufsichtsbehorde kann fir bestimmte Geschéfte Aus-

nahmen von den Absétzen 1 bis 3 allgemein zulassen.

5. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn sie nicht innerhalb

eines Monats nach Eingang der Anzeige bei der Aufsichtsbe-

horde versagt wird. In begriindeten Einzelfillen kann die Auf-
sichtsbehorde die Frist durch Zwischenbescheid um einen

Monat verldangern.

§33
Verschwiegenheitspflicht

1. Vorstandsmitglieder, Mitglieder der Verbandsversamm-
lung und Geschiiftsfiithrer sind verpflichtet, tiber alle ihnen
bei der Durchfithrung ihrer Aufgaben bekanntwerdenden ver-
bandsinternen Tatsachen und Rechtsverhéltnisse Verschwie-
genheit zu bewahren.

2. Der ehrenamtlich Titige ist bei der Ubernahme seiner
Aufgaben zur Verschwiegenheit besonders zu verpflichten.
Die Verpflichtung ist aktenkundig zu machen.

3. Im Ubrigen bleiben die Vorschriften der Verwaltungsver-
fahrensgesetze des Landes tiber die Verschwiegenheitspflicht
unberiihrt.

§34
Bekanntmachung

Offentliche Bekanntmachungen des Wasserverbandes Pei-
ne erfolgen im Amtsblatt des Landkreises Peine. Nachricht-
lich hat eine Bekanntgabe im Internet unter der Adresse:
www.wvp-online.de zu erfolgen. Auf diese nachrichtliche Be-
kanntgabe ist in den 6rtlichen Tageszeitungen des betroffenen
Verbandsgebietes hinzuweisen.

§ 35
Inkrafttreten

1. Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer amtlichen Be-
kanntmachung in Kraft.

2. Gleichzeitig tritt die Satzung des Verbandes vom 1. 1. 2021
in der z. Zt. giiltigen Fassung aufler Kraft.

Peine, 10. 12. 2021
Wasserverband Peine (WV)
Lutz Erwig

Verbandsvorsteher
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Nds. MBI. Nr. 2/2022

Anlage II

Mitgliederverzeichnis des Wasserverbandes Peine
(Anlage zur Satzung Stand: 1. 1. 2022)

1. Gemeinde Ilsede (Trinkwasser, Abwasser)

Ortsteile

2. Gemeinde Lengede (Trinkwasser)

Ortsteile

3. Stadt Peine (Trinkwasser)

Ortsteile

Adenstedt
Biilten
Gadenstedt
Gr. Biilten
Grof} Ilsede
Grof} Lafferde
Klein Ilsede
Miinstedt
Oberg
Olsburg
Solschen

Klein Lafferde
Broistedt
Barbecke
Lengede
Woltwiesche

Peine
Handorf
Stederdorf
Duttenstedt
Essinghausen
Schmedenstedt
Berkum
Rosenthal
Schwicheldt
Vohrum
Wendesse
Dungelbeck
Woltorf

Eixe

Rohrse

4. Gemeinde Wendeburg (Trinkwasser)

Ortsteile

Wendeburg
Meerdorf
Riiper
Harvesse
Bortfeld
Sophiental
Wense

5. Gemeinde Edemissen (Trinkwasser, Abwasser)

Ortsteile

Edemissen
Abbensen
Oedesse
Blumenhagen
Modesse
Wipshausen
Oelerse
Alvesse
Voigtholz
Eddesse
Rietze
Plockhorst
Eickenrode
Wehnsen

6. Gemeinde Uetze (Trinkwasser, Abwasser)
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Ortsteile

Uetze
Altmerdingsen

Hénigsen
Katensen
Dedenhausen
Dollbergen
Obershagen
Eltze
Schwiiblingsen
7. Gemeinde Vechelde (Trinkwasser, Abwasser)
Ortsteile  Vechelde
Sierf3e
Bettmar
Liedingen
Wierthe
Bodenstedt
Vallstedt
Alvesse
Vechelade
Firstenau
Ko6chingen
Wahle
Denstorf
Gr. Gleidingen
Kl. Gleidingen
Sonnenberg
Wedtlenstedt
8. Gemeinde Sohlde (Trinkwasser, Abwasser)
Ortsteile Hoheneggelsen
Steinbrick
Grofd Himstedt
Klein Himstedt
Bettrum
Nettlingen
Feldbergen
Molme
Sohlde

9. Samtgemeinde Baddeckenstedt (Trinkwasser, Abwasser,
Hochwasserschutz)

Gemeinde Ortsteile Baddeckenstedt
Baddeckenstedt

Oelber am weif3en
Wege
Binder
Rhene
Wartjenstedt
Gemeinde Burgdorf Ortsteile Burgdorf
Berel
Nordassel
Hohenassel
Westerlinde
Gemeinde Elbe Ortsteile  Grof} Elbe
Klein Elbe
Gustedt
Gemeinde Haverlah Ortsteile Haverlah
Steinlah
Gemeinde Heere
Gemeinde Sehlde
10. Gemeinde Schellerten (Trinkwasser, Hochwasserschutz)
Ortsteile  Oedelum
Ahstedt

Garmissen-
Garbolzum

Kemme



Nds. MBL. Nr. 2/2022

Dingelbe
Farmsen
Dinklar
Ottbergen
Wendhausen
Wohle
Schellerten
Bettmar

11. Gemeinde Hohenhameln (Trinkwasser, Abwasser,

Hochwasserschutz)

Ortsteile

12. Stadt Lehrte (Trinkwasser)

Ortsteile

Hohenhameln
Mehrum
Equord
Stedum-Bekum
Bierbergen
Sofimar
Harber
Ohlum
Rotzum
Clauen
Briindeln

Immensen
Arpke
Sievershausen
Héamelerwald

13. Gemeinde Freden (Leine) (Abwasser)

14.

15.

16.

Ortsteile

Everode
Freden
Meimerhausen
Eyershausen
Ohlenrode
Wetteborn
Klump
Schildhorst
Westerberg
Winzenburg

Stadt Langelsheim (Trinkwasser, Abwasser,

Hochwasserschutz)

(Hochwasserschutz)

Stadt Elze (Trinkwasser, Abwasser)
Ortsteile

Stadtteile Lutter am Barenberge

Stadtteile

Nauen

Ostlutter

Alt Wallmoden
Bodenstein
Neuwallmoden
Hahausen
Langelsheim
Astfeld

Bredelem

Bergstadt Lautenthal
Wolfshagen im Harz

Elze
Esbeck
Mehle
Sehlde
Sorsum
Wittenburg
Wiilfingen

Gemeinde Holle (Trinkwasser, Abwasser)

Ortsteile

Derneburg
Grasdorf
Hackenstedt

Heersum
Henneckenrode
Holle

Luttrum
Sillium

Soder

Sottrum

17. Gemeinde Staufenberg (Trinkwasser, Abwasser)

Ortsteile

Benterode
Dahlheim
Escherode
Landwehrhagen
Lutterberg
Nienhagen
Sichelnstein
Speele
Spiekershausen
Uschlag

18. Samtgemeinde Dransfeld (Trinkwasser, Abwasser)

19.

20.

21.

22.

Gemeinde Biihren
Gemeinde Jithnde Ortsteile

Gemeinde Niemetal Ortsteile

Stadt Dransfeld Ortsteile

Gemeinde Scheden Ortsteile

Gemeinde Algermissen (Abwasser)
Ortsteile

Barlissen
Jiithnde
Ellershausen
Imbsen
Lowenhagen
Varlosen
Bordel
Dransfeld
Ossenfeld
Varmissen
Dankelshausen
Meensen
Scheden

Algermissen
Bledeln
Grof3 Lobke
Lithnde
Ummeln
Watzung

Flecken Delligsen (Trinkwasser, Abwasser)

Ortsteile

Gemeinde Giesen (Trinkwasser)
Ortsteile

Ammensen
Delligsen
Griinenplan
Hohenbiichen
Kaierde
Varrigsen

Ahrbergen
Emmerke
Giesen
Grof3 Forste
Hasede

Gemeinde Liebenburg (Hochwasserschutz)

Ortsteile

Dornten

Grof3 Dohren
Heiflum

Klein Dohren
Klein Mahner
Liebenburg
Neuenkirchen
Ostharingen
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23.

24.

25.
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Othfresen

Upen
Gemeinde Schladen-Werla (Hochwasserschutz)
Gemeinde Schladen Ortsteile  Beuchte

Isingerode
Schladen
Wehre

Gemeinde Homburg

Gemeinde Gielde

Stadt Homburg

Gemeinde

Werlaburgdorf

Samtgemeinde Oderwald (Hochwasserschutz)

Gemeinde Borflium Ortsteile  Achim
Borlum
Bornum
Kalme
Seinstedt

Gemeinde Cramme

Gemeinde Dorstadt

Gemeinde Flothe Ortsteile  Grofs Flothe
Klein Flothe

Gemeinde Heinigen
Gemeinde Ohrum
Stadt Goslar (Hochwasserschutz)
Ortsteile Immenrode
Lengde
Lochtum

Vienenburg -
Woltingerode

Weddingen
Wiedelah

Kernstadt Goslar

Hahndorf

Nds. MBI. Nr. 2/2022

Hahnenklee-
Bockswiese

Jerstedt
Oker
26. Stadt Wolfenbiittel (Hochwasserschutz)
Ortsteile  Adersheim
Ahlum
Halchter
Leinde
Linden
Wendessen
Wolfenbiittel
27. Gemeinde Nieste (Hessen) (Trinkwasser, Abwasser)
28. Gemeinde Reinhardshagen (Hessen) (Abwasser)
29. Stadt Clausthal-Zellerfeld (Hochwasserschutz)
Ortsteile  Clausthal

Zellerfeld und Bun-
tenbock mit den Ex-
klaven Dammbhaus,
Johanneser Kur-
haus, Johanneser
Schacht, Polsterberg
und Polstertal

Altenau/Schulen-
berg i. O. mit den
Exklaven Baste,
Eckertal, Eckertal-
sperre, Gemkental,
Torfhaus, Ahrends-
berg, Festenburg,
Oberschulenberg,
Wiesenberg, Oker-
stausee, Ahrends-
berg und Grofle
Romke

Wildemann mit der
Exklave Spiegeltal
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Beschliisse im Jahr 2021

Regulierungskammer Niedersachsen;

Bek. d. MU v. 11. 1. 2022 — 55-29402/300-0010 —

Gemif § 74 EnWG werden nachstehend die von der Regulierungskammer Niedersachsen im Jahr 2021 bestandskriaftig gefassten

Beschliisse bekannt gemacht:

Beteiligte Aktenzeichen Beschluss vom Verfahren

Stadtwerke Schaumburg-Lippe GmbH Ref55-29412/3/2/S029-0004 6.1.2021 | EOG") Gas

Gemeindewerke Peiner Land GmbH & Co. KG | Ref55-29412/3/2/G007-0004 17.12.2020 | KKA? Gas 2019

GEW Wilhelmshaven GmbH Ref55-29412/3/1/G002-0006 17.12.2020 | KKA Strom 2019

GEW Wilhelmshaven GmbH Ref55-29412/3/2/G004-0007 17.12.2020 | KKA Gas 2019

Stadtwerke Lingen GmbH Ref55-29412/3/1/S015-0019 10.12. 2020 | QElement®) Methodikbeschluss
EVI Energieversorgung Hildesheim GmbH Ref55-29412/3/1/E006-0006 10.12.2020 | QElement, Methodikbeschluss
& Co. KG

GEW Wilhelmshaven GmbH Ref55-29412/3/1/G002-0020 10. 12. 2020 QElement, Methodikbeschluss
Uberlandwerk Leinetal GmbH Ref55-29412/3/1/U000-0017 10.12. 2020 | QElement, Methodikbeschluss
Stadtwerke Schneverdingen-Neuenkirchen Ref55-29412/3/1/S023-0018 10.12.2020 | QElement, Methodikbeschluss
GmbH

Stadtwerke Wolfenbiittel GmbH Ref55-29412/3/1/S032-0018 10. 12. 2020 QElement, Methodikbeschluss
GWS Stadtwerke Hameln GmbH Ref55-29412/3/1/G003-0019 10. 12. 2020 QElement, Methodikbeschluss
LeineNetz GmbH Ref55-29412/3/1/L.000-0009 10.12. 2020 | QElement, Methodikbeschluss
EEV Energie-Ems-Vechte GmbH & Co. KG Ref55-29412/3/2/E000-0004 16. 12. 2020 EOG Gas

Stadtwerke Schneverdingen-Neuenkirchen Ref55-29412/3/2/S030-0004 21.12.2020 | EOG Gas

GmbH

EVI Energieversorgung Hildesheim GmbH Ref55-29412/3/2/E004-0004 22.12.2020 | EOG Gas

& Co. KG

Uberlandwerk Leinetal GmbH Ref55-29412/3/1/U000-0017 15.1. 2021 QElement

GEW Wilhelmshaven GmbH Ref55-29412/3/1/G002-0020 15.1.2021 | QElement

Stadtwerke Lingen GmbH Ref55-29412/3/1/S015-0019 15.1.2021 | QElement

GWS Stadtwerke Hameln GmbH Ref55-29412/3/1/G003-0019 28.1.2021 | QElement

LeineNetz GmbH Ref55-29412/3/1/L000-0009 28.1.2021 | QElement

Stadtwerke Schneverdingen-Neuenkirchen Ref55-29412/3/2/S030-0004 28.1.2021 | QElement

GmbH

EVI Energieversorgung Hildesheim GmbH Ref55-29412/3/2/E004-0004 28.1.2021 | QElement

& Co. KG

Stadtwerke Emden GmbH Ref55-29412/3/2/S013-0007 29.1.2021 | KKA Gas 2019

Stadtwerke Winsen (Luhe) GmbH Ref55-29412/4/2/S037-0001 28.1.2021 | vereinfachtes Verfahren
avacon Netz GmbH/Stadtwerke Lehrte GmbH | Ref55-29412/3/2/S019-0014 20.1.2021 | Netziibergang

Stadtwerke Soltau GmbH & Co. KG Ref55-29412/4/2/S032-0001 28.1.2021 | vereinfachtes Verfahren
Stadtwerke Springe GmbH Ref55-29412/4/2/S047-0001 9.2.2021 | vereinfachtes Verfahren
Stadtwerke Zeven GmbH Ref55-29412/4/2/S040-0001 9.2.2021 | vereinfachtes Verfahren
Stadtwerke Wunstorf GmbH & Co. KG Ref55-29412/4/2/S039-0001 9.2.2021 | vereinfachtes Verfahren
Stadtwerke Elm-Lappwald GmbH Ref55-29412/4/2/S046-0001 9.2.2021 | vereinfachtes Verfahren
Stadtwerke Emden GmbH Ref55-29412/3/2/S013-0004 18.2.2021 | EOG Gas

Stadtwerke Bad Pyrmont GmbH Ref55-29412/4/2/S003-0001 2.3.2021 | vereinfachtes Verfahren
Stadtwerke Rotenburg (Wiimme) GmbH Ref55-29412/4/2/S028-0001 2.3.2021 | vereinfachtes Verfahren
Stadtwerke Emden GmbH Ref55-29412/3/2/S013-0012 4.3.2021 | KKA Gas 2020
Gemeindewerke Bovenden GmbH & Co. KG | Ref55-29412/4/2/G003-0001 2.3.2021 | vereinfachtes Verfahren

SWN Stadtwerke Northeim GmbH Ref55-29412/4/2/S025-0001 2.3.2021 | vereinfachtes Verfahren
Stadtwerke Lengerich Energienetz- Ref55-29412/4/2/S048-0001 2.3.2021 | vereinfachtes Verfahren

und Entsorgungsgesellschaft mbH

Stadtwerke Bad Harzburg GmbH Ref55-29412/4/2/S002-0001 11.3.2021 | vereinfachtes Verfahren
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Beteiligte Aktenzeichen Beschluss vom Verfahren

Stadtwerke Bramsche GmbH Ref55-29412/4/2/S006-0001 17.3. 2021 vereinfachtes Verfahren
Teutoburger Energie Netzwerk eG Ref55-29412/4/2/T000-0001 17.3.2021 | vereinfachtes Verfahren
Stadtwerke Bergen GmbH Ref55-29412/4/2/S004-0001 26.3.2021 | vereinfachtes Verfahren
Stadtwerke Peine GmbH Ref55-29412/3/1/S019-0004 19. 3. 2021 EOG Strom

Stadtwerke Schiittorf-Emsbiiren GmbH Ref55-29412/4/2/S031-0001 26. 3. 2021 vereinfachtes Verfahren
Versorgungsbetriebe Hann. Miinden GmbH | Ref55-29412/4/2/V001-0001 26.3.2021 | vereinfachtes Verfahren
Stadtwerke EVB Huntetal GmbH Ref55-29412/4/2/S014-0001 26.3.2021 | vereinfachtes Verfahren
Stadtwerke Munster-Bispingen GmbH Ref55-29412/4/2/S044-0001 26.3.2021 | vereinfachtes Verfahren
Stadtwerke Neuenhaus GmbH Ref55-29412/4/2/S042-0001 26. 3. 2021 vereinfachtes Verfahren
Stadtwerke Bad Pyrmont GmbH Ref55-29412/3/1/S003-0004 8.4.2021 | EOG Strom

Stadtwerke Bad Sachsa GmbH Ref55-29412/3/1/S004-0004 8.4.2021 | EOG Strom

Stadtwerke Leine-Solling GmbH Ref55-29412/4/2/S020-0001 16. 4. 2021 | vereinfachtes Verfahren
Stadtwerke Verden GmbH Ref55-29412/4/2/S036-0006 16. 4. 2021 vereinfachtes Verfahren
Stadtwerke Konigslutter GmbH Ref55-29412/4/2/S018-0004 16. 4. 2021 | vereinfachtes Verfahren
Gasversorgung Grafschaft Hoya GmbH Ref55-29412/4/2/G002-0001 16. 4. 2021 | vereinfachtes Verfahren
Stadtwerke Uslar GmbH Ref55-29412/3/1/S029-0004 8.4.2021 EOG Strom

Stadtwerke Zeven GmbH Ref55-29412/3/1/S033-0004 8.4.2021 | EOG Strom

Stadtwerke Stade GmbH Ref55-29412/3/1/S027-0004 8.4.2021 | EOG Strom

Stadtwerke Lehrte GmbH Ref55-29412/4/2/S019-0001 16. 4. 2021 | vereinfachtes Verfahren
Stadtwerke Nienburg/Weser GmbH Ref55-29412/4/2/S024-0001 16. 4. 2021 | vereinfachtes Verfahren
EVE Netz GmbH Ref55-29412/4/2/E005-0001 16. 4. 2021 vereinfachtes Verfahren
Stadtwerke Burgdorf Netz GmbH Ref55-29412/4/2/S008-0001 16. 4. 2021 | vereinfachtes Verfahren
Stadtwerke Buchholz in der Nordheide GmbH | Ref55-29412/4/2/S007-0001 16. 4. 2021 | vereinfachtes Verfahren
Stadtwerke Clausthal-Zellerfeld GmbH Ref55-29412/4/2/S010-0001 16. 4. 2021 | vereinfachtes Verfahren
Stadtwerke Wolfenbiittel GmbH Ref55-29412/4/2/S038-0001 16. 4. 2021 vereinfachtes Verfahren
Stadtwerke Bohmetal GmbH Ref55-29412/4/2/S005-0001 16. 4. 2021 | vereinfachtes Verfahren
Stadtwerke Emden GmbH Ref55-29412/3/1/S012- 0007 23.4.2021 | KKA Strom 2019
Gemeindewerke Peiner Land GmbH & Co. KG | Ref55-29412/4/2/G007-0001 22.4.2021 | vereinfachtes Verfahren
Wirtschaftsbetriebe der Stadt Norden GmbH | Ref55-29412/4/2/W000-0001 22.4.2021 vereinfachtes Verfahren
Stadtwerke Peine GmbH Ref55-29412/4/2/S026-0001 22.4.2021 | vereinfachtes Verfahren
Stadtwerke Rinteln GmbH Ref55-29412/4/2/S027-0001 22.4.2021 | vereinfachtes Verfahren
Stadtwerke Versmold Regional GmbH Ref55-29412/4/2/S043-0001 22.4.2021 | vereinfachtes Verfahren
Stadtwerke Norderney GmbH Ref55-29412/4/2/S045-0001 22.4.2021 | vereinfachtes Verfahren
Stadtwerke Stadtoldendorf GmbH Ref55-29412/4/2/S034-0001 22.4.2021 | vereinfachtes Verfahren
Stadtwerke Einbeck GmbH Ref55-29412/4/2/S012-0001 22.4.2021 | vereinfachtes Verfahren
Stadtwerke Uelzen GmbH Ref55-29412/4/2/S035-0001 22.4.2021 | vereinfachtes Verfahren
Stadtwerke Georgsmarienhiitte Netz GmbH Ref55-29412/4/2/S015-0001 22.4.2021 | vereinfachtes Verfahren
Stadtwerke Northeim GmbH Ref55-29412/3/1/S018-0004 22.4.2021 | EOG Strom
Gemeindewerke Bovenden GmbH & Co. KG | Ref55-29412/3/1/G001-0004 22.4.2021 | EOG Strom

Stadtwerke Emden GmbH Ref55-29412/3/2/S013-0017 7.5.2021 | KKA Gas 2021
Stadtwerke Emden GmbH Ref55-29412/3/1/S012- 0012 7.5.2021 | KKA Strom 2020
Stadtwerke Emden GmbH Ref55-29412/3/1/S012- 0016 7.5.2021 | KKA Strom 2021
Stadtwerke Buxtehude GmbH Ref55-29412/3/1/S009-0004 29.4.2021 | EOG Strom

Stadtwerke Gottingen AG Ref55-29412/3/2/S016-0004 18.5.2021 | EOG Gas

Stadtwerke Bohmetal GmbH Ref55-29412/3/1/S005-0004 21.5.2021 | EOG Strom

Stadtwerke Stade GmbH Ref55-29412/3/1/S027- 0010 21.5.2021 | KKA Strom 2020
Stadtwerke Stade GmbH Ref55-29412/3/1/S027- 0015 21.5.2021 | KKA Strom 2021
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Beteiligte Aktenzeichen Beschluss vom Verfahren
Teutoburger Energie Netzwerk eG Ref55-29412/3/1/T000-0004 11.6.2021 | EOG Strom
Teutoburger Energie Netzwerk eG Ref55-29412/3/2/T000-0004 11.6.2021 | EOG Gas
Stadtwerke Norderney GmbH Ref55-29412/3/1/S037-0004 11.6.2021 | EOG Strom
Energieversorgung Hildesheim GmbH & Co. KG | Ref55-29412/3/2/E004-0007 11.6.2021 | KKA Gas 2019
Energieversorgung Hildesheim GmbH & Co. KG | Ref55-29412/3/2/E004-0009 11.6.2021 | KKA Gas 2020
Energieversorgung Hildesheim GmbH & Co. KG | Ref55-29412/3/2/E004-0013 11.6.2021 | KKA Gas 2021
Energieversorgung Hildesheim GmbH & Co. KG | Ref55-29412/3/1/E006-0013 11.6.2021 | KKA Strom 2020
Energieversorgung Hildesheim GmbH & Co. KG | Ref55-29412/3/1/E006-0016 11.6.2021 | KKA Strom 2021
Stadtwerke Stade GmbH Ref55-29412/3/2/S033- 0007 25.6.2021 | KKA Gas 2019
Stadtwerke Stade GmbH Ref55-29412/3/2/S033- 0009 25.6.2021 KKA Gas 2020
Stadtwerke Stade GmbH Ref55-29412/3/2/S033- 0014 25.6.2021 | KKA Gas 2021
Stadtwerke Wolfenbiittel GmbH Ref55-29412/3/2/S038-0004 15.7.2021 | EOG Gas
Stadtwerke Lingen GmbH Ref55-29412/3/2/S021-0007 19.7.2021 | KKA Gas 2019
Stadtwerke Lingen GmbH Ref55-29412/3/2/S021-0012 19.7.2021 KKA Gas 2020
Stadtwerke Lingen GmbH Ref55-29412/3/2/S021-0015 19.7.2021 | KKA Gas 2021
Stadtwerke Springe GmbH Ref55-29412/3/1/S026-0004 16.7.2021 | EOG Strom
Niedersachsen Ports GmbH & Co. KG Ref55-29412/3/1/N000-0004 15.7.2021 | EOG Strom
Stadtwerke Winsen (Luhe) GmbH Ref55-29412/3/1/S031-0004 13.7.2021 | EOG Strom
Wirtschaftsbetriebe der Stadt Norden GmbH | Ref55-29412/3/2/W000-0008 21.7.2021 | KKA Gas 2019
Stadtwerke Buchholz in der Nordheide GmbH | Ref55-29412/3/1/S007-0004 26.7.2021 | EOG Strom
Stadtwerke Rinteln GmbH/ Ref55-29412/3/1/S020-0019 15.6.2021 | Netztibergang
Westfalen Weser Netz GmbH

EVE Netz GmbH Ref55-29412/3/1/E007-0013 21.7.2021 KKA Strom 2020
EVE Netz GmbH Ref55-29412/3/1/E007-0015 21.7.2021 | KKA Strom 2021
EVE Netz GmbH Ref55-29412/3/2/E005-0011 21.7.2021 | KKA Gas 2020
EVE Netz GmbH Ref55-29412/3/2/E005-0013 21.7.2021 | KKA Gas 2021
Wirtschaftsbetriebe der Stadt Norden GmbH | Ref55-29412/3/2/W000-0013 27.7.2021 | KKA Gas 2020
Wirtschaftsbetriebe der Stadt Norden GmbH | Ref55-29412/3/2/W000-0016 27.7.2021 | KKA Gas 2021
Stadtwerke Burgdorf Netz GmbH Ref55-29412/3/1/S008-0004 5.8.2021 | EOG Strom
Eichsfelder Energie- und Ref55-29412/3/1/E000-0004 13.8.2021 | EOG Strom
Wasserversorgungsgesellschaft mbH

Wirtschaftsbetriebe der Stadt Norden GmbH | Ref55-29412/3/1/W000-0004 27.8.2021 | EOG Strom
Stadtwerke Georgsmarienhiitte Netz GmbH Ref55-29412/3/1/S014-0004 7.10.2021 | EOG Strom
Stadtwerke Soltau GmbH & Co. KG Ref55-29412/3/1/5025-0004 14.10. 2021 | EOG Strom
Stadtwerke Verden GmbH Ref55-29412/3/1/S030-0004 12.10.2021 | EOG Strom
Elektrizitatsgenossenschaft Hasbergen eG Ref55-29412/3/1/E002-0004 22.10.2021 | EOG Strom
Stadtwerke Lingen GmbH Ref55-29412/3/1/S015-0013 11.11.2021 | KKA Strom 2020
Stadtwerke Lingen GmbH Ref55-29412/3/1/S015-0018 11.11.2021 | KKA Strom 2021
Stadtwerke Bad Harzburg GmbH Ref55-29412/3/1/S001-0004 14.10.2021 | EOG Strom
Gelsenwasser Energienetze GmbH Ref55-29412/3/1/G000-0004 10.11.2021 | EOG Strom
Energieversorgung Dahlenburg-Bleckede AG | Ref55-29412/3/1/E004-0004 25.11.2021 | EOG Strom

NVB Nordhorner Versorgungsbetriebe GmbH | Ref55-29412/3/2/N000-0004 15.12.2021 | EOG Gas

') EOG = Erlosobergrenze.
%) KKA = Kapitalkostenaufschlag.
%) EWF = Erweiterungsfaktor.

Die geschwirzten Beschliisse sind im Internet unter www.regulierung.niedersachsen.de abrutbar.

— Nds. MBL Nr. 2/2022 S. 99
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Amt fiir regionale Landesentwicklung Leine-Weser

Anerkennung der ,,Ines & Giinther Kubick Stiftung*

Bek. d. ArL Leine-Weser v. 15. 12. 2021
— 11741-118 —

Mit Schreiben vom 15. 12. 2021 hat das ArL Leine-Weser
als zustdndige Stiftungsbehorde gemafl § 3 NStiftG aufgrund
des Stiftungsgeschifts vom 23. 11. 2021 und der diesem beige-
figten Stiftungssatzung die ,Ines & Gunther Kubick Stiftung“
mit Sitz in Weyhe gemaf} § 80 BGB als rechtsfihig anerkannt.

Zweck der Stiftung ist die Forderung des Naturschutzes.
Die Anschrift der Stiftung lautet:

Ines & Giinther Kubick Stiftung
Hagendamm 34
28844 Weyhe.

— Nds. MBI Nr. 2/2022 S. 102

Anerkennung der ,,ROBERT BOOTZ Stiftung*

Bek. d. ArL Leine-Weser v. 17. 12. 2021
— 11741-R 47 —

Mit Schreiben vom 17. 12. 2021 hat das ArL Leine-Weser
als zustdndige Stiftungsbehorde gemafl § 3 NStiftG aufgrund
des Stiftungsgeschéfts vom 13. 12. 2021 und der diesem bei-
gefiigten Stiftungssatzung die ,ROBERT BOOTZ Stiftung” mit
Sitz in Hannover geméaf} § 80 BGB als rechtsfihig anerkannt.

Zweck der Stiftung ist die Forderung der Erziehung, Volks-
und Berufsbildung einschlieBlich der Studentenhilfe, der Ju-
gend- und Altenhilfe, der Heimatpflege, Heimatkunde und der
Ortsverschonerung, des Sports, der Hilfe fiir Personen i. S. des
§ 53 Satz 1 Nr. 1 AO, die in Folge ihres korperlichen, geistigen
oder seelischen Zustands auf die Hilfe anderer angewiesen
sind sowie der Hilfe fiir Personen i. S. des § 53 Satz 1 Nr. 2
AO.

Die Anschrift der Stiftung lautet:

ROBERT BOOTZ Stiftung
Christian-Flemes-Weg 31
30657 Hannover.

— Nds. MBI Nr. 2/2022 S. 102

Anerkennung der
,Hannes Rehm & Sigrid Matern-Rehm Stiftung*

Bek. d. ArL Leine-Weser v. 17. 12. 2021
— 11741-H 83 —

Mit Schreiben vom 17. 12. 2021 hat das ArL Leine-Weser
als zustdndige Stiftungsbehorde gemafl § 3 NStiftG aufgrund
des Stiftungsgeschéfts vom 1. 12. 2021 und der diesem beige-
fugten Stiftungssatzung die ,Hannes Rehm & Sigrid Matern-
Rehm Stiftung” mit Sitz in Hannover gemafl § 80 BGB als
rechtsfihig anerkannt.

Zweck der Stiftung sind die Forderung der Aus- und Wei-
terbildung, insbesondere auf dem Gebiet der gesundheitlichen
Pflege und sozialen Berufe, hier vor allem im Rahmen christ-
lich geprégter Institutionen, der Wirtschaft und Neurologie,
die Forderung der Wissenschaft und Forschung auf den Ge-
bieten der Wirtschaftswissenschaften, der gesundheitlichen
Pflege und der Neurologie sowie die Forderung der Garten-
baukunst und des Denkmalschutzes.

Die Anschrift der Stiftung lautet:

Hannes Rehm & Sigrid Matern-Rehm Stiftung
c/o Sigrid Matern-Rehm

Berlageweg 12

30559 Hannover.

— Nds. MBI Nr. 2/2022 S. 102
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Anerkennung der ,Mannherz Stiftung*

Bek. d. ArL Leine-Weser v. 21. 12. 2021
— 11741-M 33 —

Mit Schreiben vom 21. 12. 2021 hat das ArL Leine-Weser
als zustdndige Stiftungsbehorde gemafl § 3 NStiftG aufgrund
des Stiftungsgeschéfts vom 1. 11. 2021 und der diesem beige-
fugten Stiftungssatzung die ,Mannherz Stiftung” mit Sitz in
Hannover geméf} § 80 BGB als rechtsfihig anerkannt.

Zweck der Stiftung sind die Férderung des offentlichen Ge-
sundheitswesens und der offentlichen Gesundheitspflege sowie
die Forderung mildtédtiger Zwecke, insbesondere der medizi-
nischen und zahnmedizinischen Versorgung von Angehorigen
der Armuts-Bevolkerung vor allem dann, wenn diese aufgrund
des korperlichen, geistigen und seelischen Zustands hilfebe-
durftig sind. Zur Zielgruppe gehoren neben der Inlandsbevol-
kerung auch Fliichtlinge und Migranten, unabhéngig vom je-
weiligen Aufenthalts- und Versichertenstatus.

Die Anschrift der Stiftung lautet:

Mannherz Stiftung
Lindener Marktplatz 10
30449 Hannover.

— Nds. MBL. Nr. 2/2022 S. 102

Anerkennung der ,,Réber Familienstiftung*

Bek. d. ArL Leine-Weser v. 6. 1. 2022
— 11741-R 46 —

Mit Schreiben vom 2. 12. 2021 hat das ArL Leine-Weser als
zustandige Stiftungsbehorde gemaft § 3 NStiftG aufgrund des
Stiftungsgeschifts vom 9. 11. 2021 und der diesem beigefiig-
ten Stiftungssatzung die ,Réber Familienstiftung” mit Sitz in
Hannover geméf} § 80 BGB als rechtsfihig anerkannt.

Zweck der Stiftung ist die Forderung des Stifters, der leibli-
chen und gesetzlichen Abkémmlinge des Stifters und des in
giiltiger Ehe lebenden Ehepartners des Stifters.

Die Anschrift der Stiftung lautet:

Rober Familienstiftung
Podbielskistrale 84
30177 Hannover.

— Nds. MBI. Nr. 2/2022 S. 102

Amt fiir regionale Landesentwicklung Liineburg

Anerkennung der ,,Griiner ist schéner Stiftung*

Bek. d. ArL Liineburg v. 14. 12. 2021
— LG.07-11741/566 —

Mit Schreiben vom 14. 12. 2021 hat das ArL Liineburg als
zustandige Stiftungsbehorde gemaft § 3 NStiftG aufgrund des
Stiftungsgeschéfts vom 8. 12. 2021 und der diesem beigefiig-
ten Stiftungssatzung die ,,Griiner ist schoner Stiftung” mit Sitz
in Seedorf gemaf § 80 BGB als rechtsfihig anerkannt.

Zweck der Stiftung ist die Férderung und die Mittelbeschaf-
fung zur Forderung des Tierschutzes und des Naturschutzes
und der Landschaftspflege i. S. des BNatSchG und der Natur-
schutzgesetze der Lander, des Umweltschutzes und des Hoch-
wasserschutzes.

Die Anschrift der Stiftung lautet:

Griner ist schoner Stiftung
Im Dorfe 6 a
27404 Seedorf.

— Nds. MBL. Nr. 2/2022 S. 102



Nds. MBL. Nr. 2/2022

Anerkennung der ,Leonhardt Stiftung*

Bek. d. ArL Liineburg v. 16. 12. 2021
— LG.07-11741/567 —

Mit Schreiben vom 16. 12. 2021 hat das ArL Liineburg als
zustdndige Stiftungsbehorde geméfl § 3 NStiftG aufgrund des
Stiftungsgeschifts vom 10. 12. 2021 und der diesem beigefiig-
ten Stiftungssatzung die ,Leonhardt Stiftung” mit Sitz in Cux-
haven geméf § 80 BGB als rechtsféhig anerkannt.

Zweck der Stiftung ist die Forderung des Naturschutzes
und der Landschaftspflege i. S. des BNatSchG und der Natur-
schutzgesetze der Lander, des Umweltschutzes, einschliefilich
des Klimaschutzes, des Kiistenschutzes und des Hochwasser-
schutzes sowie die Mittelbeschaffung fir die Verwirklichung
dieses steuerbegiinstigten Stiftungszwecks durch andere steu-
erbegiinstigte Kérperschaften und Kérperschaften des 6ffentli-
chen Rechts.

Die Anschrift der Stiftung lautet:

Leonhardt Stiftung
Alter Weg 23
27478 Cuxhaven.

— Nds. MBI Nr. 2/2022 S. 103

Anerkennung der ,,Hekate Stiftung*

Bek. d. ArL Liineburg v. 17. 12. 2021
— LG.07-11741/568 —

Mit Schreiben vom 17. 12. 2021 hat das ArL Liineburg als
zustdndige Stiftungsbehorde gemafd § 3 NStiftG aufgrund des
Stiftungsgeschéfts vom 28. 11. 2021 und der diesem beigefiig-
ten Stiftungssatzung die ,Hekate Stiftung” mit Sitz in Buxte-
hude gemaf § 80 BGB als rechtsfihig anerkannt.

Zweck der Stiftung ist die Beschaffung von Mitteln zur For-
derung des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege und der
Forderung internationaler Gesinnung, der Toleranz auf allen
Gebieten der Kultur und des Volkerverstdndigungsgedankens.

Die Anschrift der Stiftung lautet:

Hekate Stiftung
Am Rethteich 7
21614 Buxtehude.

— Nds. MBI Nr. 2/2022 S. 103

Evangelisch-lutherische
Landeskirche Hannovers

Ausgliederung der Evangelisch-lutherischen
Kirchengemeinde Stadtoldendorf
aus dem Evangelisch-lutherischen
Kindertagesstittenverband
Holzminden-Bodenwerder

Bek. d. Landeskirchenamtes der
Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers
v.11. 11. 2021

Gemadf § 9 Absatz 1 Satz 1 und 10 Absatz 6 des Kirchenge-
setzes iber die regionale Zusammenarbeit von Kirchenge-
meinden ordnen wir Folgendes an:

§1
Die Evangelisch-lutherische St.-Dionys-Kirchengemeinde
Stadtoldendorf in Stadtoldendorf (Kirchenkreis Holzminden-
Bodenwerder) scheidet aus dem Evangelisch-lutherischen
Kindertagesstittenverband Holzminden-Bodenwerder aus.

§2
(Anderung der Satzung, abgedruckt im Kirchlichen Amts-
blatt.)

§3

Diese Anordnung tritt am 1. Januar 2022 in Kraft.

— Nds. MBI Nr. 2/2022 S. 103

Errichtung des Evangelisch-lutherischen
Kirchengemeindeverbandes Okeraue

Bek. d. Landeskirchenamtes der
Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers
v.17.11. 2021

Gemaf § 9 Absatz 1 Satz 1 des Regionalgesetzes ordnen wir
Folgendes an:

§1
Zur gemeinsamen Erftllung kirchengemeindlicher Aufgaben
wird ein Kirchengemeindeverband mit dem Namen ,Evange-
lisch-lutherischer Kirchengemeindeverband Okeraue” gebildet.
Mitglieder des Kirchengemeindeverbandes sind:
— die Evangelisch-lutherische Kirchengemeinde Adenbiittel
in Adenbiittel,
— die Evangelisch-lutherische St.-Viti-Kirchengemeinde Did-
derse-Neubriick in Didderse,
— die Evangelisch-lutherische St.-Nikolaus-Kirchengemeinde
Grofl Schwiilper in Schwiilper,
— die Evangelisch-lutherische Kirchengemeinde Hillerse in
Hillerse und

— die Evangelisch-lutherische St.-Nicolai-Kirchengemeinde
Rethen in Vordorf

(Kirchenkreis Gifhorn).
§2

Die Satzung des Kirchengemeindeverbandes und der Ver-
merk tiber die Genehmigung der Satzung werden im Kirchli-
chen Amtsblatt veroffentlicht.

§3

Diese Anordnung tritt am 1. Januar 2022 in Kraft.
— Nds. MBL Nr. 2/2022 S. 103

Zusammenlegung der Evangelisch-
lutherischen Kirchengemeinden
Liine und Paul Gerhardt in Liineburg

Bek. d. Landeskirchenamtes der
Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers
v. 23.11. 2021

Gemadfl § 5 Absatz 1 Kirchengemeindeordnung und § 43
Absatz 1 Satz 2 des Kirchengesetzes tiber die Bildung der Kir-
chenvorstdnde ordnen wir Folgendes an:

§1

Die Evangelisch-lutherische Bartholoméi-Kirchengemein-
de Liine in Liineburg und die Evangelisch-lutherische Paul-
Gerhardt-Kirchengemeinde Liineburg in Liineburg (Kirchen-
kreis Lineburg) werden zur ,Evangelisch-lutherischen Paul-
Gerhardt-Kirchengemeinde Line“ in Liineburg zusammenge-
legt. Diese ist Rechtsnachfolgerin der nach Satz 1 zusammen-
gelegten Kirchengemeinden.

§2
Die bisherigen Mitglieder der Kirchenvorstinde werden Mit-
glieder des Kirchenvorstandes der Evangelisch-lutherischen
Paul-Gerhardt-Kirchengemeinde Liine. Im Fall des Ausschei-
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Nds. MBI. Nr. 2/2022

dens eines gewdhlten oder berufenen Kirchenvorstandsmit-
glieds findet keine Nachberufung statt, es sei denn, dass die
Zahl von acht gewdhlten und berufenen Kirchenvorstands-
mitgliedern unterschritten wird.

§§ 3 und 4

(Ubergang von Grundvermégen, abgedruckt im Kirchlichen
Amtsblatt.)

§5

Diese Anordnung tritt am 1. Januar 2022 in Kraft.

— Nds. MBL. Nr. 2/2022 S. 103

Erweiterung des Evangelisch-lutherischen
Kindertagesstittenverbandes
Wesermiinde um die Kirchengemeinde Loxstedt

Bek. d. Landeskirchenamtes der
Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers
v. 30. 11. 2021

Gemaif § 9 Absatz 1 Satz 1 des Kirchengesetzes tiber die re-
gionale Zusammenarbeit von Kirchengemeinden ordnen wir
Folgendes an:

§1
Die Evangelisch-lutherische St.-Marien-Kirchengemeinde
Loxstedt in Loxstedt (Kirchenkreis Wesermiinde) wird Verbands-
glied des Evangelisch-lutherischen Kindertagesstédttenverban-
des Wesermiinde.

§2

Die genehmigte Satzungsédnderung wird im Kirchlichen
Amtsblatt veroffentlicht.

§3

Diese Anordnung tritt am 1. Januar 2022 in Kraft.

— Nds. MBL. Nr. 2/2022 S. 104

Errichtung der Evangelisch-lutherischen
Gesamtkirchengemeinde Lehrter Land

Bek. d. Landeskirchenamtes der
Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers
v. 10. 12. 2021

Gemif § 17 Absatz 1 und 3 des Kirchengesetzes tber die re-
gionale Zusammenarbeit von Kirchengemeinden (Regionalge-
setz) ordnen wir Folgendes an:

§1
(1) Aus

— der Evangelisch-lutherischen Kirchengemeinde Zum Hei-
ligen Kreuz Arpke in Lehrte,

— der Evangelisch-lutherischen Kirchengemeinde Héameler-
wald in Lehrte,

— der Evangelisch-lutherischen St.-Antonius-Kirchengemein-
de Immensen in Lehrte und

— der Evangelisch-lutherischen St.-Martins-Kirchengemein-
de Sievershausen in Lehrte (Kirchenkreis Burgdorf)

wird die ,Evangelisch-lutherische Gesamtkirchengemeinde
Lehrter Land” in Lehrte gebildet.
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(2) Die in Absatz 1 genannten bisherigen Kirchengemein-
den bleiben als Ortskirchengemeinden geméafl § 16 Absatz 2
Regionalgesetz bestehen.

§2
Bis zur Neubildung des Gesamtkirchenvorstandes der Evan-
gelisch-lutherischen Gesamtkirchengemeinde Lehrter Land
besteht der Gesamtkirchenvorstand aus

— jeweils drei Mitgliedern der bisherigen Kirchenvorstdnde,
die vom jeweiligen Kirchenvorstand zu berufen sind, und

— den Mitgliedern des Pfarramtes.

Alle weiteren Kirchenvorsteherinnen und Kirchenvorsteher
sowie die Ersatzkirchenvorsteherinnen und Ersatzkirchenvor-
steher scheiden aus ihren Amtern aus.

§3

Die Pfarrstelle der Evangelisch-lutherischen St.-Martins-
Kirchengemeinde Sievershausen wird 1. Pfarrstelle, die Pfarr-
stelle der Evangelisch-lutherischen St.-Antonius-Kirchenge-
meinde Immensen wird II. Pfarrstelle, die Pfarrstelle der Evan-
gelisch-lutherischen Kirchengemeinde Zum Heiligen Kreuz
Arpke wird III. Pfarrstelle und die Pfarrstelle der Evangelisch-
lutherischen Kirchengemeinde Hamelerwald wird IV. Pfarr-
stelle der Evangelisch-lutherischen Gesamtkirchengemeinde
Lehrter Land.

§4
Die Satzung der Gesamtkirchengemeinde und der Vermerk
tiber die Genehmigung der Satzung werden im Kirchlichen
Amtsblatt veroffentlicht.

§5

Diese Anordnung tritt am 1. Januar 2022 in Kraft.

— Nds. MBI Nr. 2/2022 S. 104

Zusammenlegung der Evangelisch-
lutherischen Kirchengemeinden
Hackenstedt-Sottrum und Sillium

Bek. d. Landeskirchenamtes der
Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers
v.10. 12. 2021

Gemif § 5 Absatz 1 Kirchengemeindeordnung ordnen wir
Folgendes an:

§1

Die Evangelisch-lutherische Kirchengemeinde Hackenstedt-
Sottrum in Holle und die Evangelisch-lutherische Matthdus-
Kirchengemeinde Sillium in Holle (Amtsbereich Alfeld des
Kirchenkreises Hildesheimer Land-Alfeld) werden zur ,Evan-
gelisch-lutherischen Kirchengemeinde Hackenstedt-Sottrum-
Sillium“ in Holle zusammengelegt. Diese ist Rechtsnachfolge-
rin der nach Satz 1 zusammengelegten Kirchengemeinden.

§2
Die bisherigen Mitglieder der Kirchenvorstdnde werden
Mitglieder des Kirchenvorstandes der Evangelisch-lutheri-
schen Kirchengemeinde Hackenstedt-Sottrum-Sillium.

§§ 3 und 4

(Ubergang von Grundvermégen, abgedruckt im Kirchlichen
Amtsblatt.)

§5

Diese Anordnung tritt am 1. Januar 2022 in Kraft.

— Nds. MBI Nr. 2/2022 S. 104



Nds. MBL. Nr. 2/2022

Zusammenlegung der Evangelisch-lutherischen
Kirchengemeinden Kirchweyhe-Westerweyhe
und St. Johannis in Uelzen

Bek. d. Landeskirchenamtes der
Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers
v. 10. 12. 2021

Gemadfl § 5 Absatz 1 Kirchengemeindeordnung und § 43
Absatz 1 Satz 2 des Kirchengesetzes tiber die Bildung der Kir-
chenvorstdnde ordnen wir Folgendes an:

§1

Die Evangelisch-lutherische Georgs-Kirchengemeinde Kirch-
weyhe-Westerweyhe in Uelzen und die Evangelisch-lutheri-
sche St.-Johannis-Kirchengemeinde Uelzen in Uelzen (Kirchen-
kreis Uelzen) werden zur ,,Evangelisch-lutherischen Johannis-
und-Georgs-Kirchengemeinde Uelzen® in Uelzen zusammen-
gelegt. Diese ist Rechtsnachfolgerin der nach Satz 1 zusammen-
gelegten Kirchengemeinden.

§2

Die bisherigen Mitglieder der Kirchenvorstinde werden
Mitglieder des Kirchenvorstandes der Evangelisch-lutheri-
schen Johannis-und-Georgs-Kirchengemeinde Uelzen. Im Fall
des Ausscheidens eines gewdhlten oder berufenen Kirchen-
vorstandsmitglieds findet keine Nachberufung statt, es sei denn,
dass die Zahl von drei gewéhlten und berufenen Kirchenvor-
standsmitgliedern aus der bisherigen Kirchengemeinde Kirch-
weyhe-Westerweyhe oder die Zahl von funf gewdhlten und
berufenen Kirchenvorstandsmitgliedern aus der bisherigen
St.-Johannis-Kirchengemeinde Uelzen unterschritten wird.
Wird eine der genannten Zahlen unterschritten, schldgt der
Kirchenvorstand ein Gemeindemitglied aus dem Bereich der
jeweiligen bisherigen Kirchengemeinde zur Berufung vor.

§3

Die Pfarrstelle der Evangelisch-lutherischen St.-Johannis-
Kirchengemeinde Uelzen wird I. Pfarrstelle, die Pfarrstelle der
Evangelisch-lutherischen Georgs-Kirchengemeinde Kirchweyhe-
Westerweyhe wird II. Pfarrstelle der Evangelisch-lutherischen
Johannis-und-Georgs-Kirchengemeinde Uelzen.

§§4und 5

(Ubergang von Grundvermégen, abgedruckt im Kirchlichen
Amtsblatt.)

§6

Diese Anordnung tritt am 1. Januar 2022 in Kraft.

— Nds. MBI Nr. 2/2022 S. 105

Zusammenlegung der Evangelisch-
lutherischen Kirchengemeinden
Marienrode und Zwolf Apostel in Hildesheim

Bek. d. Landeskirchenamtes der
Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers
v. 10. 12. 2021

Gemaéf § 5 Absatz 1 Kirchengemeindeordnung ordnen wir
Folgendes an:

§1

Die Evangelisch-lutherische Zwolf-Apostel-Kirchengemein-
de Hildesheim in Hildesheim und die Evangelisch-lutherische
St.-Cosmas-und-Damian-Kirchengemeinde Marienrode in Hil-
desheim werden zur Evangelisch-lutherischen Kirchenge-
meinde Am Pilgerweg in Hildesheim zusammengelegt. Diese
ist Rechtsnachfolgerin der nach Satz 1 zusammengelegten
Kirchengemeinden.

§2

Die bisherigen Mitglieder der Kirchenvorstinde werden Mit-
glieder des Kirchenvorstandes der Evangelisch-lutherischen
Kirchengemeinde Am Pilgerweg in Hildesheim.

§§ 3 und 4

(Ubergang von Grundvermégen, abgedruckt im Kirchlichen
Amtsblatt.)

§5

Diese Anordnung tritt am 1. Januar 2022 in Kraft.

— Nds. MBI Nr. 2/2022 S. 105
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Nds. MBI. Nr. 2/2022

Landeswahlleiterin

Landtagswahl am 9. 10. 2022

Bek. d. Landeswabhlleiterin v. 5. 1. 2022 — LWL 11 411/3.9 —

Die LReg hat durch Verordnung tiber den Wahltag und die
Wabhlzeit der Landtagswahl 2022 vom 6. 10. 2021 (Nds. GVBL
S. 692) bestimmt, dass die Wahl zum Niedersdchsischen Land-
tag am

Sonntag, dem 9. 10. 2022,

in der Zeit von 8.00 bis 18.00 Uhr stattfindet. Hierzu ergehen
die folgenden Bekanntmachungen:

1. Parteien
1.1 Parteien i. S. des § 12 Abs. 4 des NLWG

Gemadf § 3 Abs. 1 NLWO vom 1. 11. 1997 (Nds. GVBL. S. 437,
1998 S. 14), zuletzt gedndert durch Artikel 1 der Verordnung
vom 1. 7. 2021 (Nds. GVBI. S. 446), mache ich bekannt, dass
folgende Parteien die Voraussetzungen des § 12 Abs. 4 NLWG
i. d. F. vom 30. 5. 2002 (Nds. GVBL. S. 153), zuletzt geédndert
durch Gesetz vom 16. 12. 2021 (Nds. GVBL. S. 925), erfiillen:

Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD),

Christlich Demokratische Union Deutschlands in Niedersach-
sen (CDU),

BUNDNIS 90/DIE GRUNEN (GRUNE),

Freie Demokratische Partei (FDP),

Alternative fiir Deutschland (AfD),

DIE LINKE. Niedersachsen (DIE LINKE.).

1.2 Anzeige der Beteiligung an der Landtagswahl

Parteien, die die Voraussetzungen des § 12 Abs. 4 NLWG
nicht erfiillen, haben gemafl § 16 Abs. 1 NLWG der Nieder-
sédchsischen Landeswahlleiterin, 30169 Hannover, Lavesallee 6
(Gebdude des MI), ihre Teilnahme an der Landtagswahl bis

Montag, den 4. 7. 2022, 18.00 Uhr,

anzuzeigen.

In der Anzeige ist der satzungsméflige Parteiname anzuge-
ben. Die Anzeige muss von mindestens zwei Mitgliedern des
Landesvorstandes, darunter die oder der Vorsitzende oder
eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter, personlich und hand-
schriftlich unterzeichnet sein. Hat eine Partei keine einheitli-
che Landesorganisation, so richtet sich die Unterzeichnung
nach der Satzung der Partei. Der schriftlichen Anzeige sind
beizufiigen:

— die schriftliche Satzung,
— das schriftliche Programm,

— der Nachweis tiber einen satzungsgeméaf} bestellten Vor-
stand des Landesverbandes.

Der Landeswahlausschuss wird spétestens bis zum 22. 7. 2022
fir die mit dem Wahlverfahren befassten Stellen des Landes
und fiir alle Wahlkreise verbindlich feststellen, ob die anzei-
genden Vereinigungen als Parteien an den Landtagswahlen
teilnehmen diirfen.

2. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschligen

Gemif § 26 NLWO fordere ich hiermit zur Einreichung der
Kreiswahlvorschldge und der Landeswahlvorschldge fir die
Landtagswahl am 9. 10. 2022 auf. Ich bitte, die Wahlvor-
schlidge moglichst frithzeitig einzureichen.

Die Kreiswahlvorschlige sind bei der Kreiswahlleiterin oder
dem Kreiswahlleiter, die oder der fiir den jeweiligen Landtags-
wahlkreis zustdndig ist, einzureichen, die Landeswahlvor-
schldge bei der Landeswahlleiterin. Die Einreichungsfrist fiir
Kreis- und Landeswahlvorschldge endet gemdfl § 14 Abs. 1
und § 15 Abs. 1 NLWG am

Montag, dem 1. 8. 2022, um 18.00 Uhr.

2.1 Kreiswahlvorschlage

Kreiswahlvorschldge konnen von Parteien sowie von Ein-
zelbewerberinnen und Einzelbewerbern bei der fiir den jewei-
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ligen Wahlkreis zustdndigen Kreiswahlleitung eingereicht
werden. Nach § 14 Abs. 3 NLWG muss der Kreiswahlvor-
schlag von mindestens 100 Wahlberechtigten des Wahlkreises
personlich und handschriftlich unterzeichnet sein; die Wahl-
berechtigung muss im Zeitpunkt der Unterzeichnung gegeben
sein und ist bei der Einreichung des Wahlvorschlags nachzu-
weisen. Nur Kreiswahlvorschldge der Parteien, fiir die die Vor-
aussetzungen nach § 12 Abs. 4 NLWG zutreffen (Nummer 1.1),
koénnen ohne derartige Unterschriften Wahlberechtigter ein-
gereicht werden.

Die Originalunterschriften der Wahlberechtigten miissen
nach § 27 Abs. 4 NLWO auf amtlichen Formblattern erbracht
werden, die auf Anforderung von der Kreiswahlleiterin oder
dem Kreiswahlleiter kostenfrei geliefert werden. Bei der An-
forderung sind der Familienname, der Vorname und die An-
schrift der vorzuschlagenden Bewerberin oder des vorzuschla-
genden Bewerbers anzugeben. Ferner ist bei Parteien deren
Name und, sofern eine Kurzbezeichnung verwendet wird, auch
diese, bei Bewerberinnen und Bewerbern, die nicht fiir eine
Partei auftreten, die Bezeichnung ,Einzelbewerberin“ oder
»Einzelbewerber” anzugeben. Parteien haben zu bestatigen,
dass die Bewerberin oder der Bewerber bereits nach § 18 Abs. 1
NLWG aufgestellt worden ist (vgl. § 27 Abs. 4 Nr. 1 NLWO).

Kreiswahlvorschldge von Bewerberinnen und Bewerbern,
die fiir eine Partei auftreten, miissen von

— mindestens zwei Vorstandsmitgliedern des Landesverban-
des dieser Partei, darunter die oder der Vorsitzende oder
eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter oder

— einer vom Vorstand des Landesverbandes besonders be-
vollméchtigten Person oder

— zwei vom Vorstand des Landesverbandes erméchtigten
Vorstandsmitgliedern der nédchstniedrigeren Parteigliede-
rung, in deren Bereich der Wahlkreis liegt, darunter eine
Vorsitzende oder ein Vorsitzender oder eine Stellvertrete-
rin oder ein Stellvertreter,

personlich und handschriftlich unterzeichnet sein (vgl. § 14

Abs. 2 NLWG). Die Unterzeichnung des Kreiswahlvorschlags

nach § 14 Abs. 2 NLWG gilt zugleich als Zustimmung zur

Fithrung der angegebenen Parteibezeichnung.

Kreiswahlvorschldge von Einzelbewerberinnen oder Ein-
zelbewerbern miissen von diesen selbst unterzeichnet sein

(vgl. § 14 Abs. 4 NLWG).

Gemif § 27 Abs. 5 NLWO sind den Kreiswahlvorschldgen
beizufiigen:

— die Erkldrung der Bewerberin oder des Bewerbers, dass sie
oder er der Aufstellung zustimmt und fiir keinen anderen
Kreiswahlvorschlag die Zustimmung zur Benennung als
Bewerberin oder Bewerber gegeben hat,

— bei dem Wahlvorschlag einer Partei eine Versicherung an
Eides statt der Bewerberin oder des Bewerbers, dass sie
oder er nicht Mitglied in einer anderen Partei ist,

— eine Bescheinigung der zustdndigen Gemeinde, dass die
vorgeschlagene Bewerberin oder der vorgeschlagene Be-
werber wihlbar ist,

— bei Kreiswahlvorschldgen von Parteien eine Ausfertigung
der in § 18 Abs. 4 Satz 1 NLWG bezeichneten Nieder-
schrift tiber die Wahl der Bewerberin oder des Bewerbers
mit der vorgeschriebenen Versicherung an Eides statt,

— die erforderliche Zahl von Unterstiitzungsunterschriften
und Wahlrechtsbescheinigungen, sofern der Kreiswahl-
vorschlag von mindestens 100 Wahlberechtigten des
Wahlkreises unterzeichnet sein muss.

Zu Inhalt und Form der Kreiswahlvorschldge verweise ich
im Ubrigen auf die §§ 14, 14 a und 53 NLWG und § 27 NLWO.
Die fir die Einreichung der Kreiswahlvorschldge erforderli-
chen Vordrucke sind bei den Kreiswahlleiterinnen und Kreis-
wabhlleitern erhaltlich.
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2.2 Landeswahlvorschléige

Landeswahlvorschldge konnen nach § 15 Abs. 1 NLWG nur
von Parteien (Nummer 1) bei der Landeswahlleiterin einge-
reicht werden. Die Landeswahlvorschldge miissen von min-
destens zwei Vorstandsmitgliedern des Landesverbandes der
Partei, darunter die oder der Vorsitzende oder eine Stellvertre-
terin oder ein Stellvertreter, bei Parteien, fiir die nicht die Vor-
aussetzungen des § 12 Abs. 4 NLWG vorliegen, auflerdem von
mindestens 2 000 Wahlberechtigten, personlich und hand-
schriftlich unterzeichnet sein.

Die Unterschriften der Wahlberechtigten miissen nach § 33
Abs. 2 NLWO auf amtlichen Formblattern erbracht werden,
die auf Anforderung von der Landeswahlleiterin kostenfrei ge-
liefert werden. Bei der Anforderung ist der Name der Partei
und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese,
anzugeben. Die anfordernden Parteien haben zu bestatigen,
dass der Landeswahlvorschlag nach § 18 Abs. 1 und 5 NLWG
bereits aufgestellt worden ist (vgl. § 33 Abs. 2i. V. m. § 27
Abs. 4 NLWO).

Dem Landeswahlvorschlag sind geméaf} § 33 Abs. 3 NLWO
folgende Unterlagen beizufiigen:

— die Erkldrungen der vorgeschlagenen Bewerberinnen und
Bewerber, dass sie ihrer Aufstellung zustimmen und fiir
keinen anderen Landeswahlvorschlag ihre Zustimmung
zur Benennung als Bewerberin oder Bewerber gegeben ha-
ben, sowie die Versicherungen an Eides statt, dass sie
nicht Mitglied in einer anderen Partei sind,

— die Bescheinigungen der zustdndigen Gemeinden, dass die
vorgeschlagenen Bewerberinnen und Bewerber wéhlbar
sind,

— eine Ausfertigung der in § 18 Abs. 4 Satz 1 NLWG bezeich-
neten Niederschrift tiber die Wahl der Bewerberinnen und
Bewerber einschliefilich ihrer Reihenfolge mit der vorge-
schriebenen Versicherung an Eides statt,

— die erforderliche Zahl von Unterstiitzungsunterschriften
und Wahlrechtsbescheinigungen, sofern der Landeswahl-
vorschlag von mindestens 2 000 Wahlberechtigten unter-
zeichnet sein muss.

Zu Inhalt und Form der Landeswahlvorschldge verweise ich
im Ubrigen auf die §§ 14 a, 15 und 53 NLWG und § 33 NLWO.
Die fiir die Einreichung der Landeswahlvorschldge erforderli-
chen Vordrucke sind bei der Landeswahlleiterin erhéltlich.
Eine Ubersicht iiber die fiir Kreiswahl- und Landeswahlvor-
schldge einzureichenden Formblatter kann im Internet unter

https://www.landeswahlleiterin.niedersachsen.de

unter ,Landtagswahl 2022 — Vordrucke 2022“ eingesehen
werden.

3. Hinweise zum Formerfordernis

Vorsorglich weise ich darauf hin, dass die im Wahlverfah-
ren vorgegebenen Fristen nur gewahrt sind, wenn die einzu-
reichenden Unterlagen in Schriftform rechtzeitig vorgelegt
werden. Die Schriftform ist nur gewahrt, wenn die einzurei-
chenden Unterlagen personlich und handschriftlich unter-
zeichnet sind und beim zustdndigen Wahlorgan im Original
vorliegen. Eine Moglichkeit, Kopien, Faxe oder sonst elektro-
nisch tibermittelte Anlagen und Unterschriften zu akzeptie-
ren, besteht nicht.

4. Mogliche Rechtsinderungen

Im Hinblick auf die unter den Nummern 2.1 und 2.2 ge-
machten Ausfithrungen zu den Wahlvorbereitungsmafinah-
men der Wahlvorschlagstrager verweise ich vor dem Hinter-
grund der COVID-19-Pandemie auf § 55 Abs. 6 NLWG. Sofern
es durch den Erlass einer Rechtsverordnung oder durch sons-
tige Rechtsdnderungen zu Modifikationen der geltenden Rechts-
vorschriften kommen sollte, werde ich dies umgehend unter

https://www.landeswahlleiterin.niedersachsen.de

bekannt geben. Ich empfehle, sich regelméflig unter der ange-
gebenen Adresse zu informieren.
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Niedersichsischer Landesbetrieb
fiir Wasserwirtschaft, Kiisten- und Naturschutz

Verordnung
iiber die Widmung des Deiches
linksseitig der Roddau im Verbandsgebiet
des Artlenburger Deichverbandes
im Landkreis Harburg

Vom 2. 12. 2021

Aufgrund des § 3 Abs. 1 NDG i. d. F. vom 23. 2. 2004 (Nds.
GVBL S. 83), zuletzt gedndert durch Artikel 10 des Gesetzes
vom 13. 10. 2011 (Nds. GVBI. S. 353), wird verordnet:

§1

Gemaif § 3 Abs. 1 NDG wird der Deich linksseitig der Rod-
dau im Artlenburger Deichverband von der Briicke der Strafe
,Bundesstrafle”, Stadt Winsen (Luhe), Ortsteil Rottorf, iiber die
Roddau (no6rdliche Briickenseite Nordwert: 5910456, Ostwert:
32588263) bis zur Deichiiberfahrt zur Briicke an der Miin-
dung der Roddau in den Ilmenaukanal (Beginn der siidostli-
chen Auffahrt der Deichiiberfahrt Nordwert: 591314, Ostwert:
32582811) als Schutzdeich gewidmet.

§2
Der nach § 1 gewidmete Schutzdeich ist in einer Karte im
Mafistab 1 : 10 000 (Anlage) dargestellt. Die Karte ist Bestand-
teil dieser Verordnung.

§3
Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Verkiindigung im Nds.
MBIL. in Kraft.
Lineburg, den 2. 12. 2021

Niedersichsischer Landesbetrieb
fiir Wasserwirtschaft, Kiisten- und Naturschutz

Heinrich

— Nds. MBL. Nr. 2/2022 S. 107
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Niedersachsischer Landesbetrieb fir

V\ Wasserwirtschaft, Kiisten- und Naturschutz
/

NLWKN

Anlage zur Verordnung Uber die Widmung des
Schutzdeiches linksseitig der Roddau vom
12.10.2021

Az.: 62213-151-001

Anlage 1:

Artlenburger Deichverband
Linker Roddaudeich

Legende
Deichachse
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300
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1:10 000

Aufgestellt:
Jekaterina Yasikov
Geschaftsbereich |l

Luneburg, 11.10.2021

Quelle: Auszug aus den Geodaten des Landesamtes fiir
Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen,
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Wasserrechtliche Genehmigung gemify
§ 60 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 WHG i. V. m. §§ 2 und 4 I1ZUV;
Offentliche Bekanntmachung
(Salzgitter Flachstahl GmbH)

Bek. d. NLWKN v. 10. 1. 2022
— D6.62014-949-010 —

Der Firma Salzgitter Flachstahl GmbH, Eisenhiittenstrale 99,
38239 Salzgitter, wurde aufgrund ihres Antrages vom 5. 5. 2021,
gedndert am 30. 11. 2021, gemifl § 60 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2
WHG i. V. m. § 2 IZUV die Genehmigung fiir die Erweiterung
der Werksklaranlage um eine Filtrations- und Adsorptionsstu-
fe erteilt.

Der verfiigende Teil und die Rechtsbehelfsbelehrung werden
als Anlage bekannt gemacht.

Eine Ausfertigung des gesamten Bescheides kann in der
Zeit vom 26. 1. bis zum 9. 2. 2022 (einschliefilich) bei den fol-
genden Stellen zu den folgenden Zeiten eingesehen werden:

— Niedersédchsischer Landesbetrieb fiir Wasserwirtschaft, Kiis-
ten- und Naturschutz, Rudolf-Steiner-Straf’e 5, 38120 Braun-
schweig, Zimmer 6,

montags bis donnerstags

in der Zeit von 9.00 bis 15.30 Uhr,
freitags in der Zeit von 9.00 bis 12.00 Uhr,
Tel. zur Terminvereinbarung: 0531 886-91-100;

— Stadt Salzgitter, Rathaus, Joachim-Campe-Strafle 6—8, 38226
Salzgitter,

montags bis mittwochs
in der Zeit von 9.00 bis 15.00 Uhr,
donnerstags in der Zeit von 14.00 bis 18.00 Uhr,
freitags in der Zeit von 9.00 bis 12.00 Uhr,

Tel. zur Terminvereinbarung: 05341 839-4098.

Regelungen der Einsichtmoglichkeit bei den Auslegungs-
stellen aufgrund der derzeit geltenden Einschrinkungen wegen
der COVID-19-Pandemie:

Aufgrund der besonderen Ausnahmesituation durch die COVID-
19-Pandemie besteht fiir Besucherinnen und Besucher beim
NLWKN und der Stadt Salzgitter eine Zugangsbeschrankung,
sodass die Einsichtnahme des Genehmigungsbescheides nur
nach vorheriger telefonischer Terminvereinbarung unter den
o. g. Tel. erfolgen kann. Nur dann kann sichergestellt werden,
dass die Einsichtnahme nach den zum Auslegungszeitpunkt
geltenden Bestimmungen durchgefiihrt wird (derzeit z. B. 3G-
Regel, Einhalten von Abstands- und Hygieneregeln, Tragen ei-
ner FFP2-Maske, Zutritt nur durch eine Person). Die Bekannt-
gabe der Rdumlichkeit erfolgt bei der Stadt Salzgitter nach
telefonischer Vereinbarung.

Diese Bek. sowie der vollstindige Genehmigungsbescheid
sind in der Zeit vom 26. 1. bis zum 9. 2. 2022 zusitzlich im
Internet unter folgender Adresse veroffentlicht:
http://www.nlwkn.de/startseite/aktuelles/
offentliche bekanntmachungen/.

Mit Ende dieser Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch ge-
gentiber Dritten, die keine Einwendung erhoben haben, als zu-
gestellt.

Nach der offentlichen Bek. kann der Bescheid einschlieilich
seiner Begriindung bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist von
den Personen, die Einwendungen erhoben haben, schriftlich
oder elektronisch beim Niedersdchsischen Landesbetrieb fiir
Wasserwirtschaft, Kiisten- und Naturschutz, Direktion, Ge-
schiftsbereich 6, Rudolf-Steiner-Strafle 5, 38120 Braunschweig,
gb6-bs-poststelle@nlwkn.niedersachsen.de, angefordert werden.

Mafgebliches BVT-Merkblatt nach § 54 Abs. 3 WHG:
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Das genehmigte Vorhaben betrifft eine Anlage gemafl der
Richtlinie 2010/75/EU des Europédischen Parlaments und des
Rates vom 24. 11. 2010 tiber Industrieemissionen (integrierte
Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung)
— sog. Industrieemissions-Richtlinie — (Abl. EU Nr. L 334
S.17;2012 Nr. L 158 S. 25), fiir die das BVT-Merkblatt ,,Eisen-
und Stahlerzeugung” mafgeblich ist. Die aktuellen BVT-Merk-
blatter konnen im Internet beim Umweltbundesamt herunter-
geladen werden.
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Anlage

1. Verfiigender Teil

1.1 Genehmigung nach § 60 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 WHG

Der Salzgitter Flachstahl GmbH, Eisenhiittenstrafe 99, 38239
Salzgitter, wird aufgrund ihres Antrages vom 5. 5. 2021, gedn-
dert am 30. 11. 2021, geméaf § 60 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 WHG in
Verbindung mit § 2 IZUV in den zurzeit giiltigen Fassungen,
die Genehmigung fiir die Erweiterung der Werkskldranlage
um eine Filtrations- und Adsorptionsstufe erteilt.

Ortliche Lage des Vorhabens:

Im Norden des Werksgeldndes der Salzgitter Flachstahl GmbH,
unmittelbar 6stlich des Stichkanals Salzgitter, auf dem Grund-
stiick:

Gemarkung: Watenstedt

Flur: 4

Flurstiick: 5/73.

Dem Antrag, den Ausgangszustandsbericht erst zur Inbe-
triebnahme im Juli 2023 nachzureichen, wird stattgegeben.

Diese Genehmigung erlischt, sofern die unter 1.2 genannte
Baugenehmigung der Stadt Salzgitter widerrufen wird.

1.2 Baugenehmigung nach § 70 Abs. 1 Satz 1 NBauO

Der Firma Salzgitter Flachstahl GmbH, Eisenhiittenstrale 99,
38239 Salzgitter wird im Rahmen dieses Genehmigungsver-
fahrens gemafs § 70 Abs. 1 S. 1 NBauO die Baugenehmigung
fiir die Erweiterung der Werkskldranlage um eine Filtrations-
und Adsorptionsstufe erteilt.

1.3 Waldumwandlung geméf} § 8 Abs. 1, 3 und 5 NWaldLG

Die Genehmigung zur Umwandlung von Wald in Fldchen
mit anderer Nutzungsart nach § 8 Abs. 1, 3 und 5 NWaldLG
ist der Salzgitter Flachstahl GmbH bereits von der Stadt Salz-
gitter mit Datum vom 17. 6. 2021 erteilt worden.

1.4 Kostenlastentscheidung

Die Salzgitter Flachstahl GmbH trigt die Kosten des Geneh-
migungsverfahrens.

3. Rechtsbehelfsbhelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch
wire schriftlich oder zur Niederschrift beim Niedersidchsi-
schen Landesbetrieb fiir Wasserwirtschaft, Kiisten- und Na-
turschutz, Direktion — Geschiftsbereich VI, Rudolf-Steiner-
Strafle 5, 38120 Braunschweig, einzulegen.

Die Genehmigung wurde mit Nebenbestimmungen verse-
hen.*)

*) Hier nicht abgedruckt.
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Staatliches Fischereiamt Bremerhaven

Ausweisung von Muschelkulturbezirken
(Muschelfischereibetrieb Jorg Christoffers, Norden)

AV d. Staatlichen Fischereiamtes Bremerhaven
v.4.1.2022 — 65438-4-1-17 —

Auf Antrag des Muschelfischereibetriebes Jérg Christoffers,
Alter Dorper Weg 12, 26506 Norden, ist aufgrund des § 17
Abs. 2 Nds. FischG in der derzeit geltenden Fassung die nach-
folgend genannte Fliche als Miesmuschelkulturfldche geneh-
migt worden.

Diese Flache wird hiermit geméafl § 17 Abs. 3 Nds. FischG
zum Muschelkulturbezirk erklart.

Mit der Erteilung dieser Genehmigung ist gleichzeitig die
Nutzungsbefugnis nach § 1 Abs. 3 Satz 3 WaStrG durch das
Land Niedersachsen tibertragen worden. Eine Befischung darf
nur durch den o. g. Fischereibetrieb oder seine Beauftragten
erfolgen.

Bezeichnung der Miesmuschelkulturflache:

»~Swinnplate“ (K NEU 005).
Geographische Lage auf der Grundlage von WGS 84:

53° 44,300' N/007° 46,240'E

53° 44,340' N/007° 46,145'E

53° 44,155'N/007° 45,251'E

53° 44,040' N/007° 45,354'E.
Die Grofle der Kulturfldche betrégt ca. 17,85 ha.

Die Unterschutzstellung dieser Kulturfldche beginnt am
6. 2. 2022 und endet am 5. 2. 2032.

Widerrufsvorbehalt:

Diese Genehmigung kann widerrufen werden, wenn Rechts-
mittel aufgrund der gleichzeitig vom Staatlichen Fischereiamt
Bremerhaven zu veranlassenden Bek. als AV innerhalb eines
Monats nach Veroffentlichung im Nds. MBL. eingelegt und als
begriindet angesehen werden. Die Nutzung dieser Genehmi-
gung vor Unanfechtbarkeit erfolgt auf Risiko des o. g. Berech-
tigten. Diese Genehmigung kann ganz oder teilweise wider-
rufen werden, wenn es zur Erhaltung der Bundeswasserstrafie
in einem fiir die Schifffahrt erforderlichen Zustand oder zur
Abwehr von Gefahren fiir die Sicherheit und Leichtigkeit des
Verkehrs oder fiir die Sicherstellung von Mafinahmen des In-
sel- und Kiistenschutzes notwendig ist.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Oldenburg, Schlof3-
platz 10, 26122 Oldenburg, erhoben werden. Die Klage muss
die Klédgerin oder den Kléger, den Beklagten und den Gegen-
stand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimm-
ten Antrag enthalten und die zur Begriindung dienenden
Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben werden. Die
Klage kann schriftlich oder zur Niederschrift der Urkundsbe-
amtin oder des Urkundsbeamten der Geschiftsstelle des Ver-
waltungsgerichts erhoben werden. Der Klage sollen dieser Be-
scheid im Original oder in Kopie und so viele Abschriften der
Klage mit ihren Anlagen beigefiigt werden, dass alle Beteilig-
ten eine Ausfertigung erhalten kénnen. Die Klage kann auch
mit qualifizierter elektronischer Signatur durch Zuleitung
iiber EGVP erhoben werden.

B W N =
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Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig

Genehmigungsverfahren nach dem BImSchG;
Offentliche Bekanntmachung
(HGZ Giefierei GmbH & Co. KG, Walkenried)

Bek. d. GAA Braunschweig v. 20. 12. 2021
— BS 21-131 —

Die HGZ Gieflerei GmbH & Co. KG, Walkenrieder Strafie 32,
37445 Walkenried, hat mit Antrag vom 25. 11. 2021 die Ertei-
lung einer Anderungsgenehmigung geméaft § 16 Abs. 1 und
§ 10 BImSchG fiir die Errichtung und den Betrieb von drei
erdgasbefeuerten Kerntrocknungséfen beantragt.

Das Unternehmen plant und beantragt im Bereich der Kern-
fertigung den Schlichteprozess von einer Alkohol-Schlichte
auf eine Wasser-Schlichte umzustellen. Der alkoholbasierte
Schlichteprozess wird dabei um etwa 90 % reduziert. Wasser-
Schlichte emittiert keine kohlenwasserstoffhaltigen Dampfe
innerhalb der Werkshallen und damit in den Arbeitsbereich
der Mitarbeiter. Damit konnen diese Ddmpfe auch nicht indi-
rekt als diffuse Emission in die Umwelt gelangen.

Im Gegensatz zur Alkohol-Schlichte muss bei der Wasser-
Schlichte das freie Wasser vor dem Gieflprozess durch War-
mezufuhr entfernt werden, da es sonst zu Wasserdampfver-
puffungen wihrend des Gielprozesses kommt. Die Trocknung
wird in drei sogenannten erdgasbefeuerten Kerntrocknungs-
ofen erfolgen, die in den bestehenden Hallen der Kernferti-
gung errichtet werden. Der Einsatz von Erdgas wird durch die
Abwéarmenutzung des Kupolofens minimiert, so dass Erdgas
vor allem bei Anfahrvorgidngen und bei Nichtbetrieb des Ku-
polofens benétigt wird.

Die Errichtung und der Betrieb der beantragten Anlage be-
diirfen der Genehmigung geméfs § 16 Abs. 1 und § 10i. V. m.
§ 1 BImSchG sowie Nummer 3.7.1 (G/E) des Anhangs 1 der
4. BImSchV. Es handelt sich dabei um eine Anlage gemé&f} Ar-
tikel 10 der Richtlinie 2010/75/EU des Europdischen Parla-
ments und des Rates vom 24. 11. 2010 tiber Industrieemissio-
nen (integrierte Vermeidung und Verminderung der Umwelt-
verschmutzung) — sog. Industrieemissions-Richtlinie — (Abl.
EUNr. L 334 S.17; 2012 Nr. L. 158 S. 25).

Genehmigungsbehorde ist das GAA Braunschweig.

Der Antrag einschliefflich der dazu eingereichten Unterla-
gen (Zeichnungen, Erlduterungen, usw.) kann vom 26. 1. bis
zum 28. 2. 2022 in den folgenden Stellen aufgrund der derzeit
geltenden Vorschriften wegen der COVID-19-Pandemie (s. u.)
nur nach vorheriger telefonischer Terminvereinbarung zu
den jeweils angegebenen Zeiten eingesehen werden:

— Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig, Ludwig-
Winter-Strafle 2, 38120 Braunschweig,

Einsichtmaoglichkeit:

montags bis donnerstags
in der Zeit von

freitags und an Tagen
vor Feiertagen in der Zeit von 8.00 bis 14.30 Uhr,
Tel. zur Terminvereinbarung: 0531 35476-0;

— Gemeinde Walkenried, Biirgerbiiro, Bahnhofstrafle 17, 37445
Walkenried,

Einsichtmdglichkeit:

montags bis freitags

in der Zeit von
montags zusdtzlich

in der Zeit von
donnerstags zusétzlich
in der Zeit von 14.00 bis 17.30 Uhr,
Tel. zur Terminvereinbarung: 05525 202-27 oder -28.

8.00 bis 15.30 Uhr,

8.30 bis 12.30 Uhr und

14.00 bis 16.00 Uhr und

Regelung der Einsichtméglichkeit bei den Auslegungsstel-
len aufgrund der derzeit geltenden Einschrinkungen wegen
der COVID-19-Pandemie:

Aufgrund der besonderen Ausnahmesituation durch die
COVID-19-Pandemie kann wahrend der Dauer von Zugangs-
beschrankungen fiir Biirgerinnen und Biirger beim GAA
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Braunschweig und bei der Gemeinde Walkenried eine Einsicht-
nahme der Antragsunterlagen nur nach vorheriger telefoni-
scher Terminvereinbarung unter der jeweils o. g. Tel. erfol-
gen. Nur dadurch kann sichergestellt werden, dass die Ein-
sichtnahme nach den zum Auslegungszeitpunkt geltenden
Bestimmungen durchgefiihrt wird (derzeit z. B. Einhalten von
Abstands- und Hygieneregeln, Tragen einer medizinischen
Maske oder FFP-2-Maske, eventuell Testpflichten).

Diese Bek. ist auch im Internet unter http:/www.gewerbe-
aufsicht.niedersachsen.de und dort iiber den Pfad ,Bekannt-
machungen > Braunschweig — Gottingen“ einsehbar.

Etwaige Einwendungen gegen das Vorhaben sind wéhrend
der Einwendungsfrist, diese beginnt am 26. 1. und endet mit
Ablauf des 28. 3. 2022, schriftlich bei den genannten Aus-
legungsstellen oder elektronisch unter poststelle@gaa-bs.
niedersachsen.de geltend zu machen. Mit Ablauf der Einwen-
dungsfrist sind fiir das Genehmigungsverfahren alle Einwen-
dungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrecht-
lichen Titeln beruhen.

Gemif § 12 Abs. 2 der 9. BImSchV sind die Einwendungen
dem Antragsteller und, soweit sie deren Aufgabenbereich be-
rithren, den nach § 11 der 9. BImSchV beteiligten Behoérden
bekannt zu geben. Es wird darauf hingewiesen, dass auf Ver-
langen der Einwenderin oder des Einwenders deren oder des-
sen Name und Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich
gemacht werden sollen, wenn diese zur ordnungsgeméfien

Durchfihrung des Genehmigungsverfahrens nicht erforder-
lich sind.

Es wird weiter darauf hingewiesen, dass gleichférmige Ein-
wendungen unberticksichtigt bleiben konnen, wenn die Un-
terzeichner ihren Namen oder ihre Anschrift nicht oder nicht
leserlich angegeben haben.

Nach Ablauf der Einwendungsfrist entscheidet die Geneh-
migungsbehorde nach Ermessen, ob ein Erdrterungstermin
durchgefiihrt wird.

Findet der Erorterungstermin statt, werden die form- und frist-
gerecht erhobenen Einwendungen anlésslich dieses Termins am

Mittwoch, den 8. 6. 2022, 10.00 Uhr,
Freizeitzentrum Walkenried,
Nordhiuser Strafie 1 A,
37445 Walkenried,

erortert.

Findet ein Erorterungstermin nicht statt, so wird dies geson-
dert 6ffentlich bekannt gemacht.

Sollte die Erorterung am 8. 6. 2022 nicht abgeschlossen
werden konnen, wird sie an den darauffolgenden Werktagen
(ohne Samstag) zur gleichen Zeit am selben Ort fortgesetzt.

Kann der Erorterungstermin wegen der geltenden Beschran-
kungen aufgrund der COVID-19-Pandemie nicht durchgefiihrt
werden, gentigt eine Online-Konsultation nach § 5 Abs. 1 bis 4
PlanSiG.

Der Erorterungstermin dient dazu, die rechtzeitig erhobe-
nen Einwendungen zu erértern, soweit dies fiir die Priifung
der Genehmigungsvoraussetzungen nach dem BImSchG von
Bedeutung sein kann. Er soll denjenigen, die Einwendungen
erhoben haben, Gelegenheit geben, ihre Einwendungen zu er-
ldutern. Die formgerecht erhobenen Einwendungen werden
auch dann erortert, wenn die Antragstellerin oder die Perso-
nen, die Einwendungen erhoben haben, zu diesem Erorterungs-
termin nicht erscheinen.

Einwendungen, die auf besonderen privatrechtlichen Titeln
beruhen, werden im Erorterungstermin nicht behandelt.
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Es wird darauf hingewiesen, dass die Entscheidung gemafs
§ 10 Abs. 7 und 8 BImSchG und § 21 a der 9. BImSchV offent-
lich bekannt gemacht wird und die 6ffentliche Bek. die Zu-
stellung der Entscheidung ersetzen kann.

— Nds. MBI. Nr. 2/2022 S. 112

Genehmigungsverfahren nach dem BImSchG;
Offentliche Bekanntmachung
(PLG mbH, Bad Harzburg)

Bek. d. GAA Braunschweig v. 5. 1. 2022 — BS 19-004 —

Gemaif § 10 Abs. 7 und 8 BImSchG wird die Entscheidung
iber den Antrag der Firma PLG mbH, Gewerbegebiet Am Park,
Halle 5, 38271 Baddeckenstedt, auf Erteilung einer Ande-
rungsgenehmigung gemdfl § 16 Abs. 1 BImSchG fur die Er-
weiterung einer Anlage zur Lagerung von Pflanzenschutz-
mitteln und anderen Chemikalien mit Erh6hung der Gesamt-
lagerkapazitat auf 22 764 t auf dem Grundstiick in 38667 Bad
Harzburg, Godeckekamp 7, Gemarkung Harlingerode, Flur 23,
Flurstiick 29/6, in der Anlage 6ffentlich bekannt gemacht.

Der vollstdandige Bescheid und seine Begriindung kénnen in
der Zeit vom 20. 1. bis zum 3. 2. 2022 bei den folgenden Stellen
zu den angegebenen Zeiten aufgrund der derzeit geltenden Vor-
schriften wegen der COVID-19-Pandemie (s. u.) nur nach vor-
heriger telefonischer Terminvereinbarung eingesehen werden:

— Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig, Ludwig-
Winter-Strafse 2, 38120 Braunschweig,

montags bis donnerstags

in der Zeit von 8.00 bis 15.30 Uhr,
freitags in der Zeit von 8.00 bis 14.30 Uhr,
Tel. zur Terminvereinbarung: 0531 35476-0;

— Stadt Bad Harzburg, Servicebiiro, Forstwiese 5, 38667 Bad
Harzburg,

montags und dienstags

in der Zeit von
mittwochs in der Zeit von
donnerstags in der Zeit von 7.00 bis 16.00 Uhr,
freitags in der Zeit von 7.00 bis 12.00 Uhr,
Tel. zur Terminvereinbarung: 05322 74-320.

7.00 bis 16.00 Uhr,
7.00 bis 12.00 Uhr,

Regelung der Einsichtmaglichkeit bei den Auslegungsstel-
len aufgrund der derzeit geltenden Einschrinkungen wegen
der COVID-19-Pandemie:

Aufgrund der besonderen Ausnahmesituation durch die
COVID-19-Pandemie kann wihrend der Dauer von Zugangs-
beschrankungen fiir Biirgerinnen und Biirger beim GAA
Braunschweig und der Stadt Bad Harzburg eine Einsichtnah-
me des Genehmigungsbescheides nur nach vorheriger tele-
fonischer Terminvereinbarung unter der jeweils o. g. Tel. er-
folgen. Nur dadurch kann sichergestellt werden, dass die Ein-
sichtnahme nach den zum Auslegungszeitpunkt geltenden
Bestimmungen durchgefithrt werden kann (z. B. Einhalten von
Abstands- und Hygieneregeln, Tragen einer medizinischen
Maske oder FFP2-Maske, eventuell Testpflichten).

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch
gegentiber Dritten, die keine Einwendungen erhoben haben,
als zugestellt.

Der Bescheid und seine Begriindung konnen bis zum Ab-
lauf der Widerspruchsfrist (bis zum 3. 3. 2022) von den Perso-
nen, die Einwendungen erhoben haben, schriftlich oder elek-
tronisch beim Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig,
Ludwig-Winter-Strafle 2, 38120 Braunschweig, poststelle@gaa-
bs.niedersachsen.de, angefordert werden.

Der verfiigende Teil der Genehmigung und die Rechtsbe-
helfsbelehrung werden in der Anlage bekannt gemacht.

Diese Bek. und die Genehmigung sind auch im Internet un-
ter http://www.gewerbeaufsicht.niedersachsen.de und dort
iber den Pfad ,Bekanntmachungen > Braunschweig — Got-
tingen“ einsehbar.

— Nds. MBI. Nr. 2/2022 S. 113

Anlage

I. Tenor

1. Der Firma PLG mbH, Gewerbegebiet Am Park, Halle 5,
38271 Baddeckenstedt, wurde am 29. 12. 2021 gemafl § 16
Abs. 11i. V. m. § 10 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes')
und § 1 der Vierten Verordnung zur Durchfiihrung des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes®) in Verbindung mit Nr. 9.3.1
G Anhang 1 der 4. BImSchV sowie Nr. 29 und 30 Anhang 2
der 4. BImSchV die Genehmigung zur Anderung der folgen-
den Anlage erteilt:

Anlage, die der Lagerung von in der Stoffliste zu Nummer 9.3
(Anhang 2) genannten Stoffen oder Gemischen geméaf} nach-
folgender Tabelle 1 dient:

Tabelle 1

Gefahrenklasse nach Verordnung (EG) Max. Gesamtlager-

Nr. 1272/2008%) kapazitit
yakute Toxizitat” Kategorie 2 200t
~akute Toxizitat” Kategorie 2 oder 3 800t

Inklusive der genann-
ten 200 t mit ,,akuter
Toxizitat” Kategorie 2

,spezifische Zielorgan-Toxizitét"
Kategorie 1 (einmalige und /oder
wiederholte Exposition)

,oxidierende Fliissigkeiten“
Kategorie 1, 2 oder 3
320t

,oxidierende Feststoffe*
Kategorie 1, 2 oder 3“

Standort: 38667 Bad Harzburg, Godeckekamp 7
Gemarkung: Harlingerode

Flur: 23

Flurstiicke: ~ 29/6.

Die Anderungsgenehmigung umfasst die Bauabschnitte 3, 4
und 5 und folgende Anderungen:

— Die Errichtung und den Betrieb der Lagerhalle 5, ausgebil-
det als Hochregallagerhalle zur Lagerung von Pflanzen-
schutzmitteln und anderen Chemikalien, mit Verladerampe
(Bauabschnitt 3),

— Die Errichtung und den Betrieb eines Technikgebdudes
mit Sozialrdumen (Bauabschnitt 3),

— Die Errichtung und den Betrieb eines Segmentbehalters
fiir Loschwasser (Bauabschnitt 3),

— Die Errichtung und die Benutzung des iiberdachten Ver-
bindungsganges zum Bestand (Bauabschnitt 3),

— Die Errichtung und die Benutzung der Auflenanlagen ab
Achse 22 ff.,

— Die Errichtung und den Betrieb der Lagerhalle 6, ausgebil-
det als Hochregallagerhalle zur Lagerung von Pflanzen-
schutzmitteln und anderen Chemikalien, mit Verladerampe
(Bauabschnitt 4),

— Die Errichtung und den Betrieb der Lagerhalle 7, ausgebil-
det als Hochregallagerhalle zur Lagerung von Pflanzen-
schutzmitteln und anderen Chemikalien, mit Verladerampe
(Bauabschnitt 5),

— Die Erweiterung fiir den Betrieb einer Anlage zur Lagerung
von Stoffen oder Gemischen bestimmter Gefahrenklassen
nach Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 und Lagerkapazita-
ten gemafd nachfolgender Tabelle 2 (Ziffer 9.3.1 G Anhang 1
der 4. BImSchV i. V. mit Nr. 29 und Nr. 30 der Stoffliste
nach Anhang 2 der 4. BImSchV) fiir die Bauabschnitte 3—5:

') Gesetz zum Schutz vor schiddlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und &hnliche
Vorgénge — BImSchG — in der Fassung der Bekanntmachung vom
17.5. 2013 (BGBL L. S. 1274).

%) Verordnung iiber genehmigungsbediirftige Anlagen — 4. BlmSchV —
vom 2. 5. 2013 (BGBL I S. 973) in der derzeitig geltenden Fassung.

%) Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europédischen Parlaments und
des Rates vom 16. Dezember 2008 iiber die Einstufung, Kennzeich-
nung und Verpackung von Stoffen und Gemischen, zur Anderun,
und Aufhebung der Richtlinien 67/548/EWG und 1999/45/EG un
zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 vom 16. 12. 2008
(ABIL. L 353 vom 31. 12. 2008, S. 1), in der derzeit geltenden Fas-
sung.
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Tabelle 2
Gefahrenklasse nach Einstufun,
Verordnung (EG) nach Stoffliste
Nr. 1272/2008 Anhang I

der 12. BImSchV

Maximale Gesamtlagerkapazitét

Bauabschnitte
1und 2 3 4 5
(bereits
genehmigt)
Umschlag/ | Lagerhalle 5 | Lagerhalle 6 | Lagerhalle 7
Lagerhallen
1—4
wakute Toxizitat“ Kategorie 2 Zeile 1.1.2 200t
H2
sakute Toxizitat"“ Kategorie 2 oder 3 . 800 t
— - — - Zeile 1.1.3 . N
wspezifische Zielorgan-Toxizitit“ Kategorie 1 H3 __ mit zusdtzlicher Begrenzung auf 200t
(einmalige und/oder wiederholte Exposition) fir akut toxische Stoffe oder Gemische Kategorie 2
Entziindbare Flissigkeiten Kategorie 1 Zeile 1.2.5.1 o _ _
P5a
- . T - ; 640 t
Entziindbare Fliissigkeiten Kategorie 2 oder 3 Zeile 1.2.5.3 _ N N
(nicht P5a und P5b) P5c
»oxidierende Flussigkeiten“ Kategorie 1, 2 oder 3 . — — —
—_ Zeile 1.2.8
»oxidierende Feststoffe* P8 . 320t _ _
Kategorie 1, 2 oder 3“
Gewdssergefahrdend Kategorie Akut 1 Zeile 1.3.1
oder Chronisch 1 E1
— — - - - 7 800 t* 4988 t* 4988 t* 4988 t*
Gewissergefahrdend Kategorie Chronisch 2 Zeile 1.3.2
E2
Gesamtlagerkapazitét .
Bauabschnitt 1—3 127881
Gesamtlagerkapazitét .
Bauabschnitt 1—4 177761
Gesamtlagerkapazitét 99 764 t*

Bauabschnitt 1—5

* Diese maximalen Lagerkapazitdten beinhalten auch die in anderen Zeilen angegebenen maximalen Lagerkapazitéten fiir Stoffe oder Gemische mit

anderen gefdhrlichen Eigenschaften.

— Die Anderung der Gesamtlagerkapazitat fiir Stoffe oder Ge-
mische der Lagerklassen 3, 5.1B, 6.1 A, 6.1B, 6.1C, 6.1D,
8A, 8B, 10, 11, 12 oder 13 gemafl TRGS 510%) in Abhingig-
keit der Bauabschnitte von 7 800 t auf folgende Gesamtla-

gerkapazitéten:

— 12 788 t nach Inbetriebnahme von Lagerhalle 5 (Bau-

abschnitt 3),

— 17 776 t nach Inbetriebnahme von Lagerhalle 6 (Bau-

abschnitt 4),

— 22764 t nach Inbetriebnahme von Lagerhalle 7 (Bau-

abschnitt 5),

— Stoffe oder Gemische der Lagerklasse 3 gemafl TRGS 510

— Sonstige eventuelle Anderungen in den Bauvorlagen, in

— Stoffe oder Gemische der Lagerklasse 5.1B kommen neu

schen der Kategorie 1 (alle Expositionswege; Gefahrenkategorie
gemdf Verordnung (EG) Nr. 1272/2008) wird geméaf} Schrei-
ben der Antragstellerin vom 28. 2. 2020 verzichtet und dies
wird entsprechend auch nicht zugelassen.

%) TRGS 510 Lagerung von Gefahrstoffen in ortsbeweglichen Behél-

mit zusétzlichen Begrenzungen der in der Tabelle 2 ge-
nannten maximalen Lagerkapazititen fur Stoffe oder Ge-
mische bestimmter Gefahrenklassen nach Verordnung (EG)
Nr. 1272/2008 und entsprechender Lagerklassen nach
TRGS 510.

Hinweise:

sind nicht Gegenstand dieser Anderungsgenehmigung. Sie
wurden bereits fiir Bauabschnitt 1 genehmigt.

Bezug zu den bereits genehmigten Bauvorlagen der Bauab-
schnitte 1 und 2, bleiben von dieser Anderungsgenehmi-
gung unberiihrt.

hinzu (320 t ausschliefilich in Lagerhalle 5, Bauabschnitt 3).
Auf die Lagerung von akut toxischen Stoffen oder Gemi-

tern — Ausgabe Dezember 2020 (GMBL. Nr. 9—10 vom 16. 2. 2021
S. 178—216), in der derzeit geltenden Fassung.
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3. Die Lagerung von Stoffen oder Gemischen der Lagerklas-
sen 5.1B gemdfl TRGS 510 hat ausschlieflich in Lagerhalle 5
mit einer Gesamtlagerkapazitdt von bis zu 320 t zu erfolgen.
4. Die Lagerhallen 5, 6 und 7 mit einer Gesamtlagerkapazitat
von jeweils 4 988 t fur Stoffe oder Gemische der Lagerklassen
6.1A, 6.1B, 6.1C, 6.1D, 8A, 8B, 10,11,12 und 13 geméiﬁ TRGS
510 sind zusétzlich hinsichtlich ihrer gefdhrlichen Eigen-
schaften auf die in Tabelle 2 genannten Gesamtlagerkapaziti-
ten begrenzt.
5. Alle im Betriebsbereich gehandhabten fliissigen Stoffe
oder Gemische der Gefahrenklasse ,,akute Toxizitat” Kategorie
2 oder 3 geméfd Verordnung EG Nr. 1272/2008 mit den Gefah-
renhinweisen H300, H301, H330, H331 oder H370 diirfen in
Transportgebinden mit einem Fassungsvermogen von jeweils
hochstens 1 000 Litern gelagert werden.
6. Die Betriebszeit ist werktags von 6.00 Uhr bis 22.00 Uhr
(zwei Schichten).

Davon ausgenommen ist die Lagerung der Stoffe und Gemische.
7. Geméafl § 13 BImSchG schliefit diese Genehmigung die
nach NBauO?) erforderliche Baugenehmigung ein.
8. Die Kosten des Verfahrens sind von der Antragstellerin zu
tragen.
II. Der Bescheid ist mit Auflagen und Nebenbestimmungen
verbunden.*)

III. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe Widerspruch beim Staatlichen Gewerbeaufsichts-
amt Braunschweig, Ludwig-Winter-Strafle 2, 38120 Braun-
schweig, erhoben werden.

%) Niedersichsische Bauordnung — NBauO — vom 3. 4. 2012, Nds.
GVBL. Nr. 5, S. 46 in der derzeit geltenden Fassung.

*) Hier nicht abgedruckt.
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Genehmigungsverfahren gemif} § 10 GenTG
(Helmholtz-Zentrum fiir Infektionsforschung GmbH,
Braunschweig)

Bek. d. GAA Braunschweig v. 19. 1. 2022
— BS001086027-40611/0947/613 —

Dem Helmholtz-Zentrum fiir Infektionsforschung GmbH,
Inhoffenstrafle 7, 38124 Braunschweig, ist mit Bescheid vom
22.12. 2021 die Genehmigung gemaf} § 10i. V. m. § 9 Abs. 3
GenTG zur Durchfithrung einer weiteren gentechnischen Ar-
beit der Sicherheitsstufe 3 erteilt worden.

Der verfiigende Teil und die Rechtsbehelfsbelehrung der
Genehmigung werden in der Anlage sowie im Internet unter
http://www.gewerbeaufsicht.niedersachsen.de und dort tiber
den Pfad , Bekanntmachungen > Braunschweig — Gottingen®
bekannt gemacht.

Eine Ausfertigung des gesamten Bescheides kann in der
Zeit vom 20. 1. bis 2. 2. 2022 beim Staatlichen Gewerbeauf-
sichtsamt Braunschweig, Ludwig-Winter-Strafe 2, 38120 Braun-
schweig, aufgrund der derzeit geltenden Vorschriften wegen
der COVID-19-Pandemie (s. u.) nur nach vorheriger telefoni-
scher Terminvereinbarung unter Tel. 0531 35476-0 zu den
folgenden Zeiten eingesehen werden:

montags bis donnerstags

in der Zeit von

freitags und an Tagen vor Feiertagen
in der Zeit von

8.00 bis 15.30 Uhr,

8.00 bis 14.30 Uhr.

Regelung der Einsichtmaglichkeit bei den Auslegungsstel-
len aufgrund der derzeit geltenden Einschriankungen wegen
der COVID-19-Pandemie:

Aufgrund der besonderen Ausnahmesituation durch die
COVID-19-Pandemie kann wihrend der Dauer von Zugangs-
beschrankungen fiir Biirgerinnen und Biirger beim GAA Braun-
schweig eine Einsichtnahme des Genehmigungsbescheides
nur nach vorheriger telefonischer Terminvereinbarung un-
ter der o. g. Tel. erfolgen. Nur dadurch kann sichergestellt
werden, dass die Einsichtnahme nach den zum Auslegungs-
zeitpunkt geltenden Bestimmungen durchgefiihrt wird (der-
zeit z. B. Tragen einer FFP2-Maske, Einhalten von Abstands-
und Hygieneregeln, ggf. aktueller Test).

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch
Dritten gegeniiber als zugestellt.

Der Genehmigungsbescheid und seine Begriindung kénnen
bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist beim Staatlichen Gewerbe-
aufsichtsamt Braunschweig, Ludwig-Winter-Strafle 2, 38120
Braunschweig, schriftlich angefordert werden.

— Nds. MBI Nr. 2/2022 S. 115

Anlage

Genehmigungsbescheid

1. Entscheidung

Auf Thren Antrag vom 26. 10. 2021, den ich am 27. 10. 2021
erhalten habe, genehmige ich Thnen die Durchfithrung der
gentechnischen Arbeit

Rekonstruktion von SARS-CoV-2-Genomen aus Plasmiden,
deren Modifikation und Erstellung rekombinanter, infektioser
SARS-CoV-2,
die gemdfl § 10 Abs. 3 der Gentechnik-Sicherheitsverordnung
(GenTSV) der Sicherheitsstufe 3 zuzuordnen ist, unter Beach-
tung der entsprechenden Sicherheitsmafinahmen der Stufe 3.
Gentechnische Anlagen
Betreiber: Helmholtz-Zentrum fiir Infektionsforschung GmbH
Inhoffenstrafle 7
38124 Braunschweig

Anlagen:  S3-Laborgebdude, S3-Tierhaus-Infektionseinheit

Standort: S3-Laborgebdude (Az. 40611/0947/101)
530.03, S30.04, S30.05, S30.06, S30.07,
S30.08, S30.F2 und S30.S1
S3-Tierhaus-Infektionseinheit (Az. 40611/0939/101)
T22.014, T22.015, T22.016, T22.018, T22.019,
T22.020b, 22.021b und T22.F09.

Dabei miissen Sie die in den Bescheiden vom 23. 10. 2009,
24.5.2011 und 29. 11. 2012 (S3-Laborgebédude) sowie 29. 8. 2006
(S3-Tierhaus-Infektionseinheit) fiir die Anlagen aufgefithrten
Nebenbestimmungen ebenso wie die unter Nr. 3 im vorliegen-
den Bescheid verfiigten Nebenbestimmungen beachten.

Kosten

Dieser Bescheid ist geméaf} der §§ 1, 5 und 6 des Niederséch-
sischen Verwaltungskostengesetzes (NVwKostG) kostenpflichtig.
Auflerdem sind die Auslagen fiir die Stellungnahme der ZKBS
und die Postzustellungsurkunde nach § 13 NVwKostG von ITh-
nen zu erstatten. Die Hohe der Kosten entnehmen Sie bitte
dem Kostenfestsetzungsbescheid, der Thnen mit einem separa-
ten Schreiben zugeht.

Die Kosten fiir die 6ffentliche Bekanntmachung in der Ta-
geszeitung werden Thnen gesondert in Rechnung gestellt.

2. Antragsunterlagen*)
3. Nebenbestimmung und Hinweise*)
4. Begrindung*)

5. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe Widerspruch beim Staatlichen Gewerbeaufsichts-
amt Braunschweig, Ludwig-Winter-Str. 2, 38120 Braunschweig,
erhoben werden.

*) Hier nicht abgedruckt.
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Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg

Genehmigungsverfahren nach dem BImSchG;
Offentliche Bekanntmachung
(revis bioenergy GmbH, Miinster)

Bek. d. GAA Oldenburg v. 19. 1. 2022
— OL 21-082-01 —

Die Firma revis bioenergy GmbH, Lippstddter Strafie 42,
48155 Miinster, hat mit Schreiben vom 30. 3. 2021 die Ertei-
lung einer Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb einer
Anlage zur Erzeugung von Biomethan durch den Einsatz von
Giille/Festmist mit einer Durchsatzkapazitdt von 2 739,73 t/d
auf dem Grundstiick in 26169 Friesoythe, Gemarkung Frie-
soythe, Flur 9, Flurstiicke 20/15, 20/44, 20/46, 20/49, bean-
tragt.

Das beantragte Vorhaben umfasst folgende Mafinahmen,
insbesondere die Errichtung und den Betrieb:

a) einer Anlage zur biologischen Behandlung von Giille durch
anaerobe Vergirung (Biogasanlage) mit einer Durchsatzka-
pazitdt von 2 739,73 t/d (Nummer 8.6.3.1 [G/E] des An-
hangs 1 der 4. BImSchV),

b) von zwei Doppelmembranspeichern mit einem Fassungsver-
mogen von insgesamt 26 728 t Biogas (Nummer 9.1.1.2 [V]
des Anhangs 1 der 4. BImSchV),

c) von sechs Notgasfackeln,

d) einer Biogasaufbereitungsanlage bestehend aus drei Druck-
wechseladsorptionsanlagen mit zwei nachgeschalteten
thermischen Nachverbrennungsanlagen mit einer Verar-
beitungskapazitdt von 115 183 493 Nm?®/a Biogas (Num-
mer 1.16 [V] des Anhangs 1 der 4. BImSchV),

e) einer LNG-Produktions- und Lageranlage mit einem Fas-
sungsvermogen von 160 t LNG (Nummer 9.1.1.1 [G] des
Anhangs 1 der 4. BImSchV),

f) von zwei Gérrestlagern mit einer Lagerkapazitdt von ins-
gesamt 19 084 m® (Nummer 9.36 [V] des Anhangs 1 der
4. BImSchV),

g) einer Garrestaufbereitungsanlage mit einer Durchsatzka-
pazitit von 3 000 t/d (Nummer 8.11.2.3 [G/E] des Anhangs
1 der 4. BImSchV),

h) eines Ammoniaklagers mit einer Lagerkapazitdt von 153 t
(Nummer 9.3.1 [G] des Anhangs 1 der 4. BlmSchV),

i) einer Verladestation,

j) einer Energiezentrale bestehend aus zwei Dampfkesseln mit
einer Feuerungswarmeleistung von insgesamt 38,6 MW
(Nummer 1.2.2.1 [V] des Anhangs 1 der 4. BImSchV).

Mit der Realisierung des Vorhabens soll voraussichtlich im
Juni 2022 begonnen werden.

Es bedarf der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung
gemdf der §§ 4 und 10 i. V. m. § 1 BImSchG sowie Nummer
8.6.3.1 (G/E)i. V. m. Nummer 9.1.1.2 (V), 1.16 (V), 9.1.1.1 (G),
9.36 (V), 8.11.2.3 (G/E), 9.3.1 (G) sowie 1.2.2.1 (V) des An-
hangs 1 der 4. BImSchV.

Es handelt sich weiterhin um eine Anlage geméaf} Artikel 10
der Richtlinie 2010/75/EU des Europdischen Parlaments und
des Rates vom 24. 11. 2010 iiber Industrieemissionen (inte-
grierte Vermeidung und Verminderung der Umweltver-
schmutzung) — sog. Industrieemissions-Richtlinie — (Abl. EU
Nr.L 334 S.17;2012 Nr. L. 158 S. 25).

Gemédfs Nummer 8.1 der Anlage zur ZustVO-Umwelt-Ar-
beitsschutz ist das GAA Oldenburg die zustdndige Genehmi-
gungsbehorde.

Das geplante Vorhaben wird hiermit gemafl § 10 Abs. 3
BImSchG offentlich bekannt gemacht.

Der Behorde liegen als Bestandteil der Antragsunterlagen
derzeit folgende entscheidungsrelevante Berichte und Emp-
fehlungen vor:

— Schallimmissionsprognose Nummer 112091020 vom
24. 2. 2021, uppenkamp + partner,
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— Geruchsimmissionsprognose Nummer 113091220 vom
5. 3. 2021, uppenkamp + partner,

— Schornsteinhéhenberechnung nach TA-Luft PR21 H0042
vom 23. 11. 2021, Weyer Gruppe,

— Immissionsprognose PR21 H0042 vom 30. 11. 2021, Weyer
Gruppe,

— Immissionsprognose Nummer 116005721 vom 26. 2. 2021,
uppenkamp + partner,

— Sicherheitsbericht geméf Storfallverordnung der nordfuel
GmbH vom 14. 5. 2021,

— Gutachten zur Festsetzung des angemessenen Sicherheits-
abstandes gemafl KAS-18, vom 25. 3. 2021, Projektnum-
mer 200142, Eiklenborg + Partner mbB,

— Brandschutzkonzept vom 22. 3. 2021, Holscher,

— Blitzschutzkonzept vom 22. 3. 2021, Projektnummer 01/004,
Udo Leipe,

— Fauna-Flora-Habitat Vorpriifung PR21 H0041 vom 30. 11.
2021, Weyer Gruppe,

— Umweltvertraglichkeitspriifung-Voruntersuchung, Thalen
Consult GmbH, vom 18. 2. 2020,

— Umweltvertraglichkeitspriifung-Bericht PR21 H0042 vom
2.12. 2021, Weyer Gruppe,

— Fachbeitrag zur Wasserrahmenrichtlinie vom 13. 10. 2020,
AGL,

— Geotechnischer Bericht vom 12. 11. 2019, Projektnummer
P054-19, GeoMD,

— Ausgangszustandsbericht (AZB), AZB-Vorpriifung vom
21. 12. 2020, Projektnummer CAL-20-0628.

Fir das Vorhaben ist geméfl den §§ 5 und 7 UVPG i. V. m.
den Nummern 8.4.2.1 (S), 9.1.1.3 (S), 9.1.1.2 (A), 9.3.2 (A)
und 1.2.2.1 (S) der Anlage 1 des UVPG durch eine allgemeine
Vorprifung des Einzelfalles zu ermitteln, ob fiir das beantragte
Vorhaben die Durchfithrung einer Umweltvertréaglichkeits-
prifung erforderlich ist. Die Durchfithrung der Vorpriifung
entféllt, da von der Vorhabentrégerin, der Firma revis bioener-
gy GmbH, eine freiwillige Umweltvertraglichkeitsprifung ge-
méafl § 7 Abs. 3 UVPG beantragt wurde. Diesem Antrag wurde
von der Genehmigungsbehorde zugestimmt.

Die fir die Umweltvertrédglichkeitspriifung gemif} § 4 e der
9. BImSchV notwendigen Unterlagen liegen der Genehmi-
gungsbehorde vor und werden mit den iibrigen Antragsunter-
lagen ausgelegt (UVP-Bericht). Der UVP-Bericht enthélt ge-
biindelte Angaben beziiglich der zu erwartenden Umweltaus-
wirkungen geméfl der Anlage 4 des UVPG und der dort ge-
nannten Schutzgiiter.

Der Antrag auf Erteilung der Genehmigung und die An-
tragsunterlagen nach § 4 der 9. BImSchV, liegen in der Zeit
vom 26. 1. bis einschlieBlich 25. 2. 2022 bei den folgenden
Stellen zu den angegebenen Zeiten zur Einsichtnahme 6ffent-
lich aus:

— Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg, Theodor-Tant-
zen-Platz 8, 26122 Oldenburg (Oldenburg), Zimmer 417,
wihrend der Dienststunden,
montags bis donnerstags
in der Zeit von 7.30 bis 16.00 Uhr,
freitags in der Zeit von 7.30 bis 13.00 Uhr;

— Stadt Friesoythe, Sitzungssaal, Alte Mﬁh_lenstraﬁe 12, 26169
Friesoythe, Zimmer 318, wihrend der Offnungszeiten,
montags bis donnerstags
in der Zeit von
freitags in der Zeit von

8.00 bis 17.00 Uhr,
8.00 bis 13.00 Uhr;
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— Gemeinde Saterland, Hauptstrafle 507, 26683 Saterland,
Zimmer E.20,
nach Terminvereinbarung unter Tel. 04498 940-161.

Diese Bek. ist auch im Internet unter http://www.gewerbe-
aufsicht.niedersachsen.de und dort iiber den Pfad , Bekannt-
machungen > Oldenburg — Emden — Osnabriick” einseh-
bar.

Vor dem Hintergrund der COVID-19-Pandemie ist eine
Einsichtnahme in die Antragsunterlagen nur nach telefoni-
scher Terminabsprache (Tel. 0441 799-2425 beim GAA Ol-
denburg und Tel. 04491 9292-0 bei der Stadt Friesoythe
sowie Tel. 04498 940-161 bei der Gemeinde Saterland) und
unter Beachtung der geltenden Schutzmafinahmen méglich.

Etwaige Einwendungen gegen das Vorhaben sind wéhrend
der Einwendungsfrist, diese beginnt am 26. 1. 2022 und endet
mit Ablauf des 25. 3. 2022, schriftlich oder elektronisch (E-Mail-
Adresse des GAA Oldenburg: poststelle@gaa-ol.niedersach-
sen.de) bei den genannten Auslegungsstellen geltend zu ma-
chen.

Die Einwendungen sind rechtzeitig erhoben, wenn sie in-
nerhalb der Frist bei den o. g. Stellen eingegangen sind. Mit
Ablauf dieser Frist sind fir das Genehmigungsverfahren alle
Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen pri-
vatrechtlichen Titeln beruhen (§ 10 Abs. 3 Satz 5 BImSchG).

Gemaf § 12 Abs. 2 der 9. BImSchV sind die Einwendungen
dem Antragsteller und, soweit sie deren Aufgabenbereich be-
rithren, den nach § 11 der 9. BImSchV beteiligten Behorden
bekannt zu geben. Es wird darauf hingewiesen, dass auf Ver-
langen der Einwenderin oder des Einwenders deren oder des-
sen Name und Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich ge-
macht werden sollen, wenn diese zur ordnungsgeméflen
Durchfithrung des Genehmigungsverfahrens nicht erforder-
lich sind.

Nach Ablauf der Einwendungsfrist entscheidet die Geneh-
migungsbehorde nach Ermessen, ob eine Erorterung durchge-
fihrt wird.

Sofern eine Erérterung notwendig ist, wird sie aufgrund der
COVID-19-Pandemie durch eine Online-Konsultation nach § 5
PlanSiG durchgefiihrt.

Die Online-Konsultation dient dazu, die rechtzeitig erhobe-
nen Einwendungen zu erértern, soweit dies fiir die Priifung
der Genehmigungsvoraussetzungen nach dem BImSchG von
Bedeutung sein kann.

Durch die Durchftihrung der Online-Konsultation wird den
zur Teilnahme am Erorterungstermin Berechtigten die Gele-
genheit gegeben, sich zu den sonst im Erérterungstermin zu
behandelnden Informationen schriftlich oder elektronisch zu
duflern. Dieses Vorgehen ersetzt den miindlichen Austausch
wihrend des Erorterungstermins. Die zu behandelnden Infor-
mationen werden den Berechtigten vor der Online-Konsultati-
on zugénglich gemacht.

Nach § 18 Abs. 2 der 9. BImSchV werden die rechtzeitig
eingegangenen Einwendungen zusammengefasst und nach
Themen sortiert tabellarisch aufbereitet. Im Rahmen der On-
line-Konsultation werden zu dieser tabellarischen Darstellung
die Antworten der Antragstellerin und — soweit vorliegend —
die Stellungnahmen der Fachbehorden gegentibergestellt. Ein
Link zum Download der tabellarischen Darstellung wird ab
dem 6. 5. 2022 im Internet unter http:/www.gewerbeaufsicht.
niedersachsen.de und dort iiber den Pfad ,Bekanntmachun-
gen > Oldenburg — Emden — Osnabriick” veroffentlicht. Ein
Download wird bis zum 27. 5. 2022 unter Verwendung eines
Kennwortes moglich sein.

Diejenigen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben haben
und die am Verfahren Beteiligten, werden geméaf} § 5 Abs. 3
PlanSiG tber die Durchfithrung der Online-Konsultation be-
nachrichtigt und erhalten das zum Download erforderliche
Kennwort unaufgefordert zugesandt.

Andere Interessierte konnen das Kennwort unter der E-Mail-
Adresse poststelle@gaa-ol.niedersachsen.de anfordern.

Die Einwenderin oder der Einwender und die am Verfahren
Beteiligten haben bis einschliefflich dem 3. 6. 2022 Gelegen-
heit sich zu der Erwiderung der Antragstellerin und den Stel-
lungnahmen der Fachbehorden schriftlich oder elektronisch
(E-Mail-Adresse des GAA Oldenburg: poststelle@gaa-ol.nieder-
sachsen.de) zu dufBern.

Einwendungen, die auf besonderen privatrechtlichen Titeln
beruhen, werden im Rahmen der Online-Konsultation nicht
behandelt.

Findet eine Online-Konsultation nicht statt, so wird dies ge-
sondert 6ffentlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Entscheidung gemaf}
§ 10 Abs. 7 und 8 BImSchG und § 21 a der 9. BlImSchV o6ffent-
lich bekannt gemacht wird und die offentliche Bek. die Zu-
stellung der Entscheidung ersetzen kann.
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Rechtsprechung

Bundesverfassungsgericht

Leitsitze
zum Beschluss des Ersten Senats vom 3. 11. 2021
— 1BvL 1/19 —

(Festsetzungsverjihrung bei ErschlieBungsbeitridgen)

. Das Gebot der Belastungsklarheit und -vorhersehbarkeit
(Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 20 Abs. 3 GG) er-
streckt sich auf alle Abgaben zum Vorteilsausgleich. Daher
muss auch die Moglichkeit zur Erhebung von Erschlie-
Bungsbeitrdgen nach Eintritt der tatsdchlichen Vorteilslage
zeitlich begrenzt werden (Fortfiihrung von BVerfGE 133,
143).

. Das Gebot der Belastungsklarheit und -vorhersehbarkeit
verlangt zudem, dass der Zeitpunkt des Eintritts der tat-
sdchlichen Vorteilslage fiir die Beitragspflichtigen erkenn-
bar ist.
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Leitsdtze
zum Beschluss des Ersten Senats vom 19. 11. 2021
— 1BvR 781/21 —
— 1BvR 798/21 —
— 1 BvR 805/21 —
— 1 BvR 820/21 —
— 1 BvR 854/21 —
— 1BvR 860/21 —
— 1 BvR 889/21 —

Bundesnotbremse I
(Ausgangs- und Kontaktbeschrankungen)

. Ausgangs- und Kontaktbeschrdnkungen als Mafinahmen
zur Bekdmpfung einer Pandemie miissen den allgemeinen
verfassungsrechtlichen Anforderungen an die Einschrén-
kung von Grundrechten in jeder Hinsicht gentigen.

. Das Grundrecht auf freie Entfaltung der Personlichkeit
(Art. 2 Abs. 1 GG) schiitzt familiendhnlich intensive Bin-
dungen auch jenseits des Schutzes von Ehe und Familie.
In seiner Ausprdgung als umfassende allgemeine Hand-
lungsfreiheit schiitzt dieses Grundrecht die Freiheit, mit
beliebigen anderen Menschen zusammenzutreffen. In sei-
ner Auspragung als allgemeines Personlichkeitsrecht schiitzt
das Grundrecht davor, dass sdmtliche Zusammenkiinfte
mit anderen Menschen unterbunden werden und die ein-
zelne Person zu Einsamkeit gezwungen wird; anderen
Menschen iiberhaupt begegnen zu konnen, ist fiir die Per-
sonlichkeitsentfaltung von konstituierender Bedeutung.

. Art. 2 Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit Art. 104 Abs. 1 GG
schiitzt die gegebene tatsdchliche korperliche Bewegungs-
freiheit. Sie setzt in objektiver Hinsicht die Moglichkeit
voraus, von ihr tatsichlich und rechtlich Gebrauch ma-
chen zu konnen; subjektiv gentigt ein darauf bezogener na-
tirlicher Wille.

a. In die Fortbewegungsfreiheit kann auch durch allein
psychisch vermittelt wirkenden Zwang eingegriffen
werden. Dieser muss nach Art und Ausmaf einem un-
mittelbar wirkenden physischen Zwang vergleichbar sein.

b. Ein Gesetz, das unmittelbar ohne weiteren Vollzugsakt
in die Fortbewegungsfreiheit eingreift, kann den Schran-
kenregelungen in Art. 2 Abs. 2 Satz 3 und Art. 104
Abs. 1 Satz 1 GG gentigen.

¢. Umfassende Ausgangsbeschriankungen kommen nur in
einer duflersten Gefahrenlage in Betracht.
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Leitsitze
zum Beschluss des Ersten Senats vom 19. 11. 2021
— 1BvR 971/21 —
— 1BvR 1069/21 —

Bundesnotbremse II
(Schulschlieffungen)

. Aus Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 7 Abs. 1 GG folgt

ein Recht der Kinder und Jugendlichen gegeniiber dem
Staat, ihre Entwicklung zu einer eigenverantwortlichen
Personlichkeit auch in der Gemeinschaft durch schulische
Bildung zu unterstiitzen und zu fordern (Recht auf schuli-
sche Bildung).

. Das Recht auf schulische Bildung umfasst verschiedene

Gewdhrleistungsdimensionen:

a) Es vermittelt den Kindern und Jugendlichen einen An-
spruch auf Einhaltung eines fir ihre chancengleiche
Entwicklung zu eigenverantwortlichen Personlichkei-
ten unverzichtbaren Mindeststandards von Bildungs-
angeboten, enthalt jedoch keinen origindren Leistungs-
anspruch auf eine bestimmte Gestaltung staatlicher
Schulen.

b) Aus dem Recht auf schulische Bildung folgt zudem ein
Recht auf gleichen Zugang zu staatlichen Bildungsan-
geboten im Rahmen des vorhandenen Schulsystems.

c) Das Recht auf schulische Bildung umfasst auch ein Ab-
wehrrecht gegen Mafinahmen, welche das aktuell er-
offnete und auch wahrgenommene Bildungsangebot
einer Schule einschridnken, ohne das in Ausgestaltung
des Art. 7 Abs. 1 GG geschaffene Schulsystem als solches
zu verdndern.

. Entfallt der schulische Prasenzunterricht aus iiberwiegen-

den Griinden der Infektionsbekdmpfung fiir einen lange-
ren Zeitraum, sind die Lidnder nach Art. 7 Abs. 1 GG
verpflichtet, den fiir die Personlichkeitsentwicklung der
Kinder und Jugendlichen unverzichtbaren Mindeststan-
dard schulischer Bildung so weit wie moglich zu wahren.
Sie haben dafiir zu sorgen, dass bei einem Verbot von Pré-
senzunterricht nach Moglichkeit Distanzunterricht statt-
findet.

. Bei einer lange andauernden Gefahrenlage wie der Corona-

Pandemie muss der Gesetzgeber seinen Entscheidungen
umso fundiertere Einschidtzungen zugrunde legen, je ldn-
ger die zur Bekdmpfung der Gefahr ergriffenen belasten-
den Maflnahmen anhalten. Allerdings diirfte der Staat
grofBe Gefahren fir Leib und Leben am Ende nicht deshalb
in Kauf nehmen, weil er nicht genug dazu beigetragen hat,
dass freiheitsschonendere Alternativen zur Abwehr dieser
Gefahren erforscht wurden.

. Eine die Zustimmungsbediirftigkeit des Bundesrates ge-

méfl Art. 104 a Abs. 4 GG auslosende bundesgesetzliche
Verpflichtung der Lander zur Erbringung von Geldleistun-
gen, geldwerten Sachleistungen oder vergleichbaren Dienst-
leistungen gegentiber Dritten liegt nur dann vor, wenn das
Gesetz nach seinem objektiven Regelungsgehalt bezweckt,
Dritten individuelle Vorteile durch staatliche Leistungen
zu verschaffen.
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Leitsdtze
zum Beschluss des Ersten Senats vom 16. 12. 2021
— 1 BvR 1541/20 —

Benachteiligungsrisiken von Menschen mit Behinderung
in der Triage

1. Aus Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG ergibt sich fiir den Staat das
Verbot unmittelbarer und mittelbarer Diskriminierung we-
gen Behinderung und ein Auftrag, Menschen wirksam vor
Benachteiligung wegen ihrer Behinderung auch durch
Dritte zu schiitzen.

. Der Schutzauftrag des Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG kann sich in
bestimmten Konstellationen ausgeprédgter Schutzbediirf-
tigkeit zu einer konkreten Schutzpflicht verdichten. Dazu
gehoren die gezielte, als Angriff auf die Menschenwiirde
zu wertende Ausgrenzung von Personen wegen einer Be-
hinderung, eine mit der Benachteiligung wegen Behinde-
rung einhergehende Gefahr fir hochrangige grundrecht-
lich geschiitzte Rechtsgiiter wie das Leben oder auch Si-
tuationen struktureller Ungleichheit.

Der Schutzauftrag verdichtet sich hier, weil das Risiko der
Benachteiligung wegen einer Behinderung bei der Zutei-
lung knapper, tberlebenswichtiger intensivmedizinischer
Ressourcen besteht.

. Dem Gesetzgeber steht auch bei der Erfiillung einer kon-
kreten Schutzpflicht aus Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG ein Ein-
schitzungs-, Wertungs- und Gestaltungsspielraum zu.
Entscheidend ist, dass er hinreichend wirksamen Schutz
vor einer Benachteiligung wegen der Behinderung bewirkt.
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	Amt für regionale Landesentwicklung Leine-Weser
	Anerkennung der „Ines & Günther Kubick Stiftung“
	Anerkennung der „ROBERT BOOTZ Stiftung“
	Anerkennung der „Hannes Rehm & Sigrid Matern-Rehm Stiftung“
	Anerkennung der „Mannherz Stiftung“
	Anerkennung der „Röber Familienstiftung“

	Amt für regionale Landesentwicklung Lüneburg
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